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WOLF.MICHAEL CATENHUSEN 
plädiert für die Stärkung der UNO 

und ihrer Unterorganisationen, 
NORBERT GANSEL lenkt den Blick 

darauf, daß der Konflikt am Golf in 
erster Linie ein Konflikt ums Öl ist. 

Nicht auf eine „Frauenfrage" re­
duziert sehen will URSULA BEER die 

systematische Benachteiligung von 
Frauen. Vielmehr handelt es sich um 
eine Frauen- und eine Männerfrage, 

also eine „Geschlechterfrage". 
Sie nimmt dabei die Definitionsmacht -
männlicher - Hohepriester der Wissen­

schaft aufs Korn: Diese produzieren 
Weltbilder, in die sich Frauen -

mangels weiblicher Weltsichten - nur 
ein- und damit unterordnen können. 
Bei ihrem Streifzug bekommen nicht 

nur Helmut Kohl und der in dessen 
Fußstapfen tretende Oskar Lafontaine 
ihr Fett ab, sondern auch Ulrich Beck, 

Shooling-sfar der linksbürgerlichen 
Soziologie: Er habe die Geschlechter­

frage zum "Nebenwiderspruch der 
Postmoderne" umdefiniert ... 

Eine Einführung zum Schwerpunkt­
thema dieses Heftes liefert 

MARGRET STEFFEN, die Ursula Beers 
neues Buch rezensiert und ein 

Interview mit ihr geführt hat. 
SUSANNE SCHUNTER·KLEEMANN 

beleuchtet in einem Ländervergleich -
von Dänemark bis Großbritannien -

die unterschiedlichen Formen der Frau­
endiskriminierung durch die verschie-

denen sozialstaatlichen Systeme. 
SABINE KEBIR untersucht die „Sucht 

nach Identität" des modernen Indu­
striemenschen, speziell die Folgen 
daraus für die Frauenbewegung. 

An der „Großen Erzählung 
des Marxismus" festhalten wollen 

STUART HALL und FREDERIC 
JAMESON auch nach den schweren 
Schäden, die diese 1989 erlitten hat. 

ln ihrem Gespräch gehen sie der 
Frage noch, wo in der 11 Postmoderne" 

Ansatzpunkte der Rekonstituierung 
eines kollektiven Subjekts der 
Veränderung zu finden sind. 

Dieser Frage stellt sich im Interview 
RUDOLF MEIDNER, mehrere Jahrzehn­

te einer der 11Cheftheoretiker" der 
schwedischen Gewerkschaften. Im 

Interview mit spw erläutert er die 
Grundlagen des Schwedischen 

Modells sowie die Ursachen für seine 
gegenwärtig zu beobachtenden 

Krisenerscheinungen. 
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liebe Leserinnen und Leser, 
inzwischen haf sich die neue Geschähs­
lührung des spw-Verlages eingearbei­
let. Sie besteht aus Andreas Bach (Dort­
mund) und Ulla Saß (Köln) und ist seit 
Januar bzw. Juni 1990 im Amt. 
Mit dieser Ausgabe haben wir durch 
technische Verbesserungen die 
Druckqualität der Zeitschrift gesteigert. 
Wir hoffen, dadurch die Lesbarkeit, 
aber auch den Gesamteindruck, verbes­
sert zu hoben. Auf dieser Grundlage 
möchten wir alle Anstrengungen unter­
nehmen, die verkauhe Auflage weiter 
zu sf'eigem. Zwar haben wir seit Anfang 
Januar bereits knapp 300 neue 

Abonnentinnen geworben - an dieser 
Sie/Je möchien wir uns bei all denen 
bedanken, die zu diesem Erfolg beige­
tragen haben -, dennoch glauben wir, 
daß noch viele Kolleginnen und Kolle­
gen spw gerne abonnieren möchten. 
So gibt es immer wieder interessierte 
mittellose Einzelpersonen, die auch den 
ermäßigten Abo-Preis von DM 42,- zur 
Zeit nicht zahlen können. Wir möchten 
daher alle Förderer von spw hiermit 
aufrufen: spendet DM 20,- pro Abo, um 

diesem Personenkreis ein noch günsfi­
geres Jahresabo für DM 22,- anbieten 
zu können. Ihr Hndet hierzu links einen 
Coupon. 
Es gibt noch andereMäglichkeilen, spw 
zu unterstützen: Abos werben mit der 
beiliegenden Karle oder im politischen, 
beruflichen und persönlichen Umfeld 
regelmäßig spw verkaufen, wie es 
schon 60 andere Kolleginnen als 
Verlriebsagentlnnen machen. 
Diejenigen, die eine neue Wohnung 
gefunden haben, möchlen wir herzlich 
bitten, uns ihre neue Adresse mitzutei­
len, da spw als Postvertriebsstück von 
der Post nämlich nicht nachgesendet 
wird. Alle, die noch nicht Ihre Abo­
rechnung 1990 bezahlt haben, möch­
ten wir hiermit auffordern, dies nun zu 
tun, da wir ansonsten Mahnungen ver­
senden müssen. 

Kürzlich tauchte in der „Frankfurter Staatshaushalt reißt, was sich dank der 
Allgemeinen Zeitung" ein Bericht auf, 
dessen bemerkenswerte Botschaft den 
Anlaß für eine Art Wirtschafts-KUR­
ZUM darstellt: 

Während die 
meisten von uns 

Golfkrise nun noch verschlimmern wird. 
Pech: Japans Banken brauchen ihr Geld 
derzeit selbst und ziehen es aus den USA 
ab, um sich angesichts zusammensacken­
der Aktien- und Immobilienmärkte abzu-

sichern. 
Deutsch­
lands Fi-

noch auf den 
politischen 
Überbau des 
Weltgesche­
hens starren, ist 
an dessen Basis 
der Teufel los: 
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nanzkapital 
wird dafür 
ebenfalls 
kaum ein­
springen 
können, 
denn „wir" 

brauchen ja 
Geld für die 
,,Einheit". 
,,Geld"brau­
chen auch 
die osteuro~ 
päischen 
Länder-dar­
unter die 
UdSSR-und 
die Länder 
der „dritten" 
und „vierten 
Welt''. Alle 
Welt braucht 
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Das realwirt­
s c h a ft l i c he 
Wachstums­
tempo geht all­

gemein zunick 
und tendiert in 
den USA und 
Großbritannien 
schon gegen 
den Nullstrich. 
Neuinvestitio­
nen gelten als 
kostenträchtig, 

ihre möglichen 
Renditen als 
unsicher. Noch 
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bedeutsamer ist, 
daß damit auch dem ,,Kasino-Kapitalis­
mus" der 80er Jahre die Luft ausgeht und 
den überhöhten Aktienkursen, den exor­
bitanten Immobilienpreisen und manch 
anderen windigen Geschäftemachereien. 
der Boden Stück für Stück entzogen wirci. 
Um die drohenden Probleme und Verluste 
aufzufangen, muß neues Geld beschafft 
werden - die Kreditnachfrage nimmt zu, 
die Zinsen steigen, damit wiederum die 
Zahlungsschwierigkeiten von Unterneh­
men und Normalverbrauchern, vor allem 
aber der hochverschuldeten Länder im 
Osten und im Süden der Welt, so daß die 
drohenden Probleme und Verluste weiter­
hin zunehmen ... 
Am deutlichsten sind die Anzeichen der 
bevorstehenden Rezession in den USA 
(jüngstes Quartalswachstum nur noch 
0,4%). Dort ist die real wirtschaftliche Ba­
sis im Vergleich zu Japan und Westeuropa 
am schwächsten und der Finanzierungsbe­
darf am höchsten. Auf diesem dünnen Eis 
sind schon die amerikanischen Sparkassen 
eingebrochen. Und selbst Riesenbanken 
wie die Chase Manhattan melden enorme 
Verluste. Hinzu kommt die US-Rolle als 
Weltpolizist, die erhebliche Löcher in den 

Geld. 
Währendauf 

der einen Seite also zuviel Kapital (=Geld 
mit Anspruch auf Profit) angelegt worden 
ist, um durch die realwirtschaftlich erzeug­
ten Profite noch länger befriedigt werden 
zu können. und es daher vor allem auf den 
Aktien- und Immobilienmärkten, aber auch 
bei insolventen Wirtschaftsunternehmen 
zu Entwertungen kommt, wird auf der an­
deren Seite das Geld knapp, setzt die Suche 
nach ,,neuem" und entsprechend „teurem" 

Geld ein. Und was eben noch als neues 
Feld realwirtschaftlicher Expansion er­
schien - Osteuropa nämlich - , entpuppt 
sich vorerst als zinstreibendes ,,Faß ohne 
Boden", wo wirksame Nachfrage nur „auf 
Pump" existiert. (Mag wohl sein, daß sich 

das neue Deutschland dabei noch in der 
komfortabelsten Situation befindet und den 
ganzen Schlamassel am besten überstehen 
wird.) 
Ob die ganze Gemengelage in einem gro­
ßen Krach mündet, soll hier nicht progno­
stiziert werden. Als sicher darf aber eine 
neue Qualität gesellschaftlicher und welt­
weiter Verteilungskonflikte gelten. Denn 
die hohen Zinsen werden die Umvertei­
lung von den Arbeitseinkommen zu den 
Kapitalerträgen ebenso befördern wie die 

KURZ 
UM 
immerausweglosere Schuldensituation der 
,,3. Welt", deren Entwicklung ebenso blok­
kieren wie die Lösung anderer Weltproble­
me. Die kommende Re7f"'<:ion dürfte das 
Gerangel um die kapitalistische Weltoni­
nung nach dem Ende des kalten Krieges. 
um die Ein:flußzonen und Rollen der füh­

renden Mächte verstärken. Der80er-Kor 
junkturdes Weltkapitalismus ist~ seine1., 

Ende angelangt. Vergessen ~(~f.,ht: Es 
war eben dieser Boom, der auf Stilen des 
„Westens" den Ausschlag gab.·fiir seinen 
historischen Sieg. Er fungierte als ökono­
mische Basis, wie die kapitalistische Welt­
ökonomie überhaupt und immer mehr als 
,Jetzte Instanz" der modernen Geschichte 
auftritt. Ihre Widerspriiche und deren 
Auflösung sind es im übrigen auch, die in 
„letzter Instanz" den Gang der globalen 
Dinge (häufig als „Gattungsfragen" aJXJ­
strophiert) bestimmen. 
Kurzum: Kaum haben wir uns an die neue 
Weltlage gewöhnt, verändern sich mit dem 
Ende des Booms nochmals die historisch­
materiellen Geschäftsgrundlagen. Die Sa­
che dürfte spannend werden ... 

UWE 
KREM ER 



- Sozialistische 
Marktwirtschaft: 
Endstation Sehnsucht? 

Statt einer wirklichen Debatte zieht 
die Linke bei Erklärungen zum 
Scheitern des Sozialismus wieder 
mal Schubladen auf, in die wir uns 
gegenseitig reinlegen. Schublade 1 
heißt „Würgegriff" des Imperialismus 
gegenüber dem Sozialismus und die 
gesellschaftliche Folge der Unterdrük­
kung der Menschen: Politische und 
militärische Stabilität des Sozialismus 
um den Preis der Yernichfung seiner 
menschlichen Existenzbasis. Schubla­
de 2 ist voll mit „Freiheit und Wa­
ren" und einem System, das Initiati­
ve, Demokratie, freie Entfaltung 
durch „T ugenden" wie Gehorsam, 
Ordnung, Anpassung ersetzte. 
Erfolge bei der Befriedigung der 
Grundbedürfnisse, Chancengleich­
heit für Benachteiligte und soziale 
Sicherung konnten mit Verlockungen 
der westlichen Warengesellschaft 
nicht konkurrieren, weil sie der 
Legitimierung des politischen Systems 
dienten. In Schublade 3 scheitert der 
Sozialismus, weil er keiner war: 
Sozialismus sei nur aus der Überent­
wicklung und Reproduktionskrise des 

Kapitals und durch die positive 
Aufhebung des Marktes entwickel­
bar. Beides gab es nicht. In Schubla­
de 4 scheitert das bürokratisch­
administrative System, weil es keinen 
Markt gegeben hat. Die staarlich­
zentralistische Planung mußte 
zwangsläufig zu einer Verhandlungs­
ökonomie und einem System organi­
sierter Verantwortungslosigkeit 
degenerieren. Ursache sind geringe 
Arbeitsproduktivität, Nichterfüllung 
der Pläne, rückläufige Bevölke­
rungszahl, Staatsschulden, Primat 
der Politik über die Ökonomie. 
Aber: Diese Schubladen bringen für 
sich genommen und zusammen auch 
keinen Begriff eines modernen 
Sozialismus, der die Höherentwick­
lung der Produktivkräfte gemäß den 
Erhaltungs- und Entwicklungserforder­
nissen der menschlichen und außer­
menschlichen Natur zu organisieren 
hätte. TJADEN entwickelt im bisher 
wenig beachteten Buch Mensch­
Gesellschaftsformation.ßiosphäre 
den Begriff der Gesamtorbeit, die 
die Substanz einer jeden Gesell­
schaft ist, weil sie aus „den Bezie­
hungen der arbeitenden Menschen 
zueinander und zur bearbeiteten 
Natur, aus den arbeitsvermittelten 
familialen Beziehungen der Men­
schen zu sich selber und aus der 
Arbeit der Gesamtgesellschaft im 
Verhältnis zur Natur an sich hervor­
geht." Dies gestaltet das Verhältnis 
der menschlichen Lebewesen zur 
außermenschlichen Biosphäre. Zur 
Ermöglichung der nichtentlremdeten 
Verknüpfung von Gesellschafts- und 
Individualentwicklung muß die 
klassenherrschaftliche Grundlage der 
Beziehungen zwischen den Persön­
lichkeiten aufgebrochen werden. Die 
Beseitigung des kapitalistischen 
Privateigentums an den Produktions­
mitteln als Quelle der Ausbeutung, 
Entfremdung und sozialen Existenz­
unsicherheit. TJADEN: "Eine 
Gesellschaftsformation, die in einer 
gemeinwirtschaftlichen Arbeits- und 
Eigentumsverfassung gründet, hat 
jedoch stets die Gesamtverantwor­
tung für die Gestaltung aller ihrer 
Arbeitsverhältnisse. Immerhin 
werden solche Gesellschaften 
geschaffen, um der ökonomischen 
Spezifizierung der Gesamtarbeit 
zugunsten partikularer Interessen ein 
Ende zu bereiten und stattdessen die 

gesellschaftlichen Beziehungen der 
Menschen zueinander und zur Natur 
als gemeinschaftliche Angelegenheit 
vernünftig zu verwalten." Dies kann 
nur als Vergesellschaftung im Sinne 
radikaler Verfügungserweiterung der 
„unmittelbaren Produzentinnen" in 
einer langen, widersprüchlichen 
Entwicklung vollzogen werden. 
Daraus gewinnt schließlich „das 
ideelle Bewußtsein gesamtgesell­
schaftlicher Rationalität und Repro­
duktivität wirklich materielle Gestalt, 
damit diese Prinzipien der Konstrukti­
on von Gesellschaft nicht nur der 
Form nach da sind, sondern den 
Inhalt der materiell-praktischen 
Verhältnisse der Menschen zu­
einander und zur Natur bestimmen, 
und zwar mit Rücksicht auf deren 
Begabungen und Bedürfnisse. Diese 
Begabungen und Bedürfnisse 
müssen, soll die Realität die Theorie 
nicht blamieren, auf allen Ebenen 
der ökonomisch-ökologischen 
Beziehungen zur Geltung gebracht 
werden, und zwar vor allem durch 
öffentliche Erörterung und Entschei­
dung des einzuschlagenden Weges 
der gesellschaftlichen Gesamtar­
beit." Eine Steuerung soll dabei die 
vorausdenkende Optimierung eben 
des entscheidenden Mensch-Natur­
Verhältnisses bewirken. Die Nutzung 
des Marktes und der Wettbewerb 
kann und soll nicht den Zusammen­
hang der gesellschaftlichen Einheiten 
begründen. Die Entwicklung der 
gesellschaftlichen Arbeit ist das 
Kernstück einer neuen Konzeption 
des Sozialismus. In ihr verbinden 
sich Arbeitsökonomie und Bedürfnis­
orientierung der gesellschaftlichen 
Gesamtarbeit mit der Demokratisie­
rung der gesellschaftlichen Macht­
ausübung und mit der Ökologisie­
rung der gesellschoftlichen Mensch­
Natur-Beziehungen. Es geht nicht 
isoliert um die Gegensätze Markt 
oder Plan oder um die Dezentralisie­
rung einzelner Funktionen oder eine 
bessere Ausnutzung der WareGeld­
Beziehungen. Sondern: Wie soll das 
Verhältnis von Mensch und Biosphä­
re im Kapitalismus gestaltet und wie 
soll es im Sozialismus überwunden, 
aufbewahrt und auf eine höhere 
Stufe gehoben werden? 

Hans-Joachim 0/czylc, 
Oldenburg 

KOMMENTAR 

NORBERT GANSEL 

DEUTSCHE TRUPPEN UNTER UNO-KOMMANDO? 
NUR BEI EINEM GRUNDGESETZ-DDPPELBESCHLUSS! 

Wer richtig hinschaut, wird bemerken: 
Wir befinden uns in der historischen 
Situation, daß sich drei weltgeschicht­
liche Prozesse zusammentun, die alle 
drei mit dem Thema Waffenexport­
politik zu tun haben. Die Entspannung 
und die daraus folgende Abrüstung im 
Ost-West-Verhältnis bergen die Ge­
fahr, daß die deutsche Industrie noch 
stärker - legal und illegal - in den 
Waffenexport ausweicht. Die Golf­
Krise, die nicht nur ein arabischer Kon­
flikt ist, sondern ihre weltpolitische 
Bedeutung auch deshalb hat, weil sie 
ein Ressourcenkonflikt um das Öl ist, 
macht schlaglichtartig deutlich, daß die 
primären Gefahren für den Weltfrieden 
mittlerweile im Nord-Süd-Verhältnis 
erwachsen. Wer den Weltfrieden be­
fördern will, muß überall der ,,Logik 
zum Krieg" (Mitterand) entgegenwir­
ken. Wir brauen vor allem eine gerech­
tere Weltwirtschaftsordnung und eine 
gerechtere Ordnung in den Ländern 
dieser Region selbst. Und natürlich eine 
Politik der konsequenten Energieeins­
parung in den westlichen Industrie­
staaten. 

Die Gefahr künftiger Ressourcenkrie­
ge macht es in erster Linie notwendig, 
daß wir eine Politik der Nichtweiterga­
be von Waffen in dieser Region be­
treiben. In neun Monaten verfügt der 
Irak möglicherweise schon über Atom­
waffen. Er verfügt schon jetzt über 
weitreichende Raketen und über 
chemische Waffen. Und bei allen drei 
Waffenentwicklungen sind deutsche 
Experten und deutsche Firmen mit da­
bei. Der Magen kann sich einem wirk­
lich umdrehen angesichts der Perversi­
tät unserer von uns weiter verschulde­
ten Geschichte, wenn man im Fernse­
hen sieht, wie in Israel Menschen Gas­
masken kaufen und sich auf einen Krieg 

Norbert Gansel, MdB 

mit solch schrecklichen Sachen vor­
bereiten. 
Wir müssen diese skizzierten Entwick­
lungen nutzen für eine grundlegende 
Wende. Denn die dritte weltgeschicht­
liche Veränderung dieser Tage ist in 
der Tat die deutsche Einigung. In dieser 
Situation müssen wir uns darüber im 
klaren sein, daß wir jetzt noch die Wahl 
haben für die Definition der künftigen 
Rolle Deutschlands in der Welt. Wol­
len wir in die Rolle einer Großmacht 
hereinwachsen-wirtschaftlich sind wir 
es schon - auch politisch, auch militä­
risch? Wollen wir uns die Rolle eines 
Hilfspolizisten oder Hilfssheriffs zu­
weisen lassen? Oder bestimmen wir 
selbst unsere zukünftige Rolle durch 
eine Verfassungsentscheidung von be­
sonderer Bedeutung? 

Ich gehöre nicht zu denen, die glauben, 
daß die Welt der Znkunft konfliktfrei 
sein wird, weil es jetzt die ersten Abrü­
stungsvereinbarungen zwischen Ost 
und West gibt. Die Konflikte in der 
Dritten Welt werden eher zunehmen 
und sie werden uns auch einbeziehen 
können. Die Verantwortung und die 
Macht der UNO müssen deshalb auch 
von uns gestärkt werden. Nur sie wird 
in der Lage sein, auch diese Konflikte 
zu verhindern. Eine mit militärischen 
Mitteln ausgestattete Weltorganisati­
on, die friedensgefährdende Krisen­
herde in der Dritten Welt eindämmen 
und dem Interventionismus der Groß­
mächte vorbeugen kann, ist jetzt keine 
Utopie mehr. Auch die Deutschen 
werden dabei der gestiegenen Bedeu­
tung und Verantwortung ihres ge­
meinsamen Staates gerecht werden 
müssen. Für Teile der Bundeswehr 
werden sich neue internationale Auf­
gaben ergeben, die restaurativen Vor­
stellungen von der Rückkehr zur na­
tionalen Sicherheitsideolagie entge­
genwirken können. 

Ich gehöre zu denen, die dafür sind, daß 
bei einer Revision unseres Grund­
gesetzes der Einsatz deutscher Solda­
tenunterdemOberkommandoderUNO 
möglich wird. Ich sage aber auch: Das 
ist jetzt nicht die vordringliche Frage. 
Deutsche Soldaten können nicht mehr 
wiedergutmachen, was deutsche 
Waffenexporte angerichtet haben. 
Deutsche Soldaten dürfen auch nicht 
auslöffeln müssen, was deutsche Waf­
fenexporteure noch anrichten werden. 
Daher müssen wir in dieser Situation 
zwei Überlegungen zusammenfassen: 
Eine entsprechende Ergänzung des 
Grundgesetzes für den Einsatz der 
Bundeswehr im Rahmen der UNO­
Satzung und aufgrund von UNO-Be­
schlüssen sowie das verfassungs­
rechtlich abgesicherte Verbot von 
Waffenexporten in Staaten außerhalb 
unseres eigenen Bündnisses. Ein sol­
cher Doppelbeschluß des ~gen 
Verfassungsgebers wäre-deshalb 
vielleicht ein Vermädtttiis der 
vielzitierten friedlichen Revolution in 
der DDR, weil noch der Runde Tisch in 
der DDR in Artikel 45, Abs. 4 seines 
Verfassungsentwurfs vorgeschlagen 
hat: "Waffen dürfen nur mit Genehmi­
gung der Regierung hergestellt, beför­
dert und in V erlcehr gebracht werden, 
die dem gleichen System kollektiver 
Sicherheit angehören.'' 

Wir haben die Chance, aus diesen drei 
weltgeschichtlichen Prozessen drei 
vernünftige Lehren zu ziehen: Weniger 
Waffenexporte, eine gerechtere Welt­
wirtschaftsordnung und, als Konse­
quenz der deutschen Geschichte und 
Gegenwart: Wir müssen nicht nur die 
Verfassung ändern, sondern wir müs­
sen auch den Geist ändern, in dem sie 
angewendet wird. 
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WOLF-MICHAEL CATENHUSEN 

DIE BESTIMMUNG DER 
KÜNFTIGEN ROLLE DEUTSCHLANDS IN DER WELT ... 
DARF NICHT AUF DIE FRAGE DEUTSCHER BLAUHELME VERKÜRZT WERDEN 

Nach der Vereinigung wird das größe­
re Deutschland seine internationale 
Rolle bestimmen müssen. Deutschland 
wird vorerst Mitglied des westlichen 
Bündnisses bleiben. Es ist aber vor 
allem im deutschen Interesse, daß die 
historisch überlebte Dualität von NATO 
und Warschauer Pakt durch ein ge­
samteuropäisches Sicherheitssystem 
ersetzt wird, das auf einem System der 
politischen Zusammenarbeit aufbaut. 
Damit einhergehend muß schon jetzt 
die NATO ihre Sicherheitsdoktrin so 

· ändern, daß die Entwicklung und Pro­
duktion neuer atomarer Waffen und 
Trägersysteme, die der Doktrin der 
flexiblen Abschreckung dienen, unter­
bleibt. Deutschland sollte in seiner 
neuen Verfassung auf die Entwicklung, 
Produktion und die Verfügung über 
ABC-Waffen, aber auch auf die Sta­
tionierung solcher Waffen auf deut­
schen Boden, verzichten. 
Gerade das größere Deutschland muß 
eine aktive Rolle bei der weiteren 
Übertragung nationaler Rechte an die 
zusammenwachsende Europäische 
Gemeinschaft spielen und gleichzeitig 
dabei helfen, die EG für die neuen 
Demokratien Osteuropas zu öffnen. 
DasgrößereDeutschlandmußaberauch 
seine Rolle in einer Welt bestimmen, 
bei der der Abbau des Ost-West-Kon­
tl iktes immer wichtiger für viele 
Regionen der Welt wird. Die interna­
tionale Entwicklung gibt mehr Platz für 
manche Völker, einen eigenen Weg der 
Entwicklung zu suchen. Ergebnis kamt 
aber auch die Verschärlung regionaler 
Konflikte sein, wo bislang der Ost­
West-Konflikt für ein Gleichgewicht 
der Kräfte sorgte. 
Die Diskussion um Deutschlands Rol­
ledarfnichtauf die Frage der möglichen 
Entsendung deutscher Truppen außer-

Wolf-Michael Catenhusen, MdB 

halb des NATO-Gebietes und die dafür 
nötige Änderung des Grundgesetzes 
verkürzt werden: 

Es könnte gerade Aufgabe eines 
größeren Deutschlands sein, Model­
le regionaler Sicherheits- und Ent­
wicklungskooperationen auch in 
anderen Teilen der Welt zu unter­
stützen, um den Trend zur Globali­
sierung von Konflikten abzubauen. 
Es könnte gerade Aufgabe eines 
größeren Deutschlands sein, neue 
Wege zum Abbau des Nord-Süd­
Gefälles zu gehen. Wir könnten etwa 
wirksame technologische Koopera­
tion Entwicklungsländern und 
Schwellenländern auf den Gebieten 
der Umwelttechnologie, der Ener­
gieeinsparung und anderer ange­
paßter Technologien gehen, anstatt 
den Weg der Rüstungsexporte wei­
terzugehen. Die Verwirklichung der 
Forderungen der SPD nach Be­
schränkung des Rüstungsexportes 
wird nach dem 3. Oktober noch 
drängender. 

Basis unserer Politik in der Welt bleibt 
dabei die Europäische Politische Zu­
sammenarbeit im Rahmen der EG. 
Deutschland sollte nicht Mitglied 
irgendeines neuen, schon gar nicht ei­
nes über Europa hinausreichenden 
Militärbündnisses werden. Deutschland 
sollte es dagegen um eine Stärkung 
internationaler Einrichtungen, vor allem 
der UNO und ihrer Unterorganisationen 
WHO, UNIOO, UNICEF und UNES­
CO gehen, auch wenn dies nicht immer 
dem Interesse mancher Bündnispartner 
entspricht. Hier karm Deutschland 
wirksam helfen und auch dem Desin­
teresse anderer großer Länder entge­
genwirken. Dies ist wichtiger und 
hilfreicher als die Frage der Entsendung 
einigertausenddeutscherSolda!en unter 
ein UN-Kommando. 

Die Bundesrepublik ist gut mit dem 
jetzigen Zustand gefahren, daß der Ein­
satz deutscher Soldaten außerhalb des 
Einsatzgebietes der NATO durch das 
Grundgesetz ausgeschlossen ist. Die 
Regelung im Grundgesetz knüpft für 
viele auch an eine historische Erfahrung 
an, daß aufgrund der deutschen Ge­
schichte Weltpolitik mit militärischen 
Mitteln nicht wieder angestrebt werden 
sollte. Die Beschränkung des Grund­
gesetzes war und ist deshalb auch für 
viele keine von außen erzwungene, 
mittlerweile lästig gewordene 
Einschränkung. Von daher besteht kein 
Grund, kurzfristig an einer Änderung 
des Grundgesetzes mitzuwirken. Hin­
zu kommt, daß vor einer Entscheidung 
über die Änderung des Grundgesetzes 
eine nüchterne Prüfung der Begrenzt­
heit der Rolle der UNO-Friedenstrup­
pen als „Weltpolizist" notwendig ist. 
Zweifellos hat der Einsatz der UNO in 
Zypern, im Libanon-Konflikt oder in 
Namibia wertvolle Hilfe geleistet. Auf 
der anderen Seite besaß die UNO bis­
her keinen Spielraum dafür, bei Kon­
flikten einzelner Länder mit wichtigen 
ständigen Mitgliedern des Sicherheits­
rates schlichtend einzugreifen, schon 
gar nicht mit Blauhelmen. Die UNO 
fiel deshalb bislang in wichtigen Kon­
flikten, wie um Nicaragua, Panama oder 
Afghanistan, als „Weltpolizist" aus. 
Auch deshalb sollte die politische und 
finanzielle Stärkung der Arbeit der 
Vereinten Nationen zunächst Vorrang 
haben. Es gibt keinen ad-hoc-Entschei­
dungsbedarf für deutsche Blauhelme, 
die aufgrund unserer Geschichte auch 
nicht in jedem Land der Welt erwünscht 
sein dürften. 
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DEMO IN BERLIN -
FRAUEN IN A K T 1 0 N 

29.9. Berlin: Dem Einheitsjubel zum 
Trotz fanden sich mehr als 20.000 Leute 
zusammen, um „Gegen eine Einver­
leibung der DDR - Für ein selbstbe­
stimmtes Leben'' zu demonstrieren. 
Initiatorinnen der Demo: der Unab­
hängige Frauenverband der DDR, die 
Frauen gegen § 218 und das Bündnis 
,,Frauen Begehren Selbstbestimmung''. 
Nach dem 16.6. in Bonn handelte es 
sich um die zweite größere Aktion im 
,,neuen Deutschland" und gegen seine 
unsozialen und frauenfeindlichen 
Konsequenzen. Bemerkenswert: Denn 
es scheint so. als ob nur noch die Frauen 
in der Lage oder bereit seien, über­
greifende Bündnisse und überregiona­
le Aktionen auf den Weg zu bringen, 
hat doch die Linke „die Straße" an­
sonsten weitgehend auf- bzw. an 
Weltmeister- und Einheitsfans abge­
geben. Das Demonstrieren müssen wir 
WlS wohl erst wieder angewöhnen. Daß 
dies geht, ist in Berlin gezeigt worden. 
Es gibt für uns auch noch etwas anderes 
an Politik als das linke Gerangel um 
Wahlen, Listen und Parteien. 
Allerdings haben sich in dieser Frau­
eninitiative viele Probleme offenbart, 
die aufgearbeitet werden müssen, 
wollen wir ( die Frauenbewegung) und 
wir (die Linke) auf diesem Wege wei­
terkommen. So hätte die Mobilisierung 
stärker, die Resonanz besser sein kön­
nen. Der im Aufruf festgehaltene V er­
such, den Kampf um Frauenrechte mit 
einem letzten, aber dafür sehr voll­
mundigen Aufbäumen gegen die Ein­
verleibungder DDR zu verl>inden, dabei 
alle Probleme vom § 218 bis zum 
Golfkrieg anzusprechen und immer 
wieder gegen „Großdeutschland" zu 
wettern, war sicherlich zu viel der ei­
gentlich guten Absicht, vor allem die 
Frage des § 218 in die gesamtdeutsche 
Gemengelage einzuordnen. In vielen 
Regionen läßt sich feststellen, daß 

aktive Frauenbünd­
nisse sich durch den 
Aufruf nicht ange­
sprochen, teilweise 
auch vereinnahmt ge­
fühlt haben. Die Anti­
Einheits-Rhetorik hat 
desweiteren auch 
beim ,,Neuen Forum" 
(mit einem in Sachen 
,,Einheit" bekannter­
maßen sehr breiten 
Spektrum) zwar nicht 
zum völligen Ab­
sprung, aber immer­
hin zu einer gewissen 
Distanzierung ge­
führt. 

1 ES SCHEINT SO, ALS 
OB NUR NOCH DIE 
FRAUEN IN DER 
LAGE ODER BEREIT 
SEIEN, ÜBER­
GREIFENDE BÜND­
NISSE UND ÜBER­
REGIONALE AKTIO­
NEN AUF DEN WEG 

Partei gegen 
eine PDS­
Sonderdemo 
am2.10. (letzt­
lichrnitErfolg) 
zu Felde gezo­
gen sind. 
Bedauerlich 
war, daß das 
V erhalten der 
AsF-Spitze 
wohlauchzum 
Rückzug des 
gewerkschaft­
lichen Spek­
trums und spe-

zu BRINGEN .. · I 
. eil der vorge-

Auf der anderen Seite erhielt der AsF­
Bundesvorstand damit ein prima Alibi 
für die eigene unrühmliche Rolle. 
Nachdem sich die AsF in den Bündnis­
gesprächen mehr oder weniger bedeckt 
gehalten und sogar Zustimmung si­
gnalisiert hat, agitierte sie später ge­
gen den „Starrsinn'" der Initiatorinnen 
und gegen angebliche Mehrheitsent­
scheidungen, die ihr eine Teilnahme 
unmöglich gemacht hätten. Dabei war 
klar,daßes insbesondereder AsF-Bun­
desvorsitzenden Wettig-Danielmeier 
eigentlich nur darum ging, den Anti­
PDS-Abgrenzungskampf der Partei­
führung auch in der Frauenbewegung 
zu exekutieren - mit der Unterstellung, 
daß „unter dem Deckmantel der Inter­
essenvertretung für Frauen tatsächlich 
gezielt bestimmte politische Richtun­
gen, namentlich die PDS, unterstützt 
werden sollen." (Wettig-Danielmeier 
lt. ZW-Dienst vom 20.9.) Die PDS­
Frage war aber real das geringste Pro­
blem. So blieb auch die häufig be­
schworene Majorisierung der Demo 
durch die PDS und deren „ Winkele-

sehenen Recl­
- nerin von der ÖTV beigetragen hat 
(was gerade die ÖTV-Kolleginnen 
freilich nicht von einer starken Präse: 
abhielt!). Die linken Jusos verblieben 
als letztes sichtbar sozialdeme!!iilltscbes 
Element im Bündnis und setzten ihre 
Akzente auf die Rechte von Mädchen 
und jungen Frauen. Wir haben dies 
getan, obwohl wir die skizzierten Pro­
bleme mit dem Aufruf hatten, der ge­
nauso wiedas Rednerinnenkonzeptdes 
Bündnisses natürlich auf einem Kom­
promißzwischensehrunterschiedlichen 
Akzentsetzungen beruhte. Allerdings: 
FürunsFrauengibteskeineAltemative 
zu dieser Zusanunenarbeit, die ihre 
Basis im Zusammenwirken der drei 
Initiatorinnen findet. Und nur in dieser 
Zusammenarbeit lassen sich auch un­
sere Fehler und Probleme aufarbeiten. 
Und nur so können wir Frauen auch der 
Linken zeigen, daß es wieder Sinn und 
Spaß macht, gemeinsam auf die Straße 
zu gehen. 

mente" aus. Und es waren nicht zuletzt Claudia Walther, stellv. Juso-Bundes-
die PDS-Frauen, die innerhalb ihrer vorsitzende, Aachen 
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INTERESSENVERTRETUNG 
AN DEN HOCHSCHULEN: Z U K U N F T GESUCHT 

Zwei Ereignisse machten im letzten 
Sommersemester das ganze Ausmaß 
der Krise studentischer Interessen­
vertretung und linker Hochschulpo­
litik deutlich: 

1. Der schon längere Zeit damiederlie­
gende ,,Marxistische Studentinnenbund 
Spartakus"(MSB), einst mit 6.000 Mit­
gliedern die größte Studierenden­
organisation der BRD, löste sich offi­
ziell auf. 
2. Auf der letzten Mitgliederversamm­
lung der „Vereinigten Deutschen 
Studierendenschaften"(VDS), des 
Dachverbandes der bundesdeutschen 
ASten, wurden der Koordinierungs­
ausschuß und der Zentralrat nicht ent­
lastet. Damit sind die VDS nach länge­
rer Krise nun vollständig handlungsun­
fähig geworden und praktisch am Ende. 
Allerdings versuchen ein provisorischer 
,,Arbeitsausschuß" und ein „ASten­
Ausschuß" die Arbeit in Teilbereichen 
weiterzuführen. So laufen Vorberei­
tungen für ein Treffen der BRD-ASten 
und DDR-Studierendemäte im No­
vember in Bremen, auf dem Möglich­
keiten einer „Gesamtdeutschen'" Reor­
ganisation der Interessenvertretung 
diskutiert werden sollen. 

Der Zerfall des MSB und der VDS sind 
Ausdruck der bisher kaum vollzoge­
nen Einstellung der Interessenvertre­
tung und der Hochschullinken auf die 
drastisch veränderten politischen Be­
dingungen in Hochschule und Gesell­
schaft. Von der Aufbruchstimmung der 
großen Protestbewegung im Winterse­
mester 88/89 ist nichts mehr geblieben. 
Die mediale Diskussion über Notpro­
gramme, BAFöG-Novelle und Studi­
enzeitverkürzung beherrscht Mölle­
mann mittlerweile souverän. Studenti­
sche Forderungen spielen in der Öf­
fentlichkeit keine Rolle. 

Diagnose und 
Therapie 

ÜberdieGründe 
für die Hand­
lungsunfähigkeit 
der Studierenden 
und wie ihr beizu­
kommen sei, exi­
stieren bei den ver­
schiedenen politi­
schen Strömungen 
sehr unterschiedliche 
Auffassungen: 
Die Juso-Hochschul­
gruppen erklären den 
Niedergang der VDS 
schlicht mit der ,jahrelan­
gen Dominanz des DKP­
Studierendenverbandes 
MSB-Spartakus und seines Dauer­
bündnispartners „Sozialistischer 
Hochschulbund" (SHB)" (Presseer­
klärung vom 27. Mai). 

Eine Besserung wollen die Juso-HSG 
auf zwei Wegen herbeiführen. Zum 
einen über eine grundlegende Verän­
derung der Strukturen und der Arbeits­
weise eines bundesweiten ASten-Ver­
bandes. Außer bei ihren eigenen ASten 
konnten sie jedoch in der Vergangen­
heit damit wenig Begeisterung auslö­
sen, zu offensichtlich ging die Fixie­
rung auf formale Aspekte am Kern des 
Problems vorbei. Zum anderen versu­
chen die Juso-Hochschulgruppen, die 
politische Basis eines bundesweiten 
Zusammenhanges zu verbreitern, in­
dem sie bewußt rechte ASten einbezie­
hen und zwar nicht nur formal, sondern 

auch in­
haltlich. Dies 

korrespondiert mit der 
Entwicklung an einigen Hoch­

schulen (z.B. Bonn), andenendieJuso­
HSG mit rechtsliberalen Gmppierun­
gen den AStA gegen eine sonst mögli­
che linke Mehrheit stellen. Eine große 
Ausstrahlungsfähigkeit scheint diese 
Variante jedoch noch nicht entwickelt 
zu haben: Zum Gründungstreffen des 
neuen „Büros der ASten und 
Studentlnnenräte"(BAS) der Juso­
Hochschulgruppen kamen ganze 15 
ASten. Einziger Erfolg war, daß sich 
auch der ,,Republiksprecherratder Stu­
dentln-nemäte der DDR"(RSR) am 
BAS beteiligen will -wenn dieser auch 
beileibe nicht die Mehrheit der Studen­
tlnnemäte in der DDR politisch reprä­
sentiert. 

Die Basisgruppen wollten die VDS 
alslinkenpolitischenRichtungsverband 
erhalten, u.a. allch deswegen, weil sie 
die VDS-Strukturen immer auch zur 
eigenen Formierung benutzt hatten. Das 

,,, 
[' 
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lb-
blem, wie denn 

unter der Prämisse eines 
Richtungsverbandes ein Zusam­

menhang aller ASten geschaffen wer­
den könne, der erfolgreich in Interes­
senkämpfeeingreifenkönne, wurde für 
nicht existent erklärt: Dies sei sowieso 
nicht wünschenswert. 

Der SHB erklärte, daß sicherlich eini­
ges an der Arbeitsweise eines bundes­
weiten Dachverbandes verändert wer­
den müsse, daß jedoch mit abstrakten -
Strukturdebatten nichts gewonnen sei. 
Die Grundkonzeption eines für alle 
ASten offenen Dachverbandes mit Fi­
nanz- und Satzungsautonomie und 
politischem Mandat sei nach wie vor 
richtig. Wichtiger als Strukturdebatten 
sei die Auseinandersetzung mit den 
veränderten politischen und sozialen 
Realitäten der Interessenvertretung auf 
allen Ebenen nach mittlerweile sieben 
Jahren konservativer Gegenreform an 
den Hochschulen. 

Auswirkungen 
rechter Hochschulpolitik 

Unter dem steigenden finanziellen 
Druck (mittlerweile müssen z.B. 62% 
der Studierenden neben dem Studium 

j Ob -
b e n), 

d e m 
Druck der 

schlechten 
Studienbe­

dingungen und der in vielen 
Fächern ungesicherten Berufsperspek­
tive, hat das hochschulpolitische Inter­
esse der Studierenden weiter abgenom­
men(! 983: 18% 1989: 14%). Die2'.ahl 
der Aktivistinnen in Fachschaften und 
ASten sinkt z.T. dramatisch. 
Die Spaltungslinien und Segmentie­
rungen in der Studierendenschaft ha­
ben sich vertieft. Dies erschwert zum 
einen die Entwicklung gemeinsamer 
Interessenkämpfe. Zum anderen führte 
vor allem die bewußte Demoralisie­
rung der Sozialwissenschaften zu einer 
verändertenZusammensetzungstuden­
tischer Aktivistinnen. Mittlerweile sind 
Juristinnen genauso häufig in ASten, 
Fachschaften etc. vertreten wie die frü­
her dominierenden Sozialwissen­
schaftlerinnen. DieseEntwicklunggeht 
einher mit einer tendenziellen Entpoli­
tisierung der Interessenvertretung und 
einer Verschiebung des politischen 
Klimas nach rechts (Die Unterstützung 
für Berufsverbote stieg z.B. von 1983: 
28% auf 1989: 38% ). 

Mit dem Anschluß der DDR spitzt sich 
die Situation noch weiter zu. Dies gilt 

sowohl für die Entwicklung der Studi­
enbedingungen und der sozialen Lage 
der Studierenden als auch für die Inter­
essenvertretung: Seit dem 3. Oktober 
existieren in der BRD genausoviele 
Bundesländermit Verfaßter Studieren­
denschaft wie ohne! 

Die Krise der Interessenvertretung kann 
also ganz offensichtlich nicht durch 
Organis"ationsdebatten gelöst werden. 
Not tun programmatische und strategi­
sche Auseinandersetzungen. Diese 
dürfen nicht mehr nur zwischen den 
Sttömungen stattfinden, denn die Strö­
mungen repräsentieren heute nur noch 
eine Minderheit von ASten. Trotz aller 
Schwierigkeiten müssen die ASten sel­
ber Träger der Diskussion werden. 
Ansatzpunkte dafür gibt es bereits im 
Bereich ,.Fachhochschulen" und im 
Bereich „Soziales". 

Das bereits erwähnte Treffellin Bre­
men im November bietet für längere 
Zeit die letzte Chance, die Auseinan­
dersetzung um einen gemeinsamen -
wie auch immer aussehenden -ASten­
Verband erfolgreich zu führen. Die 
Chancen dafür sind allerdings recht 

schlecht ... 
spw. 

Andreas Bovenschulte, Bremen 



JUSOS 

,,LINKES FORUM" 

,,Eine kleine sozialistische Linke fährt 
seit Jahren auf dem sozialdemokrati­
schen Tanker und hat dabei den Kon­
takt zu den linken Begleitschiffen ge­
pflegt. Nun steht sie ratlos dar: Links­
sein und SPD - wie geht das noch?" 

Mit dieser Fragestellung wurde ein 
,,Juso-Linken-Forum" angekündigt, zu 
dem sich am 22. und 23. September ca. 
130 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
in Hannover einfanden. Die Vorberei­
tung erfolgte noch über den ,,Hannove­
raner Kreis'' ( der legendäre HK, ehedem 
als „Stamokap"-Gruppierung tituliert) 
- aber mit dem Ziel, einen breiteren 
Verständigungsprozeß über das 
Selbstverständnis linker Jusos einzu­
leiten und aus den traditionellen 
,,Kreisgrenzen" auszubrechen. Und um 
es vorweg zu sagen: diese Konferenz 
hat Mut gemacht, an diesem Ziel wei­
terzuarbeiten. Dazu haben auch anwe­
sende Genossinnen und Genossen aus 
der (damaligen) DDR beigetragen, die 
ja ausdrücklich nicht in der Tradition 
irgendwelcher westlicher Juso-Strö­
mungen, ihrer Irrtümer und Unsitten 
stehen und die linken West-Jusos ge­
radezu zwingen, ihre künftige Identität 
jenseits dieser Traditionen und eben 
gemeinsam mit den linken Jusos aus 
der ehemaligen DDR zu finden. 
Die Konferenz begann mit einem Refe­
rat von Peter von Oertzen, der über 
mehrere Jahrzehnte hinweg Erfahrun­
gen als marxistischer Sozialist in der 

••• AUS DER PARTEI 

SPD (und bis zum heutigen Tage im 
Parteivorstand) gesammelt hat. Viel 
Wert legte er dabei auf die „Erledi­
gung" bestimmter Fragestellungen, die 
das Binnenverhältnis der sozialistischen 
Linken in der Vergangenheit erheblich 
beeinträchtigt hatten: insbesondere die 
unterschiedlichen Einschätzungen des 
,,Realsozialismus", wie auch des Ver­
hältnisses von Reformismus und revo­
lutionärem Sozialismus seien historisch 
überholt, die uneingeschränkte Ak­
zeptanzdes bürgerlich-demokratischen 
Erbes und die Vereinbarkeit von re­
formistischer und antikapitalistischer 
Politik die wichtigsten Resultate dieses 
Befundes. Gleichwohl rücke mit dem 
notwendigen Zusammenbruch des 
,,realen Sozialismus" umsomehr die 
Frage in den Mittelpunkt, wie dem 
nunmehr weltweit obsiegenden Kapi­
tal begegnet werden könne. Denn auch 
wenn ,,reformistisch" Bezug genom­
men werden müsse auf bürgerliche 
Demokratie und Marktwirtschaft, füh­
re an der Durchbrechung der Macht des 
international agierenden Großkapitals 
kein Weg vorbei. 
Ohne explizit zu werden, mahnte Peter 
von Oertzen auch Fehleinschätzungen 
in Sachen „Realsozialismus" und dog­
matische V erkürzungenin strategischen 
Fragen an, wie sie u.a. im ,,Hannove­
raner Kreis" der Jusos oder auch in 
dieser Zeitschrift vertreten waren. Er 
machte aber deutlich, daß die Aufarbei­
tung der Vergangenheit nicht in Form 
von Schuldzuweisungen ablaufen 
könne: Im Umgang mit der ganzen 
Vergangenheit (ich interpretiere: mit 
der Blockkonfrontation, der Gegen­
sätzlichkeit von Sozialdemokratie und 
Kommunismus, der Problematik von 
Opportunismus und Sektiererei) sei 
niemand frei von Schuld gewesen. Und 
in diesem Zusanunenhang ist wohl auf 
der anderen Seite auch die später fol­
gende Kritik zu sehen, die von Oertzen 
am ,,Renegatentum" und Opportunis­
mus vieler ehemals sozialistischer 
Linker übte - übrigens auch an den 
ehemaligen Juso-Bundesvorsitzenden, 
die in ihrer großen Mehrzahl zwar 
„links" von ihm angefangen hätten, ihn 
aber minlerweile rechts überholt hät­
ten. 

Das prinzipielle Festhalten an einer 
antikapitalistischen Position in Zeiten 
wie den heutigen wurde im Referat in 
einen biographisch gefärbten Kontext 
eingeordnet: in eine Darstellung des 
Auf- und Abschwungs der soziali­
stischen Bewegung und ihres Einflus­
ses. Wichtig daran die Aufforderung, 
sich auf eine längere Phase ohne durch­
bruchartige Erfolge einzustellen, 
gleichwohl den Status quo nicht für 
gegeben zu halten, sondern sich auf 
neue Situationen vorzubereiten. Dabei 
komme es in Zeiten des linken Auf­
schwung darauf an, realistisch zu blei­
ben, um spätere Desillusionierung zu 
verhindern. Hauptaufgaben seien heu­
te die Verteidigung der sozialistischen 
Utopie, die Aufbereitung und Verbrei­
tung sozialistischen Wissens und die 
Bewahrung der organisatorischen 
Kontinuität sozialistischer Zusam­
menhänge. Die Forderung, auf klein­
karierte Streitereien unter den Linken 
zu verzichten, dürfte sich wohl auch auf 
vergangene und immer noch nachwir­
kende Ereignisse innerhalb der sozial­
demokratischen Linken (Jusos inclusi­
ve) bezogen haben. 
Neben den hier angesprochenen 
Grundsatzfragen spielte in der folgen­
den Diskussion die eingangs benannte 
Fragestellung immer mehr die Haupt­
rolle. Zu stark sind die Initationen, die 
die politische Entwicklung der eigenen 
Partei ausgelöst hat - bis hin zur „Or­
ganisationsfrage", die von manchen 
Genossinnen und Genossen aufgewor­
fen wurde. Peter von Oertzen hatte in 
seinemReferatdieunverzichtbareRol­
le der SPD als gesellschaftlich mehr­
heits- und kompromißfähige Massen­
partei betont, die unter diesen Um­
ständen allerdings gar keine sozialisti­
sche Partei sein könne. Überhaupt sei 
es eigentlich sinnvoller, von einer „so­
zialistischen Bewegung" zu sprechen, 
die in verschiedenen Organisationszu­
sammenhängen existiere. Die Sinnhaf­
tigkeit, sich außerhalb der SPD zu or­
ganisieren, wurde von Peter von Oert­
zen gar nicht bestritten. Kritisiert wur­
deallerdings eineAuffassung, diemeint, 
man könne dem in unserer Partei erleb­
ten Frust und Opportunismus durch 
einen Organisationswechsel entfliehen: 
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die Erfahrung der Grünen zeige, daß 
dies nicht möglich sei ( es sei denn um 
den Preis des Sektierertums). 
fu der Diskussion wurde diese Position 
überwiegend unterstützt. Sie reichte 
aber keineswegs aus, um diejenigen 
zufriedenzustellen, die die „Organisa­
tionsfrage" bewegt. Dies hängt insbe­
sondere damit zusammen, daß eine 
Lücke zwischen den prinzipiellen Fest­
stellungen und den konkreten Projekten 
der SPD- und Juso-Linken, zwischen 
der politischen Rückschau und der Pro­
gnose für die 90er Jahre klafft. Sie 
konnte in der Diskussion nicht ge­
schlossen werden. Und dies ist wohl 
auch nur dadurch möglich, daß ein 
Umbau und ein Klärungsprozeß inner­
halb der sozialdemokratischen Linken 
vorangetrieben wird, wie ihn Peter von 
Oertzen in Aussicht gestellt hat. Denn 
es ist weniger die allgemeine Politik 
der SPD-Führung, die frustriert, son­
dern die mehr oder weniger klägliche 
Rolle, die die sogenannten Linken da­
bei einnehmen. Und es sind im übrigen 
auch die desolate Situation der Jusos 
und der Verschleiß der linken Kräfte in 
der Führung des Jugendverbandes, die 
hierbei eine Rolle spielen. 

Um den zuletzt genannten Punkt ging 
es am folgenden Tag. Die Juso­
Bundesvorsitzende Susi Möbbeck 
meldete in ihrem Eröffuungsbeitrag . 
erhebliche Zweifel an, ob sich die Jusos 
als linker, sozialistischer Jugendver­
band noch erneuern können bzw. ob 
dies vom Bundesverband her noch 
möglich ist ( vergl. den Bericht in der 
letzten SPW). Umso größer werde der 
Bedarf an einem „Linken Forum" der 
Jusos bzw. einer Juso-Linken, das Be­
dürfnis nach einem Ort, wo frei von 
Fraktionsquerelen und Ausgrenzungs­
versuchen über unsere Rolle (ein­
schließlich der „Ovganisationsfrage") 
diskutiert werden kann. Vor diesem 
Hintergrund soll ein neuer Versuch 
gemacht werden, der in einem Entwurf 
für einen späteren Aufruf anformuliert 
worden ist: 
,, ... Die Jusos laufen Gefahr, zu einer 
halblinken, nach rechts offenen Par­
teijugend zu werden, die kaum noch 
eine politische Bedeutung hat. Die 

westlichen Erfahrungen vergangener 
Bewegungen und innerparteilicher 
Opposition verblassen und das östliche 
Erbe der demokratischen Revolution 
hatkaumEingangindiepolitischeKul­
turder Jusos gefunden ... fu dieser Situa­
tion hilft es nichts mehr, um des lieben 
Friedens willen im halblinken ,,main­
stream" mitzuschwimmen. Es bringt 
nichts, Verantwortung für Verhältnisse 
zu übernehmen, die man nicht mehr 
(er)tragen kann." Aufgerufen wird zur 
Entwicklung einer neuen Juso-Linken 
und „einer sozialistischen Plattform in 
der SPD" - unter Bezugnahme auf 
kommende gesellschaftliche Kämpfe 
und Bewegungen und einen ohne 
Ausgrenzung zu führenden Dialog 
linker Kräfte. Ansatzpunkte und Auf­
gaben werden überall dort gesehen, wo 
versucht wird, 

• soziale Bewegung gegen die 
Vereinigungsfolgen zu 
organisieren, 

• linke Jugendverbände und -in­
itiativen an einen Tisch zu holen 
und futeressenvertretungen neu 
zu formieren, 

• verkrustete Strukturen der Par­
tei frontal anzugreifen und eine 
demokratische Parteireform 
einzuleiten, 

• am Projekt eines modernen So­
zialismus weiterzuarbeiten." 

Als nächster Schritt soll eine offene 
linke Konferenz zur ,,Jugend im neuen 
Deutschland" durchgeführt werden, wo 
wir uns zusammen mit anderen Jusos, 
aber auch Gästen aus anderen linken 
Jugendverbänden und Jugendstruktu­
ren treffen wollen. Es wäre übertrieben, 
wenn man - mit Blick auf unser zurück­
liegendes Forum - von ,,Aufbruch­
stimmung"reden wollte. Die Stimmung 
war zunächst eher nachdenklich, später 
eher entschlossen - in der Erkenntnis, 
daß es eine Basis für unser Projekt gibt, 
daß wir eine große Chance haben und 
daß wir sie - auch im Interesse der 
übrigen Linken - nutzen müssen. 

Sänke Klages 
(Juso-Larulesverba.nd Hamburg) 

JUGENDPOLITIK 
UND 
PARTEIREFORM 
INNRW 
Kinder- und Jugendpolitik war der 
Schwerpunkt des SPD-Bezirkspar­
teitags Westliches Westfalen am 25 ./ 
26. August 1990, der stürmisch verlief 
wie seit vielen Jahren nicht mehr. Denn 
schließlich ging es auch um ein zeitge­
mäßes jugendpolitisches Profil sozial­
demokratischer Politik und die perso­
nelle Erneuerung der SPD. 
Zum vorliegenden Leitantrag des Vor­
stands gab es zwar von Jusos und Fal­
ken inspirierte weitergehende Ände­
rungsanträge und engagierte Debatten­
beiträge, aber letztlich eine einmütige 
Beschlußfassung. Der verabschiedete 
Leitantrag stellt u1-... L'.1genständigen 
Rechte und Interessen der Kinder und 
Jugendlichen in den Mittelpunkt und 
entwickelt daraus fortschrittliche Fe•· 
derungen, die in vielen ~ übu· 
bisherige Beschlußlagen ,<li:ii,Partei 
hinausgehen und an denei(auch auf 
Landes- und Bundesebene angesetzt 
werden kann. 
GenanntseiennurdieForderungennach 
Frauenförderplänen mit Quo­
tierungsregelungen bei der Vergabe von 
Ausbildungsplätzen, nach Stiirlmng der 
Mitbestimmung der Schülerhmen und 
Ausbau der studentischen Selbstver­
waltung mit politischen Mandat sowie 
die Bekräftigung der Forderung nach 
einer bundesweiten Umlagefinanzie­
rung der beruflichen Bildung und einer 
gründlichen Reform des Berufsbil­
dungsgesetzes. 
Im Kapitel zu ,,Jugend und SPD" wer­
den Überlegungen aufgegriffen, die 
insbesondere von Jusos zur Parteire­
form angestellt worden sind (vgl. die 
Beiträge in den letzten Nummern die­
ser Zeitschrift). Gefordert wird, den 
Arbeitsgemeinschaften der Partei An­
trags- sowie Vorschlagsrecht auf Par­
tei tagen zuzubilligen und die 
Beteiligungsmöglichkeiten junger 
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Nichtmitglieder der SPD bei den Jusos 
zu stärken. Weitergehende Konse­
quenzen bleiben vorerst vage und sol­
len weiter diskutiert werden. 
Hektisch wurde es am Vorstandstisch 
das ersle Mal, als im Ralunen der Dis­
kussion über eine neue Satzung des 
Bezirks ein Antrag diskutiert wurde, 
daß im Sinne der Demokratisierung der 
Partei die Vorstandsmitglieder künftig 
nur noch beratende, aber nicht mehr 
automatisch stimmberechtigte Mit­
gliederdesParteitags sein sollten. Nach 
kontroverser Debatte wurde der Antrag 
mit knapper Mehrheit abgelehnt. 
Noch hektischer wurde es allerdings, 
als die Jusos den ebenfalls beschlos­
senen Anspruch, den Anteil jüngerer 
Sozialdemokratinnen in Funktionen 
und Mandaten zu steigern, auf die prak­
tische Probe slellten. In einem Initiati­
vantrag forderten sie, auf der NRW­
Landesliste für die Bundestagswahl 
1990 zumindest eine Genossin und ei­
nen Genossen im Juso-Alter auf siche­
ren Plätzen zu berticksichtigen. 
Die Tatsachen sprechen dazu eine 
deutlicbeSprache: Inder gegenwärtigen 
SPD-Bundestagsfraktion ist kein Mit­
glied unter 35 Jahren alt, in der neuge­
wählten NRW-Landtagsfraktion eine 
von 122 Genossinnen, und trotz 
Bemühungen konnle kein Juso-Kandi­
dat in NRW einen aussichtsreichen 
Wahlkreis für die bevorstehende 
Bundestagswahl erringen. Der Wahl­
kreis der einzigen Kandidatin im Juso­
Alter (Heike Niggemeyer, Paderborn) 
ist nicht zu holen, auf dem Listen­
vorschlag des Landesvorstands steht 
sie auf Platz 30, was voraussichtlich 
nicht reichen dürfte. 
Nach einer heftigen und emotional ge­
führten Debatte wurde der Antrag knapp 
mit 121 zu 99 abgelehnt, nicht zuletzt 
Dank des beibehaltenen Vorstands­
stimmrecht: Von dessen 23 Mitglie­
dern stimmte nur eines für den Antrag. 
In der Diskussion wurden auch erheb­
liche Kontroversen zwischen den Jusos 
und älteren ,,Parteilinken" deutlich, die 
teils regionale Interessen vertraten, teils 
ihre eigenen Chancen durch den Juso-­
Vorstoß gefährdet sahen. Nur Christoph 
Zöpel, stellvertretender SPD-Landes-
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vorsitzender, unterstützte den Juso­
Antrag und zog sich ob dieses Bruchs 
der Vorstandsdisziplinmassiven Unmut 
diverser mehr oder weniger wichtiger 
Genossinnen zu. Auch seitens einiger 
ASF-Funktionärinnen gab es statt 
solidarischer Unterstützung Gegen­
wind, als würde sich der bescheidene 
(und quotierte) Anspruch der Jusos 
gegen die ( von ihnen schon vor der 
ASF vertretene) Frauenquote richten. 
Auf der Landesdelegiertenkonferenz 
der NRW-SPD am 8. September ging 
es dann in die zweite Runde. Nachdem 
zunächst mit einer Kampfabstimmung 
bei knapper Mehrheit das Recht zur 
Behandlung von Anträgen erkämpft 
werden mußte, wurde ein entspre­
chender Antrag, verbunden mit der 
Maßgabe, bei Wahl eines Juso sollten 
die folgenden Listenkandidatinnen je­
weils nach hinten rücken, mit großer 
Mehrheit abgelehnt. Zu viele insbeson­
dere ländliche Wahlkreise ohne 
Direktmandat fühlten sich davon be­
troffen. 
Blieb also nur die direkte Bewerbung 
auf einen sicheren Listenplatz. Der 
JUSO-Kandidat trat für den sicheren 
Listenplatz 22 gegen Hans Berger, den 

am Vortag neugewähllen Vorsitzen­
den der IG Bergbau, an. Ausschlagge­
bend für die Wahl dieses Listenplatzes 
war,daßhiereinBewerberohne Wahl­
kreis und ohne Anrechnung auf den 
Bezirksproporz berücksichtigt worden 
war. Genau das hatte der Juso-Landes­
vorstand bereits im Mai auch für die 
Juso-Vorschläge gefordert - im Unter­
schied zur IGBE allerdings erfolglos. 
Im Gegensatz zur schwachen Vorstel­
lung des Genossen Berger machte die 
Vorstellungsrede des J uso-Kandidalen 
sichtlich Eindruck auf viele Delegierte. 
Johannes Rau höchstpersönlich sah sich 
daher gefordert, eindringlich vor einem 
,,falschen Signal" zu warnen, das von 
einer Nichtwahl Bergers ausgehen 
würde. Mit !07 gegen 177 Stimmen 
unlerlag Karsten Rudolph bei der ge­
heimen Wahl Hans Berger knapper als 
erwartet. 
Fazit: Der Verlauf dieser Parteitage, 
die knappen Ergebnisse der 
Abstimmungen und die gute öffentli­
che Resonanz auf unsere Vorstöße er­
muntern und ermutigen, auch in Zu­
kunft aktiv Widerstand gegen verknö­
cherte Parteistrukturen zu leisten, An­
sprüche der Jusos und linke Forderun-

gen offensiv zu vertreten, und die De­
batte über eine gründliche Reform und 
Erneuerung der Partei weiter voranzu­
treiben. Die sehr positive Reaktion vie­
ler Delegierter zeigt, daß viele Ge­
nossinnen an der Basis die Problemla­
ge klarer seben als die meislen „Che­
finnen". Die offene Auseinanderset­
zung hat (hoffentlich) viele motiviert 
und ermutigt, selbst aktiv gegen die 
Erstarrung anzugehen. Auch die Kon­
troverse mit ,,Parteilinken", die sich in 
diesen Strukturen allzu bequem einge­
richlet haben, darf dabei nicht gescheut 
werden. Lieber trotz Crash-Gefahr auf 
die Überholspur ziehen, als auf der 
Kriechspur nie ankommen. 

Ralf Krä,rur 
(Juso-Landes11orsitunder NRW), 

Karsten Rudolph (Juso-Bedrks11orsitunder 
und Mitglied im SPD-Bezirls11orstand 
Westliches Wesifalen) 
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BERICHT VOM 
BEZIRKSPARTEITAG MITTELRHEIN 
1.9.90 

SOZIALIST! SCH E 
EINSPRENGSEL 

Gefahren alter und neuer Nationalis­
men analysierte Peter Glotz in seinem 
einteilenden Referat in gewohnler Bril­
lianz. So forderte er, im vereinigten 
Deutschland „den Staat im Dorf zu 
lassen" - sprich die Hauptstadt in Bonn. 
Der anschließende Überraschungsgast 
Oskar Lafontaine konnte hier retho­
risch aufsetzen. Daß er auch nach den 
„Wirren des Sommers" (Zitat) unbeirrt 
an seiner Kritik am ersten Staatsvertrag 
festhält, daran ließ Lafontaine keine 
Zweifel aufkommen. Erst kommen die 
wirklichen Probleme - ökologische, 
ökonomische, soziale - und dann -
wenn' s denn sein muß - das Fähn­
chenschwingen undHymnenabsingen, 
so ungefähr seine Reihenfolge. 
Nach diesen Darbietungen gekonnter 
Rethorik hatte sich der Parteitag dann 
den Niederungen der Antragsberatung 
zuzuwenden. Denn angesetzt worden 
war der a.o. Parteitag ja ursprünglich 

· zur Beratung des Fortschritt 90 Pro­
gramms. Der Bezirksvorstand hat einen 
Leitantrag zur Lage und zu Fortschritt 
90 vorgelegt, Gliederung etwa so: 1. 
Mittelrhein gegrüßt Fortschritt 90 2. 
gegen Nationalismus 3. die Kosten der 
Einheit 4. die übertriebene Hast, mit 
der DM-Einführung und staatlicher 
Zusammenschluß von der Bundesre­
gierung betrieben wurden 5. offene 
Wünsche Mittelrhein für das Re­
gierungsprogramm, u.a. Strukturpro­
gramm für die DDR, Straffreiheit bei 
Schwangerschaftsabbruch, bedarfsori­
entierte soziale Grundsicherung, Wert­
schöpfungsbeitrag als 3. Standbein der 
Rentenversicherung, Reform der Un­
ternehmensverfassung.Änderung§ 116 
AFG und Verbot der Aussperrung, 
Wirtschafts- und Sozialausschüsse, 
Qualifizierungsoffensive. 

Die unter 4. enthaltene, dezent ver­
packte Kritik an den sozialdemokrati­
schen Crashkurs-Befürwortern ließ ei­
nige Delegierte um Ingrid Mathäus­
Meier nicht ruhen. Sie wünschten, es 
sollen lediglich „schwere Fehler" der 
Bundesregierung bei der Umsetzung 
der Währungsunion kritisiert werden, 
nicht aber der Crash-Kurs als solcher. 
Nach heftiger Debatte, in der auch die 
Bezirksvorsitzende Anke Brunn klar 
Stellung bezog, wurde der Vorstands­
antrag dann sinngemäß mit übergroßer 
Mehrheit beschlossen. 
Die nächste Auseinandersetzung ergab 
sich um einen Änderungsantrag des 
Kölner UB: ,,Um die ökologische und 
soziale Erneuerung voranzutreiben ( ... ), 
müssen öffentliche Unternehmen auf 
denentscheidendenlnvestitionsfeldern 
vertreten sein. Dazu sollen der öffent -
!ich-rechtliche Kreditsektor und staat­
liche Industriebeteiligungen gezielt 
eingesetzt und ausgewählte struk­
turbestimmende Unternehmen in Ge­
meineigentum überführt werden.'· Wie 
sich denken läßt, gab es Wortmeldun­
gen. Der stellvertretende DGB­
Bundesvorsitzende M. Geuenich,nicht 
eben als Exponent der Parteilinken 
bekannt, verblüffte allgerneui#nt dem 
Vorschlag, das letzte Wort zu lindem: 
„bleiben" statt „werden", mit Blick auf 
die DDR sei das jetzt Sache. Solcherart 
verwirrt konnte der Parteitag die ge­
wohnten Rechts-Links-Koordinaten 
trotz weiterer Beiträge nicht so schnell 
wiederfinden und beschloß mit ca. 3/4 
Mehrheit. 
Ein Antrag pro Fristenlösung fand lei­
der keine Mehrheit, statt dessen wurde 
nach kontroverser Diskussion be­
schlossen, an den Vorstand zu über­
weisen. 
Alles in allem: Die große Mehrheit des 
Bezirks trägt den Kurs Lafontaines, mit 
sozialistischen Einsprengseln. Für 
Optionen rechts von Oskar wird der 
Spielraum enger. Auf diesem Kurs war 
die Parteilinke auf dem Parteitag klar in 
der Vorhand, eine gemeinsame Linie 
des rechten Flügels wurde nirgends 
sichtbar. 

Fiete Saß, SPD-Bezirksvorstand Mittelrhein 



WAS BLEIBT 
VOM LINKEN 
LANDES­
VERBAND? 

Nichts charakterisiert derzeit die Un­
übersichtlichkeit im SPD-Landesver­
band Schleswig-Holstein besser als die 
Tatsache, daß die Parteiorganisation 
im gleichen Atemzug eine Jochen­
Steffen-Gedenkfeier und eine Vereini­
gungsfeier in der Nacht vom 2. auf den 
3. Oktober durchführt. 

Dabei hat die Erinnerung an die Ver­
gangenheit, die hier bemüht wurde, 
keinen realen Bezug mehr. Längst sind 
die kantigen, antikapitalistischen Re­
fonnvorstellungen eines Jochen Stef­
fen verschüttet. An die Stelle der Pola­
risierung ist die Umarmung getreten. 
Immer deutlicher wird dabei, daß der 
Ausgangspunkt, von dem die Entwick­
lung der Partei bestinunt ist, die ge­
wonnene Landtagswahl von 1988 ist. 
Der früher durch Vergangenheits­
beschwörung vermittelte Konsens, der 
Landesverband Schleswig-Holstein sei 
links, war immer merkwürdig profillos 
und inhaltsleer. Jetzt entpuppt sich die 
mutmaßliche Linksausrichtung als 
Entpolitisierung der Mehrheit. Die 
Machterhaltungsstrategie der Enkel­
generation geht darin auf. Der unüber­
trefflichen Landesv atennentalität eines 
Björn Engholm kann sich kein Partei­
tag in S-H mehr entziehen. Die Ent­
wicklung von Positionen zur Frauen­
politk und damit die Entwicklung der 
AsF sowie ein notwendiger Zusam­
menschluß von Partei linken sind Opfer 
des Kurses eben jener Enkelführungs­
garde. In S-H wird spürbar: Das Erbe 
des 68er-Marsches ist ein populistisch­
patriachalisches. 
Die Partei selber steht deshalb ohne 
Profil da. Die früheren progranunati­
schen Innovationen, die über die Lan­
desgrenzen hinauswirkten, sind verflo­
gen. Was bleibt, sind Erinnerungen: 
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Der Atomausstieg wurde von S-H aus 
in der Gesamtpartei meltrheitsfähig 
gemacht,dieGratwanderungvomNaJo­
Doppelbeschluß zur neuen europäi­
schen Sicherheitspolitk wurde auch 
vom Bezirk aus dem Norden maßgeb­
lich getragen, ein entscheidender An­
stoß zur neuen Ost- und Deutschland­
politik kam 1966 aus Eutin. 
1990, wo die Gesamtpartei erneut an 
einer Schnittstelle ihrer Entwicklung 
steht, ist nichts derartiges zu vermel­
den. In S-H findet eine Debatte über die 
Entwicklung im neuen Deutschland 
nicht statt. War im Oktober 1989 in 
einer Entschließung noch der europäi­
sche Charakter des Einheitsprozeßes 
betont worden, so ist dieser Ansatz 
nicht im geringsten verfolgt und zuge­
spitzt worden. 
Heute wird alles dem zeitlichen Druck 
und der deutsch-deutschen Hektik ge­
opfett. Der Landesvorsitzendekritisiert 
die Bundespartei mit den Worten 
,,Kassandra wird nicht gewählt" und 
wähnt die Partei im ,,mosernden Ab­
seits"; was ihm lediglich ein Schulter­
klopfen der F A'Z einbringt. Auch in S­
H wird seit dem Zusammenbruch der 
osteuropäischen Staaten die Konver­
genz der großen Parteien im Weich­
spülverfahren vorbereitet. Der Traum 
vom sozialdemokratischen Zeitalter ist 
zu Ende, ehe er begann. 
Auch die Enkel basteln am Konsens 
mit den Konservativen. Mit dabei N. 
Gansel, Ex-Bundesvorstandsmitglied 
der Jusos und heute Spitzenkandidat 
für die Bundestagswahl. 1970 schrieb 
Norbert Gansel:"Sie (die SPD) hat Re­
präsentanten, die bisweilen Reden 
halten und Aufsätze schreiben, in de­
nen sie vor der Gefährdung des Er­
reichten warnen. Sie (die SPD) ist ent­
weder staatserhaltend in der Oppositi­
on oder staatsverwaltend in der Regie­
rung." Gut zwanzig Jahre später kon­
zediert Gansel, daß beim Einigungs­
prozeß alle unter Druck standen, auch 
die Sozialdemokratie. Deshalb sei die 
schnelle Währungsunion nun nicht 
mehr zu kritisieren. Gansel wörtlich: 
,,Wenn sich die Menschen bewegen, 
treiben sie die Regierenden vor sich 
her." Ganz nebenbei ist bei Gansel die 

Sozialdemokratie zur mitregierenden 
Partei geworden. Gansel beweist seine 
eigenen Thesen von 1970, freilich von 
der anderen Seite, jener, die zuweilen 
Reden hält. 
Die große Koalition, die faktisch be­
steht, wird von Schleswig-Holstein aus 
nicht ernsthaft gestört, allenfalls se­
mantisch gerechtfertigt. 

Silke Seemann, 2. Vorsitzende des 
SPD-Unterbezirks Lübeck, Thomas Westphal, 
Mitglied im Vorstand des SPD-Unterbezirks 
Lübeck 

ZUM ZUSTAND 
DER JUSOS IN 
DER EX-DDR 

Vom 7.-9. September fand in Magde­
burg die erste und letzte Republik­
konferenz der Jungen Sozialdemokra­
ten der DDR statt. Sie vollzog praktisch 
den organisatorischen Zusammen­
schluß mit den Jungsozialistlnnen der 
BRD. Mit der Verabschiedung des 
Leitantrags wurde beschlossen, den 

Statuseiner Arbeitsgemeinschaftinder 
SPD anzunehmen - ab dem 27. Sep­
tember, dem Tag der Vereinigung von 
SPD Ost und West. Der SPD-Vorstand 
hatte im Vorfeld vorgeschlagen, daß 
zusätzlich zu den AG-Richtlinien bei 
den Ost-JUSOS weiterhin Nicht-Par­
teimitglieder bis Ende 1992 auch akti­
ves und passives Wahlrecht bis zur 
Länderebene besitzen dürfen sollten. 
Die vier auf der Konferenz gewählten 
Vorstandsmitglieder sollen in den 
JUSO-Bundesvorstand integriert wer­
den. Ärgerherrschte beidenOst-JUSOS 
vorallemdartiber,daßschonerkämpfte 
Rechte gegenüber der Partei, wieRede­
und Antragsrecht bei den Vorständen 
der Partei oder die Möglichkeit der 
Entsendung von JUSO-Delegierten zu 
Parteitagen, bei der Vereinigung ver­
loren gehen. 
Neben der Vorbereitung der Vereini­
gung bot die Konferenz die Möglich­
keit einer Bestandsaufnahme. Dabei 
zeigten sich weit auseinandergehende 
Positionen. Viel Kraft war bei den J un-
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gen Sozialdemokraten in den Aufbau 
der Organisation und in die Unterstüt­
zung der SPD-Wahlkämpfe geflossen. 
In der kurzen Geschichte der Organi­
sation gab es kaJrn Möglichkeiten zur 
gemeinsamen Erarbeitung von inhalt­
lichen Aussagen. So sind viele Posi­
tionen nur durch individuelle persönli­
che Erfahrungen und Vorstellungen 
geprägt. Dies zeigt sich auch in dem 
durclt die Konferenz beschlossenen 
,,Magdeburger Programm" deutlich. 
In allen Teilen des Programms, vor 
allem aber in den Teilen Wirtschaft, 
Frauen und Ökologie, ist die bisher 
kaurngeführteAuseinandersetzungmit 
unterschiedlichen Positionen sowie das 
Fehlen grundlegender Infonnationen 
erkennbar. Besonders in den „Gedan­
kenzumdernokratischenSozialismus", 
die als Diskussionsgrundlage be­
schlossen wurden, wird dies deutlich. 
Durch die Konferenz wurde die bei 
Gründung der DDR-JUSOS begonne­
ne jugendpolitische Orientierung lei­
der nicht fortgeführt. Konkrete jugend-

politische Aussagen fanden sich nur in 
den Grußworten von Falken und 
Gewerkschaftsjugend, die in der feh­
lenden Aufinerksamkeit vieler DDR­
JUSOS ebenso untergingen wie einen 
Tag zuvor die interessanten Ausfüh­
rungen von Wolfgang Thierse zum 
Sozialismusbegriff. 

Trotz aller Mängel war die Konferenz 
vor allem ein Impuls für die weitere 
Arbeit. Schwerpunkt wird in den näch­
sten Monaten die Gründung bzw. 
Stärkung der Landesverbände sein. 
Dazu ist auch weiterhin die Unterstüt­
zung der West-JUSOS notwendig. Über 
Fraktionsschranken hinweg sollte dies 
der jetzt gesamtdeutsche Bundesvor­
stand koordinieren. Nur mit der Profi­
lierung der JUSOS „vor Ort" kann aus 
dem kleinen Verband ,Junge Sozialde­
mokraten" eine starl<e JUSO-Organi­
sation werden. 

Thomas Heppener, ehem. r.,,,·rlräftsfiihrer der 
DDR-JUSOS, Berlin 
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HABGIER 

KLEINE 
STUDIE 
•• 

UBERDIE 
LOGIK 
DER 
KAPITAL-
VERWERTUNG 

I. 
Die Habgier heißt BS 
wohnt uns Msnschlln inne. 

OIB das sagsn wohnen gut 
wo d/8 Habgier wohnt. 

„Oer Msnsch hat die Habgier 
so gsmacltt wie sr Ist" sagen sie 
„dlB wir nleht so 
wenn der Msnsch nicht sa wlm 
denn aus Ihm kommt sie ja. " 

Oie Habgier Ist eins Gier nach Haben 
eine Sslnsglsr ist nicht bekannt. 

,. 

' ' 

' 

' 

11. 
Oer Planer der dlB Schneise legt für die Umgehung 
hat seinen Job vor Augen 
und den Autostau ran dem 
man ihm sagt daß er weg soll 
aber ansonsten liebt sr das Grüne. 

Oer SPD-Mann der erst leidenschaftlich wird 
wenn er nach links beißen darf 
hat nur die Fraktion vor Augen 
etwas anderes hat er nicht gelernt 
aber ansonsten sind ihm die Banken zu mächtig. 

Oer Journalist der die ungelenken Gegner der Habgier 
ans Messer liefert 
hält die Glaubwürdlgkell der Habgier für erwiesen 
aber die Gegner des Marlcts 
sind auch auf Ihm zu finden 
bald liefert sr seine Recherche an solche 
bei dsnsn der Kopf eines unglaubwürdigen Marktgeg­
ners noch höher prämiiert wird. 

Oer Entertainer sagt ewig zu den armen Menschen 
1/ove you 
heut' abend aber zähll die Pointe die laut 
klatschen und lachen macht 
so wie gsstem. 

111. 
Ois Logik des vorgeschossenen Kapitals 
bewegt die Gemüter dsmr 
die es vorgeschossen haben 
wenn es In Gefahr ist 
und weil es nie ganz sicher ist 
sind sie auch nie gänzlich unbewegt 
den Planer Journalisten Entertainer 
den SPO-Mann 
nennen sie „ihre Pappenheimer" 

und wer von denen nur seinen Job vor Augen hat 
wissen sie 
und wie das zu bewerten 
und in ihre Oenkbewegungen mit einzubeziehen ist. 

Oas Roden der Regenwälder 
das lassen sie sich nicht anlasten 
das ist die Habgier der Mestizen 
die alles 
- und das wissen sie genauer -
auch die Zinsen verfressen 
statt pünktlich zu zahlen (wie's deutsche Art ist). 

Oie Kinder hier 
spüren die Furcht, die abends in die Familien getragen wird 
hören das machtlose Zungenschnatzen für den Entertainer 
den Planer und das bange Wachen, ob bei der Post nicht doch 
der Empfang des SPD-Manns ist 
und schon immer sahen diese Kinder 
Spielfilme, die habgierige Menschen machen 
über die souveränen Charaktere der Habgier 
und uns sehen sie, wie wir 
die Teller aufgefüllt und gesagt kriegen: 
komm iß und trink OU sei froh daß OU hast 
und was wir da essen ist ihre Zukunft. 

IV. 
Und alles nur 
weil die Habgier schon aus den Kindern kommt 
schaut nur mal hin 
wie sie im Menschen wohnt. 

So unabänderlich ist die Habgier 
zu enttemen niemals 
aus den Apparaten 
die die Menschen prägen 
weil es die Menschen sind 
aus denen die Habgier kommt 
so wie die Wissenschaft 
die Religion 
und die gerade geschnittenen Hecken. 

V. 
Oas vorgeschossene Kapital 
- von wenigen verfügt für die wenigsten -
ist nicht der Grund! 
Es ist die Habgier!! 
In den Menschen!!! 
die das Kapital!!!! 
so böse macht!!!!! 
ansonsten wäre es 
(wie sagt man?) 
wertfrei!!!!!! 
und wertfrei betrat es die Welt 
aber dann übernahm es 
ran den Menschen den Gedanken 
alles zu verwerten 
und die Logik der Verwertung 
kam über das Kapital. 



/ e nach Konzentration und körperlicher Gewöhnung an die Droge hält ein Schuß 
/ ~eroin etwa vier Stunden lang seine Wirkung. Die müssen genutztwe.rden, um Geld 

für das nächste Viertelgramm zu beschaffen. 

·.~· nicht immer handelt die Stadt gegen die Süchtigen so konsequent, wie die 
Offentlichkeit es gerne hätte. Im Fall eines Spritzenautomaten mußte der Volkszorn 
zur Selbstjustiz greifen. ... Mit Hilfe von zwei Wagenhebern und weiterem 
Brechwerkzeug ging der Pöbel ans Werk: Angeführt von der CDU·Landtagsabge· 
ordneten Brunhild Decking-Schwill rissen kräftige Kerls den Kasten aus dem pflaster 

Methadon erzeugt keinen Rausch, sondern stellt die Entzugserscheinungen von 
Heroin ab. Ein fast normales Leben wird möglich .. , 

Stefan lennardt 

DAS SPIESSERTUM 
SCHLÄGT ZURÜCK 

DROGENSUCHT UND DROGENPOLITIK 
IN DORTMUND 

Wenn in der Stadt Dortmund ein 
Mensch irgendwo an einer Überdosis 
Heroin verreckt, dann meldet die 
Polizei außer seinem Alter möglichst 
auch den Herkunftsort des Toten. 
Eines soll klar sein: Dortmunds 
Heroinabhängige sind im wesentli, 
eben Zugereiste! 

Das sozialdemokratische Dortmund hat 
sich in den letzten Jahren zu einem der 
größten Zentren der Heroinsucht ent­
wickelt. Und Dortmund ist exempla­
risch für eine hilflose Drogenpolitik, 
die auf Verdrängung des Drogenpro­
blems und auf die Verfolgung der 
Suchtkranken zielt. SPD, Polizei, Ge­
schäftsleute und Öffentlichkeit ver­
banden sich bisher zu einer unheiligen 
Allianz. Langsam setzt in der Partei das 
Umdenken ein. 
Etwa 1500 Junkies - so schätzt die 
Polizei - leben in Dortmund ihre Sucht. 

Ein Großteil von ihnen taucht mehr­
mals täglich am Platz von Leeds in der 
Dortmunder Innenstadt auf, um bei ei­
nem der vielen Kleindealer ein Stan­
niolbriefchen mit Backpulver und ei­
nem schwankenden, geringen Anteil 
von Heroin zu kaufen. Je nach „Saison" 
- die Versorgungslage kann mal etwas 
besser, mal schlechter sein-kostet die­
ser Schuß mit einem Material- und 
Arbeitswert von wenigen Pfennigen 70 
bis 90 DM. Die Profite auf allen Stufen 
desZwischenhandelssindenorm.Auch 
Kokain und verschiedene Phannaka, 
vor allem das Aufputschmittel Capta­
gon, finden in Dortmund großen Ab­
satz. 
Je nach Konzenttation und körperli­
cher Gewöhnung an die Droge hält ein 
Schuß Heroin etwa vier Stunden lang 
seine Wirkung. Die müssen genutzt 
werden, um Geld für das nächste Vier­
telgramm zu beschaffen. Aus diesem 
Kreislauf gibt es kein Entkommen. Mit 
längerer Sucht steigt auch der Bedarf -

manchmal auf zwei bis drei Gramm am 
Tag. Der Beschaffungsstreß ist unge­
heuer. Die Droge ist wichtiger als Es­
sen, als Schlafen, als Freunde sowieso. 
Nur mit der Droge, so meinen Dort­
munder Junkies, könnte man notfalls 
100 Jahre alt werden. Aber nicht mit 
dem Leben, das ein Junkie führt. 
Für die Geldbeschaffung stehen Dort­
munder Junkies vor allem drei Wege 
zur Verfügung. Anja (18) verlegt sich 
aufs Dealen: ,,Entweder ich vermittel', 
oder ich mach' auch mal selber was. 
Bisher bin ich so über die Rundenge­
kommen." Markus (30) klaut sich sei­
nen Bedarf zusammen: ,)eh hab 'nen 
guten Hehler. Manchmal mache ich in 
Computern. Bei Karstadt steht immer 
ein Haufen mit dreißig, vierzig Stück. 
Kein Mensch merkt, wenn Du Dir ei­
nen unter den Arm klemmst" Ilona 
(27) muß sich prostituieren: ,,Das ist 
das Schlinnnste: Die Beschaffung. Und 
das die Freier echt noch um ohne Gum­
mi schachern." 

/ Viele verdienen mit 

Insgesamt hat die Dortmunder Dro­
genszene einen täglichen Umsatz von 
einer Viertel- bis einer halben Million 
Mark. Diese Größenordnung macht 
deutlich, wieviele nichtsüchtige Dort­
munder daran beteiligt sein müssen. 
Bei den prostituierten Männern am 
Hauptbalmhof oder bei den - meist sehr 
jungen - Frauen auf dem Straßenstrich 
rund ums Fina-Parkhaus läßt sich man­
che Mark sparen; die Preise sind erheb­
lich günstiger als in Dortmunds „offizi­
ellem" Puff. 
Viel Heroin wird in Dortmund durch 
Diebstahl bezahlt. In den großen Kauf­
häusern und den Geschäften rund um 
den Platz von Leeds machen Armeen 
von Verkäuferinnen und Hausdetek:ti­
venJagd auf süchtige Ladendiebe. Viel 
nützt das nicht, zumal der Absatz der 
gestohlenen Waren in Dortmund nicht 
sehr schwierig ist. 
,,Parfum wirst Du immer im Puff los, 
und wenn ich mit <ner Lederjacke für 
500 Mark, wo das Preisschild noch 
dranhängt, in 'ne Kneipe gehe und bie­
te die für 200 an - die nimmt jeder, im 
Notfall der Wirt," meint Markus. Ein 
Hehler sei zwar immer sinnvoll, aber 
nicht unbedingt notwendig. Sogar Ge­
schäftsleute kauften Geklautes immer 
gern. Jetzt hat Markus keine Zeit mehr. 
Ein Jogginganzug ist bis sieben be­
stellt. 
Dortmunder Finnen liefern zwar of­
fenbar weder Anlagen noch Rohstoffe 
zur Drogenproduktion an Drogenkar­
telle in Kolumbien oder Südostasien, 
wo deutsche Wertaroeit sehr beliebt ist. 
Aber daß von deutschen Großbanken 
gewaschene Drogendollars auch ihren 
Beittag zum Strukturwandel des Ruhr­
gebiets leisten, ist nur eine Sache der 
Logik. Nicht nur das illegale 
Drogenkapital, auch viele Dortmunder 
verdienen nicht schlecht an der Sucht. 

/Die Volksseele kocht 

Die meisten Geschäftsleute am Platz 
von Leeds fühlen sich geschädigt. Es 
geht gar nicht mal um die Diebstähle, 
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sondern eher ums hnage. Wenn die 
Junkies sich auf den Blumenkübeln am 
Rand des Platzes mitten am Tag Heroin 
spritzten, fühlten viele Passanten sich 
abgeschreckt. Der ,,Dortmunder City­
Ring", eine Einzelhandels-Vereini­
gung, hatte nichts gegen Heroinsüchti­
ge, wenn sie nur endlich abhauten. 
Die Stadt handelte. Nach einem Be­
schluß der Dezementenkonferenz ließ 
Planungsdezernent Bernd Reift (SPD) 
im Oktober das Griinflächenamt seine 
BlumenkübelundParkbänkeaufLKWs 
laden. Die Junkies sollten sich nicht 
mehr so sicher fühlen, der kahle Platz 
leichter von der Polizei kontrolliert 
werden können. Dann würde das Pro­
blem sich schon verlagern - irgendwo­
hin. Die Rechnung ging nicht auf. Zwar 
treiben die Süchtigen ihre Geschäfte 
heimlicher und zum Teil in weiterer 
Umgebung, aber eine Verdrängung 
gelang nicht. Die Junkies waren ent­
setzt über die Geste. Probleme mit der 
Polizei gibt es jeden Tag -deroffizielle 
Fußtritt von der Stadt war in dieser 
Fom1 neu. Aber nicht immer handelt 
die Stadt gegen die Süchtigen so konse­
quent, wie die Öffentlichkeit es gerne 
hätte. Im Fall eines Spritzenautomaten 
mußte der Volkszorn zur Selbstjustiz 
greifen. 
AußerderSorgeumdennächstenSchuß 
bewegt auch die Dortmunder Junkies 
vor allem die Angst vor einer HN -
Infektion. Neben Schwulen, die unge­
schützten Geschlechtsverkehr haben, 
sind Junkies die Risikogruppe Num­
mer Eins. Oft sind die Entzugserschei­
nungen so stark, daß über das Spritzbe­
steck nicht lange nachgedacht wird. 
Dann macht dieselbe blutige Spritze 
mehrmals die Runde. Inzwischen ge­
hen die Junkies bewußter mit den 
Einwegspritzen um und besorgen sich 
möglichst immer eine neue. 
Schon an den Werktagen sind Dort­
munds Apotheker nicht unbedingt ko­
operativ. Abends und an den Wochen­
enden sind normalerweise gar keine 
neuen Spritzen erhältlich. Drogenbera­
tungsstelle und Gesundheitsamt sorg­
ten deshalb für die Aufstellung eines 
Automaten, aus dem Heroinabhängige 
für eine Mark eine Spritze ziehen und 

dabei die alte entsorgen können. Über 
den Standort in einem Wohngebiet der 
Innenstadt war niemand recht glück­
lich. Die Junkies mußten „auf dem Prä­
sentierteller" ihre Spritzen ziehen, die 
Polizei hätte sie aus sicherer Distanz 
beobachten und bei Bedarf „einkassie­
ren" können. Besonders unglücklich 
waren die Anwohner: Erstens „diese 
Leute'' ständig vor der Haustür{,,Unse­
re Frauen trauen sich nachts nicht auf 
die Straße!" wetterte ein Anwohner.), 
und zweitens deren mangelndes 
Verantwortungsbewußtsein. Viele 
Junkies benutzten den Entsorgungs­
schlitz am Automaten nicht, sondern 
ließen ihre Spritzen irgendwo liegen, 
wo sie zum Beispiel von spielenden 
Kindern gefunden und mit nach Hause 
gebracht wurden. 
Mit Hilfe von zwei Wagenhebern und 
weiterem Brechwerkzeug ging der Pö­
bel ans Werk: Angeführt vonderCDU­
Landtagsabgeordneten Brunhild Dek­
king-Schwill rissen kr11ftige Kerls den 
Kasten aus dem h 1 ....... ·~ 1 , transportier­
ten ihn in einer Prozession zum Rat· 
haus und luden ihn dort ab. Die 
Staatsanwaltschaft nahm sofort F,· 
mittlungen auf: Gegen Drogen~m1g 
und Gesundheitsamt. Sie häaciii~der 
Aufstellung des Automateleinem 
Mißbrauch des Betäubungsmittelge­
setzes Vorschub geleistet, so der Vor­
wurf. Es dauerte Monate, bis die Er­
mittlungen vom Oberverwaltungsge­
richt gestoppt wurden. Der lebens­
wichtige Automat liegt immer noch im 
Keller des Gesundheitsamtes, weil das 
GerangelurneinenneuenStandortnicht 
zu Ende geht. 

/wer helfen will, hat's schwer 

Nicht nur bei der Aufstellung des Sprit­
zenautornaten hatte die Dortmunder 
Drogenberatungsstelle DROBS 
Schwierigkeiten. Während im Ge­
sundheitsamtein desillusionierter Dro­
genpädagoge und eine engagierte 
AIDS-Beraterin als Ansprechpartner 
ausreichen müssen, kümmert sich die 
DROBS mit einer Handvoll Personal 
um alle Dortmunder Heroinsüchtigen. 



Neben Drogentelefon und einem Jun­
kie-Frühstück einmal die Woche (die 
Mittel für zwanzig Brötchen und ein 
paar Tassen Kaffee sollten von der Stadt 
gestrichen werden) versuchen die Dro­
genberater, möglichst vielen Junkies 
das persönliche Gespräch anzubieten. 
Eine hoffnungslose Überlastung. 
Allein der Dienstweg vor einer Thera­
pie, die Suche nach einem geeigneten 
Therapieplatz und vor allem nach dem 
Kostenträger sind ungeheuer zeitauf­
wendig. Nur wenige Therapieversuche 
führen gleich zum Erfolg, langfristig 
etwa vierzig Prozent. An eine dringend 
notwendige Betreuung nach der Thera­
pie, an Wohnungs- oder Jobvermitt­
lung, um vor dem Abgleiten in die alte 
Szene zu schützen, ist nicht zu denken. 
Die Räume der DROBS wurden 
gekündigt, derneue Standort liegt zwei 
Kilometer von der ,,Platte" entfernt. 
Erstmitdem in jüngster Zeit gewachse­
nen futeresse an Drogenpolitik - vor 
allem wegen der vielen ,,Drogentoten" 
- gelang es, den politischen Druck auf 
SPD und Stadtverwaltung wirksam zu 
verstärken. 
Denn im März veränderte die Dort­
munder SPD immerhin ihr drogenpoli­
tisches Konzept. Im Rat der Stadt be­
schloß sie ein Maßnalunenpaket, das 
die bisherige „Unser Dorf soll schöner 
werden"-Politik etwas in den Hinter­
grund stellt und aus dem der deutliche 
Wille spricht, die Situation der 
Abhängigen zu verbessern. Damitfolgte 
sie Forderungen, die innerhalb der Par­
tei vor allem die Dortmunder Jusos 
vertreten hatten. Die Stadt will sich für 
verbesserte Therapiemöglichkeiten und 
eine verstärkte Anwendung des Prin­
zips „Therapie statt Strafe" einsetzen. 
Bei der Stadtverwaltung und in der 
Drogenberatungsstelle wurden zusätz­
liche Stellen für die Arbeit mit Süchti­
gen eingerichtet - nicht viele, aber im­
merhin. 

/Methadon als letzter Ausweg? 

Wichtigster Punkt im Konzept der 
Dortmunder SPD ist der Antrag auf 
Aufnalune in das nordrhein-westfä.li-
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sehe Methadonprogramm. NRW-Ge­
sundheitsminister Heinemann hat in­
zwischen signalisiert, daß auch in Dort­
mund demnächst 25 der 1500 Heroin­
abhängigen unter Aufsicht einmal täg­
lichdieErsatzdrogeMethadonerhalten. 
Der Hersteller ziert sich noch - aus 
moralischen und juristischen Erwä­
gungen, wie es heißt. Bisher bekom­
men in Dortmund nur solche Junkies 
Methadon, die im Endstadium an AIDS 
erkrankt sind. Dann und wann wird 
ihnen Geld für eine Spritze HIV-infi­
ziertes Blut geboten. Manchen Junkies 
erscheint AIDS immerhin als Ausweg 
aus der Heroinsucht - wenn sie mit 
Methadon substituiert würden. 
Methadon wurde in Nazideutschland 
als Schmerzmittel entwickelt und 
angeblich unter dem Namen ,,Adolfin" 
bekannt. Seitdem verdienen die Farb­
werkeHoechstsichander Entzugsdroge 
eine goldene Nase. Methadon erzeugt 
keinen Rausch, sondern stellt die Ent­
zugserscheinungen von Heroin ab. Ein 
fast normales Leben wird möglich, 
wenn jeden morgen pünktlich ( und an 
365 Tagen im Jahr) die Droge einge­
nommen wird. Der Beschaffungsstreß 
ist vorläufig vorbei. Methadon kann 
dann langsam herunterdosiert werden, 
um den Junkie langfristig „clean" wer­
den zu lassen. 
Methadon ist umstritten. Auch die 
Dortmunder Drogenberatung hältnicht 
viel davon. EineSuchtdurch eine ande­
re zu ersetzen - was hilft das? Dem 
Drill, den die tägliche Methadonein­
nahme bedeutet, sind vieleJunkies nicht 
gewachsen. Heroinsucht bedeutet heute 
meistgleichzeitigdieAbhängigkeitvon 
Tabletten, Kokain und anderen Giften, 
die mit Methadon nicht zu bekämpfen 
ist. Manche Junkies nehmen zusätzlich 
zuMethadonandereDrogen, wasdurch 
Urintests verhindert werden soll. Die 
Erfolgsquoten bei einer Methadonthe­
rapie sind bislang gering. 
Noch ein anderes Problem spaltet die 
Drogenexperten in Befürworter und 
Gegner von Methadon: Die Motive der 
Methadonvergabe. Geht es wirk.lieh um 
Hilfe für kranke Menschen oder viel­
mehr - wie in den Methadonprogram­
men, die seit den sechziger Jahren in 

den USA durchgeführt werden - um die 
Bekämpfung von AIDS und Krimina­
lität? Hat der Staat ein Recht, Drogen 
sozusagen zur Ruhigstellung der Be­
troffenen kostenlos auszugeben? 
Dortmunds Junkies sind an diesen Ar­
gumenten nicht interessiert. Nur weni­
ge haben noch irgendwie „Spaß" an 
ihrer Sucht und wollen auch weiter 
süchtig sein. Fast alle würden jederzeit 
auf Methadon umsteigen, Hunderte 
werden sich bewerben. Aber Volljäh­
rigkeit und zwei erfolglose Therapie­
versuche sind Bedingung für eine 
Aufnalune ins Methadonprogramm -
eine hohe Schwelle. Zu hoch für die 
meisten. 
Auch wenn guter Wille erkennbar ist: 
Das Dortmunder Drogenkonzept ist 
fragmentarisch und reicht nicht aus, 
um die Situation der Abhängigen 
wirksam zu verändern. Das gilt analog 
für alle anderen deutschen Großstädte 
in der Bundesrepublik und bei steigen­
der Kaufkraft demnächst auch in der 
Ex-DDR. Viel mehr müßte getan wer­
den, um das gesellschaftliche Klima 
für Suchtkranke, vor allem um die 
Möglichkeit zur Therapie zu verbes­
sern. Und selbst das kratzt nicht an den 
gesellschaftlichen Ursachen von Sucht. 
Heroin ist einfach nur die extremste 
und profitabelste Form von Verzweif­
lungsmedikation. 

,pw. 
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Ein Gespräch mit UrsulaBeer 

Morgret Steifen: Ursula Beer, noch der 
Lektüre deines Buches ist kaum noch daran 
zu zweifeln, daß Kapitalismus und 
Patriarchat in einem ursächlichen Zusammen­
hang stehen. Dieses Ergebnis ist Für mich 
nicht neu. Warum hast Du dich noch einmal 
diesem Thema zugewendet? 

Ulla Beer: Warum dieses Thema ... Zu­
nächst aus einem ganz berufspraktischen 
Erfordernis. Ich lehre im Bereich Sozialstruk­
turanalyse, muß Studier~.riden~ Kenntnisse 
vermitteln über die _C-ti- or allem der 
bundesdeutschen S6zi 



lnstiMionen, ihrer Funktionszusam­
menhänge. Aber buchstäblich alle 
Lehrbücher zu sozialer Ungleichheit 
sehen Ungleichheit als eine der von 
Klassen oder Schichten, beiläufig 
werden dann auch die Ausländer, 
Behinderten, Alten und Frauen 
erwähnt z.B. als Problemgruppen des 
Arbeitsmarktes. Dabei wird überse­
hen, daß Schichten oder Klassen auch 
aus Frauen bestehen. Die Geschlechts­
blindheit der Soziologie gerade auch 
in Lehrbüchern bedeutet, daß ich 
entweder Inhalte vermitteln muß, die 
beim gegenwärtigen Forschungsstand 
als unzulänglich bezeichnet werden 
können. Oder daß ich, wie jahrelang 
praktiziert, ad-hoc-Erklärungen finden 
muß. Hierfür ein Beispiel: Wenn ich 
den Studierenden eine geschlechts­
neutrale Arbeitsmarkttheorie vorstelle, 
wie kann ich dann empirische 
Forschungsergebnisse oder Statistiken 
interpretieren, die, um es vorsichtig 
auszudrücken, durchaus nahelegen, 
wir hätten es hier mit einer spezifi­
schen Benachteiligung der Hälfte der 
Bevölkerung zu tun? 

'ff MorgretSteffen: Was 

unterscheidet deine Untersuchung von 
den bisherigen Ergebnissen der 
Frauenforschung? 

Ulla leer: Zuallererst die Frogeste~ 
lung selbst, die in der Frauen­
forschung relativ neu und bisher 
unbearbeitet ist: ,,Geschlecht als 
Strukturmerkmal". Worin bestehen 
diese „Strukturen", kann Patriarchat 
als Struktur verstanden werden? Die 
Frauenforschung spricht hier stattdes­
sen von „System", dasselbe gilt für 
Kapitalismus. Aber auch der System­
begriff ist bisher nicht präzisiert. 
Kapitalismus als Strukturbedingung 
moderner wes~icher Industriege­
sellschaften ist von der Linken im 
Anschluß an Marx schon immer 
untersucht worden, allerdings ohne 
ausreichende Berücksichtigung seiner 
Geschlechtsspezifik; hieran versuche 
ich anzuknüpfen. 
Den Unterschied meiner Sichtweise im 
Vergleich mit anderen Sichtweisen 
möchte ich am Entwurf der „doppel-

fRAUENfRAGEN 

ten Vergesellschaftung" von Regino 
Becker-Schmidt noch etwas deutticher 
machen, da ich diesen Begriff eben­
falls verwende. Unter „doppelter 
Vergesellschaftung" versteht sie die 
Einbindung von Frauen in zwei 
gesellschaftliche Arbeitsbereiche, d.h. 
die geschlechtsspezifische Arbeitstei­
lung in Beruf und Familie. Mein 
Verständnis dieser „doppelten Verge­
sellschaftung" unterscheidet zwischen 
Vergesellschaftung des Arbeitsver­
mögens in Erwerb u.r1d Familie, über 
eine marktvermittelte Okonomie und 
eine familienvermittelte Versorgungsö­
konomie, und einer Vergesellschaftung 
des Fartpflanzungsvermögens 
der Geschlechter. Mit dieser Sicht­
weise suche ich aus einer 
ökonomistischen Tendenz der Frauen­
Forschung herauszukommen, die m.E. 
auch dem Rekurs auf die geschlechtti­
che Arbeitsteilung innewohnt. Frauen 
werden nicht lediglich deshalb sozial 
benachteiligt, weil ihre Arbeitskrok 
umsonst der Familie zur Verfügung 
stehen soll, sondern eben auch 
deshalb, weil sie Kinder gebären und 
weil dieses zunächst rein biologische 
Vermögen in eine ganz spezifische 
Vergesellschaftung eingelassen wird: 
Staat und Kirche beanspruchen das 
Monopol, darüber zu entscheiden, ob 
eine Frau eine Schwangerschaft 
austragen will oder nicht. Die Sexuali­
tät einer Frau oder ihr FortpAanzungs­
vermögen ist spezifisch patriarchalen 
Übergriffen ausgesetzt, die ihre 
persönliche Integrität verletzen und 
verletzen sollen, z.B. sexuelle 
Nötigung und Vergewaltigung. Und 
nicht zuletzt wird die bialogische 
Fähigkeit zur Multerschok unter 
kapitalistischen und zugleich 
patriarchalen Bedingungen in einen 
sozialen Zwang zur Ableistung 
unentgelrlicher Versorgungsleistungen 
umgemünzt, die keineswegs nur dem 
Kind, sondern eben auch gesunden, 
erwachsenen und arbeitsfähigen 
Männern ge~en sollen. Mit diesem 
Argument stelle ich die Verbindungs­
linie zur geschlechtsspezifischen 
Arbeitsteilung her und spreche 
deshalb von einer „doppelten 
Vergesellschaftung" des Arbeits- und 
FortpAanzungsvermögens. 

'ff MargretSteffen: FürFrouen, 
die politisch arbeiten, ist immer auch 
die Frage interessant, daß - wenn es 
Strukturmerkmale für die Diskriminie­
rung von Frauen gibt· Strukturen aber 
auch verändert werden können. Wo 
ist dann anzusetzen und mit welchen 
MiHeln? Also, wo siehst du heute 
solche Strukturmerkmale für die 
Diskriminierung von Frauen? 

Ulla leer: Das zentrale Struktur­
merkmal für Frauendiskriminierung ist 
die Art und Weise, wie in einer 
industrialisierten Gesellschaft wie der 
unsrigen „Arbeit" und „Fortpflanzung" 
sozial geregelt sind. Eine jkopitolisfi­
scheJ Marktökonomie kann nur dann 
profitabel und rational arbeiten, wenn 
sie keinerlei Verantwortung für die 
gesellschaftlich-individuelle Reprodukti­
on von Frauen und Männern zu 
übernehmen braucht, die über die 
Lohn- oder Gehaltszahlung hinaus­
geht. Patriorchol ist an diesem Arran­
gement, daß dem weiblichen Ge­
schlecht oll jene Arbeitsleistungen 
angesonnen werden, die sich der 
Marktrationalität nicht unterordnen 
lassen und die gleichzeitig 
unabdingbar sind, um ein Sozialgebi~ 
de überhaupt am Leben zu erholten. 
So gesehen "beutet" eine kapitalisti­
sche Ökonomie das gesamte So­
zialgebilde aus, von dem es ,,lebt", 
und bedient sich zu diesem Zweck 
der Frauen. Aber nicht nur dieser - es 
beutet nicht nur menschliche 
Ressourcen aus, die gar nicht auf dem 
!Arbeits-) Markt erscheinen, sondern 
eben auch andere gesell~haftliche 
Ressourcen wie Umwelt, Okologie als 
solche. 

'ff Margret Steffen: Warum 
verhalten sich diese Strukturen so 
resistent gegenüber Veränderungs­
versuchen? 

Ulla leer: Wir müssen die Dinge 
zunächst in ihrem Zusammenhang 
erkennen können. Mein Buch will zu 
dieser Erkenntnis einen Beitrag leisten. 

Sofern die Grundlinien meiner Argu­
mentation tragfähig sind, wird uns 
aber auch deuttich, wie festgefahren 
und eingespielt diese „Strukturen" und 
„Funktionszusammenhänge" sind. Die 
spezifische Vergesellschaftung von 
Frauen, besonders wenn sie Mütter 
werden oder sind, ist zum Beispiel 
rechttich, insbesondere arbeits- und 
sozialrechtlich, regelrecht zementiert. 
Zementiert werden diese Verhältnisse 
ober auch durch die hartnäckige 
Weigerung von Männern, an dem 
Zustand, der sie privilegiert, etwas zu 
ändern. Hinzukommt, daß die struktu­
rellen Be<:lingungen des Arbeitsmark­
tes, der Okonomie insgesamt, dazu 
beitragen, Männer dort zu halten, wo 
sie sind, selbst wenn sie an diesem 
Zustand etwas ändern wollen. Grün­
det ein erwerbstätiges Paar eine 
Familie, ist es noch immer durchaus 
rational, daß die Frau und nicht der 
Mann zuhause bleibt oder die Erw­
erbsarbeit reduziert, weil sein Gehalt 
eo. 1 /3 über dem ihrigen liegt. Mit 
der Gründung einer Familie verfügt 
ein Mann aber auch über eine 
überzeugende Begründung, sich 
seinem beruAichen Fortkommen voll 
zu widmen, denn er muß ja „eine 
Familie ernähren". 

'ff MargretSteffen: Wasiehst 
du Ansatzpunkte für eine Ausweitung 
der Handlungs- und Gestaltungs­
spielräume für Frauen? 

Ulla leer: Die einzelnen Mechan is­
men der Diskriminierung von Frauen 
sind der Frauenforschung längst 
bekannt. Ich suche sie, wie gesagt, in 
einen inneren Zusammenhang zu 
bringen. Aus dieser Vorgel:i.ensweise 
resultieren sicherlich auch Ube~egun­
gen zu Gestaltungsspielräumen. 
Wenn es zutrifft, daß ein zentraler 
„Kitt" unseres Sozialgefüges im 
bestehenden Geschlechterar­
rangement besteht, das Frauen 
ansinnt, die mindere und von Män­
nern verschmähte Erwerbsarbeit 
anzunehmen, sie auch hinnehmen 
läßt, daß ganze Branchen sich auf 
billige Frauenerwerbsarbeit einrichten, 
wenn dieser Kilt auch darin besteht, 
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daß Frauen sich für unentgelttiche 
Versorgungsleistungen zuständig 
holten und noch dazu physisch­
psychische „Ausbeutung" im Intimbe­
reich hinnehmen, dann würde ich 
folgende Schlußfolgerungen ziehen: 
Frauen nehmen bereits 'Gestaltungs­
spielräume' in Anspruch, wenn sie 
sich durch Ehe- und Kinderlosigkeit 
diesem Arrangement weitgehend 
entziehen und stattdessen Erwerbs­
arbeit zur eigenen Existenzsicherung 
ausüben. 
Diese 'Lösungen' sind aber sowohl 
individuell als auch gesellschaftlich 
unbefriedigend. Frauen, das belegen 
einschlägige Untersuchungen immer 
wieder auf neue, wollen Familie und 
Beruf miteinander vereinbaren kön­
nen. Kinder und Lebensgefährte 
gehören nach wie vor für viele zur 
Lebensplanung. Damit laufen Frauen 
natürlich immer wieder in die Falle 
dessen, was die Gesellschaft nun mal 
für sie vorgesehen hat: Dis­
konfinuierliche Berufsbiographie, 
Verzicht auf sozialen Aufstieg, Fami­
lienarbeit, ökonomische Unsicherheit, 
Armut im Alter. 
Ansatzpunkte zu einer Veränderung 
der gegenwärtigen 
Geschlechtermisere fänden sich 
sicherlich im staa~ich-administrativen 
Bereich, etwa verstärkte Frauen­
förderung, Abbau sozialrechtticher 
Benachteiligungen, Anhebung der 
Anzahl von Einrichtungen zur Kinder-1 

. letztlich auch Altenbetreuung. Be­
triebliche Frauenförderung wäre eine 
weitere Möglichkeit, ebenso ober 
auch eine betriebliche Männer­
förderung durch Teilzeitarbeitsplätze, 
Aexible Beschäftigungsmodelle. Auf 
gewerkschaftlicher Ebene sind die 
Strategien zur Durchsetzung einer 
Verkürzung der Tagesarbeitszeit zu 
begrüßen. Aber: All dies unterliegt 
starken strukturellen Verfestigungen, 
die allesamt darauf hinwirken, Frauen 
dort zu halten, wo sie sind. 
Sicherlich hoben Frauenforschung und 
-bewegung hier bereits Erfolge erzielt, 
doch viel hat sich in den vergangenen 
Jahren nicht geändert. Mögli­
cherweise - und das mag resignativ 
klingen • bleibt Frauen ohne eine 
schlagkräftige soziale Bewegung 
zunächst nichts anderes übrig, als 
individuelle Lösungen zu suchen: 
,,seiner'1 Gleichgültigkeit im Privat-

bereich den Krieg zu erklären oder 
ihn zu verlassen, mit Kindern, so 
vorhanden, ein Arrangement zu 
finden, das „sie" enrlastet, konsequent 
beruAiche Ambitionen zu verfolgen. 
Wichtig scheint mir vor allem, daß 
Frauen es sich nicht nehmen lassen 
sollten, um ihre Position im Erwerbs­
leben und in der Politik zu kämpfen 
und vorzugsweise nicht in individue~ 
ler Isolierung, sondern kollektiv. Sie 
hoben die Gesellschaft, in der wir 
leben, nicht aktiv mitgestaltet. Sie 
müssen in die Lage versetzt werden, 
gesellschaftlichen Wandel noch ihren 
Bedürfnissen mitgestalten zu können, 
allein aus diesem Grund ist es unab­
dingbar für Frauen, in die Bereiche 
von Macht und Einfluß vorzudringen. 

f MargretStelfen: Untersucht 
hast du bisher das Verhältnis von 
Kapitalismus und Patriarrhat. Was 
bedeutet aus deiner ..i1c..nr das Herein­
brechen der sich auflösenden Struktu­
ren und Mechanismen des Hreal 
existierenden Sozialismus" Für die 
Frauenpolitik in der bisherigen BRD 
einerseits und für die Frouenf191i!ik 
eines zukünftig geeinten ~ 
lands? 

Ulla leer: In feministischer Perspekti­
ve vereinigen sich mit Deutschland 
West und Deutschland Ost ein kapita­
listisches und ein ehemals sozialisti­
sches Patriarchat, wobei letzteres am 
Tropf des ersteren hängt. Noch 
anders formuliert: Das sozialistische 
Patriarchat drängt an die Geldtöpfe, 
Erwerbschancen und EinAußsphären 
der bisherigen Bundesrepublik. Der 
bundesdeutsche Kuchen, bisher schon 
sehr ungleich zwischen Frauen und 
Männer aufgeteilt, wird noch einmal 
aufgeteilt werden. Wir dürfen darüber 
spekulieren, auf wessen Kosten das 
geschehen wird. 
Bereits voll in Gang ist die Rückver­
wandlung der DDR-Frau, die bisher 
die Mehrheit der Erwerbstätigen dort 
stellte, zur Hausfrau mit vermurlich 
'geringfügiger' Beschäftigung. Jedes 
dritte Kind eines Geburtsjahrgangs 
wurde in der DDR bisher von einer 
alleinerziehenden Mutter aufgezogen, 



in der Bundesrepublik waren es 
ganze 11 %. Was geschieht mit 
diesen Frauen, die dringend auf 
Vollerwerbstätigkeit und Kinderversor­
gungseinrichtungen angewiesen sind? 
Dem Vernehmen nach ist der Pflege­
notstand in der bisherigen DDR noch 
um einiges katastrophaler als bei uns. 
Was geschieht mit den Betroffenen? 
Sieht man das Ei des Kolumbus 
vielleicht darin, daß PAegenotstand 
und Abbau von Kinderversorgungsein­
richtungen ein hervorragendes 
Betätigungsfeld Für die nunmehr nicht 
benötigten weiblichen Erwerbsarbeits­
kräfte darstellen? 
Ich halte diese Entwicklung Für mög­
lich, sie könnte sich gewissermaßen 
naturwüchsig vollziehen, ohne 
jegliche staa~ich-odministrative 
Eingriffe. Man muß die Dinge nur 
laufen lassen. Dann würde sich das 
Heer der Sozialhilfeempfängerinnen 
gewaltig ausweiten, Frauenarmut im 
geeinten Deutschland noch ganz 
andere Dimensionen wie bisher 
annehmen. 
Umgekehrt ist absehbar, daß Männer, 
die „schließlich eine Familie ernähren 
müssen", eine beschäftigungs­
politische Vorzugsbehandlung erfah. 
ren: durch berufliche Oualifizierungs­
maßnahmen, bei der Vergabe von 
Jobs, bei der Gewährung von Auf­
stiegschancen, letztlich sogar bei der 
Vergabe von politischen Mandaten. 
Damit in Zusammenhang befürchte 
ich Rückschläge in der In­
stitutionalisierung der Frauenfor­
schung, in der Bereitschaft zu einer 
konsequenten Frauenförderung sowie 
Einschnitte bei vielen autonomen 
Projekten, denen öffen~iche Mittel 
gestrichen werden. Mit der Einheit 
Deutschlands kann also der frauen­
politische Frühling, der sich gerade in 
kleinen Ansätzen andeutete, schon 
vorbei sein - nämlich dann, wenn 
nach der Bundestagswahl der natio­
nale finanzielle Notstand ausgerufen 
wird. Analoges dürfte Für die ehemali­
ge DDR gelten, wenngleich in anderer 
Konstellation. Schon seit Monaten ist 
zu hören, daß im dortigen 
Wissenschaftsbetrieb vorzugsweise 
Frauen ihre Anstellung verlieren, die 
sie im Zuge sozialistischer Frauen­
politik erworben haben. 
Meine Einschätzung noch einmal 
knapp zusammengefaßt: Die Frauen 
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in Ost und West werden aller Voraus­
sicht nach die Verliererinnen der 
Einheit Deutschlands sein, das ost­
deutsche Patriarchat muß schließlich 
untergebracht, letztlich auch finanziert 
werden. Wenn wir Frauen jetzt nicht 
aufpassen, werden wir von dieser 
Entwicklung überrollt werden: deshalb 
ist es dringlicher als je zuvor, gemein­
sam politische Strategien zu entwik­
keln und durchzusetzen. Verglichen 
mit absehbaren geschlechtsspezifi­
schen Verteilungskämpfen um Arbeits­
plätze und Aufstiegschancen scheint 
mir die Debatte um den § 21 8 
geradezu als Ablenkungsmanöver, so 
wichtig diese Diskussion als solche ist. 

f Mo,g,et Steffen, Die An.ät­
ze der Frauenförderung der BRD 
hatten eine lange Vorlaufzeit in der 
Frauenbewegung mit heftigen wissen­
schaftliche und politischen Auseinan­
dersetzungen um die Mechanismen 
und Strukturen der Ge­
schlechterungleichheit im Kapitalis­
mus. Meine Vermutung ist nun, daß 
diese Debatten in der ehemaligen 
DDR nicht angekommen sind und 
unsere Forderungen für die DDR­
Frauen nicht ohne weiteres einsichtig 
sind. 

Ulla Beer: Dazu müssen wir beden­
ken, daß die DDR-Frauen unter völlig 
anderen Bedingungen lebten als wir: 
Erwerbstätigkeit als Selbstverständlich­
keit, damit ober auch ökonomische • 
relative • Sicherheit, sicherlich ver­
bunden mit hoher zusätzlicher Bela­
stung durch Haushalt und 
Versorgungsprobleme, noch dazu 
vollkommen abgeschottet von unserer 
Frauenbewegungsliteratur und festge­
legt auf die sozialistische Fraueneman­
zipationstheorie, deren Geltung wir 
schon seit zwanzig Jahren in Zweifel 
ziehen. 
Von daher mögen den DDR-Frauen, so 
frouenpol itisch engagiert sie auch 
sind, viele unserer Debatten als 
aufgesetzt oder gor luxurierend 
erscheinen. Aus ihrer spezifischen 
Lebenssituation heraus dürfen sie das 
auch tatsächlich gewesen sein. 
Es wäre ober ein gravierender 
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Kurzschluß, ihnen deshalb ein „rud 
ständiges Bewußtsein" zu attestier~ 
und ihnen gewissermaßen nohezuie­
gen, erst einmal zwanzig Jahre 
Frauenliteratur nachzulesen, bevor se 
mitreden dürfen. Was stattdessen 
frouenpolitisch gefordert ist: Verslo'lO­
nis für ihre spezifische Situation u.-.d 
die damit verbundenen neuen Proble-­
me, die wir, eingeübt in unsere 
Gesellschaft, schärfer sehen m~ 
als ihnen das bisher möglich ist. v. 
wissen wiederum ja auch relativ 
wenig über den realsozialistische„ 
Frauenalltag der Vergangenheit ~ 
auch uns erreichten letztlich nur 
diejenigen Informationen, die zerl.ir 
über die Mauer kamen. Und, das 
scheint mir am wichtigsten zu se "' 
müssen unsere Kompferfahrunger 
eine solidarische Deba1te einbri~ 
ohne uns als die Überlegenen zu -
gerieren. Als „überlegen" erweis• 
allenfalls unser Gesellschaftssyste­
überlegen auch in seiner spezifisc­
Verflechtung von Marktwirtscha~ -
Patriarchat. Die DDR-Frauen werde:' 
ihm zunächst relativ ungeschützt 
ausgesetzt sein, weil sie die „Ge­
schäftsbedingungen" noch nicht 
kennen. Sich hier solidarisch zu 
verholten, ist letztl ich auch in unsemrr 
Interesse: Ein neues Sozialgebilde 
formiert (oder strukturiert) sich, u--d 
wenn die These zutrifft, daß Struk 
sich im Handeln von Individuen „ 
Kollektiven erst konstituieren, dars~ 
sind wir jetzt gefordert. --
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AUFKUNDIGUNG 
DES 

GESCHLECHTERVERTRAGES 
ANMERKUNGEN ZU URSULA BEERS BUCH: 

11GESCHLECHT1 STRUKTUR, GESCHICHTE­
SOZIALE KONSTITUIERUNG DES 

GESCHLECHTERVERHÄLTNISSES11

1 

FRANKFURT A.M./NEW YORK 1990, CAMPUS, 330SEITEN 

Der wohl wichtigste politische und 
wissenschaftliche Beitrag der 
Frauenbewegung war, Frauen als 
soziale und politische Gruppe kennt­
lich zu machen, die definiert ist durch 
männliche Überlegenheit und weib· 
liehe Unterdrückung. 

Ein weiterer Beitrag der Frauenbe­
wegung war immer auch der Ver­
such, die Mechanismen der Unter­

drückung und Unterordnung zu er­
kennen sowie Überlegungen anzu­
stellen, wie dieser unselige Zustand 
zu beenden ist. 

MARGRET STEFFEN, WISS. MIT ARBEITERIN AM ZENTRUM FÜR WISSENSCHAFT UND PRAXIS DER UNIVERSITÄT BIELEFELD 
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Ging es in den 70er Jahren noch darum, insbesondere durch 
Anpassungsqualifizierung und Steigerung der Belastungsfä­
higkeit, Frauen an die vermeindich besseren Männer anzu­
passen, stehen heute Handlungsstrategien wie eine systema­
tische Frauenförderung, Qualifizierung in zukunfts- und tech­
nisch-Orientierten Berufen, Quotierung und Wochenarbeits­
zeitverkürzung zur Diskussion, die auf die Beseitigung männ­
licher Domänen, Privilegien und Strukturen abzielen. Gerade 
zur rechten Zeil, wo Frauen auf verschiedensten Ebenen 
gegen diskriminierende Strukturen der Politik der Rechts-, 
Arbeits- und Sozialverfassung anzugehen versuchen, hat 
Ursula Beer ihr Buch „ Geschlecht, Struktur, Geschichte" auf 
den Markt gebracht 

Ausgehend von der Überlegung, daß die Strukturen der 
Unterdrückung erkannt sein müssen, um sie zu beseitigen, hat 
mich bereits der Titel „Geschlecht, Struktur, Geschichte" in 
zweierlei Hinsicht gereizt: Einerseits signalisierte er, daß die 
heutigen vielschichtigen kulturellen und ökonomischen Diskri­
minierungstatbestände möglicherweise gemeinsame struktu­
rierende Merkmale aufweisen, d ie sich historisch erklären 
lassen. Andererseits steht die Frage an, ob diese diskriminie­
renden Strukturmerkmale von der Frauenbewegung erkannt 
sind und ob es, darauf bezogen, politische Forderungen und 
Handlungsstrategien gibt bzw. inwieweit Ergänzungen und 
Korrekturen notwendig sind, damit diese in neuer Form 
strukturierend und verändernd wirksam werden können. 

Diesem Spannungsbogen zwischen Theoriebildung und ihrer 
Bedeutung als handlungsleitende Instanz geht Ursula Beer 
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denn auch in ihrer Untersuchung nach. Sie fragt einerseils 
nach dem Verhältnis von Struktur und Handlung, von Gesel­
schaft und Individuum und andererseits nach dem Verha 
von Struktur und Geschichte. Ihr Schwerpunkt sind die so 
ökonomischen Dimensionen der Konstitution des Gesch 
terverhältnisses und damit Fragen nach den struktur 
Bedingungen der Gesellschaft, die Geschlechter ungleich 
konstituieren und reproduzieren. 

GESCHUCHTERUNGLEICHHErr 
& MARKTÖKONOMIE 

Im ersten Schritt versucht Ursula Beer, sich d 
Vergesellschaftungsprinzipien industrieka pital istischer 
patriarchaler Vergesellschaftung von Arbeitskraft anzu 
hern. Sie untersucht vor dem Hintergrund feministischer 
Forschung und Theoriebildung ganz unterschiedliche Anö 
ze: das Modell der „New Horne Economics", Aspekte der 
Marxschen Klassentheorie und Arbeitswerdehre, Ansotzea 
der Neuen linken, der kritischen Theorie der Frankfurts 
Schule auf ihren Gehalt Für die Analyse von Arbe1tste1lu 
Existenzsicherung und Geschlechterungleichheit. In diesem 
Umfang und in dieser Breite bisher noch nicht so dargeM 
und für die feministische Forschung aufbereitet, deckt s,e 

sowohl die Verbindungslinien innerhalb und zwischen diesea 
Theorieansätzen und in der Frauenforschung, aber auch 1hnl 
„blinden Flecken" und „ Chiffren" auf, hinter denen das 
Geschlechterverhältnis versteckt wird. 

Würde das Buch an dieser Stelle enden, hätte Ursula Beer 
einem zentralen Feld feministischer Forschung zumindest den 
Nachweis über eine Reihe von Defiziten in der soziol~ 
sehen und feministischen Theoriebildung sowie das Ergebnis 
erbracht, daß die untersuchten Ansätze zwar von einer 
komplexen Strukturiertheit der bürgerlichen Gesellschaft a 
gehen, die sie .~ber letztinstanzlich mehr oder wenig« 
explizit auf die Okonomie als Motor gesellschafdicher E 
wicklung reduzieren . 

Solche Ergebnisse der Ausgrenzungs- und Nichtbeachtu 



der Frauenfrage" oder richtiger, des Geschlechterverhältnis­
ses sind bekannt. Ursula Beers Untersuchung geht jedoch 
wider: Sie holt den Strukturbegriff aus der Enge des „Haupt­
widerspruchs" von Kapital und Arbeit. Sie greift hierbei ouf 
U:>erlegungen des strukturalen Marxismus Althussers und 
Godeliers zurück und untersucht zum Beispiel deren lnterpre­
tchonen der Begriffspaare Objektivität und Subjektivität, 

oduktivkräfte und Produktionsverhältnisse auf deren 
Brauchbarkeit" für die feministische Forschung. Dos Resultat 

ist eine Weiterentwicklung originär ökonomischer Begrifflich­
~ ten, ihre Transformation zu einem gesellschaftlichen Be­
zugsrahmen, der das Geschlechterverhältnis durch Arbeits-
1etlung und Fortpflanzung bestimmt sieht. Die in der Frau­
enforschung noch immer offene Frage des theoretischen und 
politischen Stellenwerts unentgel~icher Frouenarbeitwird von 

, mit der Begründung beantwortet, die Industriegesellschaft 
habe das Erfordernis einer „Versorgungsökonomie" hervor­
gebracht. In ihrer Verschränkung mit der „Marktökonomie" 
..on Arbeit und Kapitol reproduziere sie auch gegenwärtig 
die sozioökonomische Ungleichheit der Geschlechter. 

Auf dieser Grundlage geht sie in ihrem historisch-empirischen 
~I der zunehmenden Ausdifferenzierung von Familie und 
Erwerb, sowie den damit in Zusammenhang stehenden 
~olgen für Frauen nach. Sie untersucht die Herausbildung des 
~amilien- und A rbeitsrechts ols Geronten von 

Geschlechterungleichheit", den „Historischen Wandel von 
Arbeitsteilung und FortpAanzungN und dos „Geschlechterver­
hältnis in seiner Bindung an historisch-besondere Eigentums­
iormen." 

.. 
AUFKUNDIGUNG DES 

GESCHUCHTERVETRAGES 
Auf diese Weise kommt sie zu einigen überraschenden 
Konstitutionsbedingungen des Geschlechterverhältnisses, die 
n dieser Zusammenschau bisher noch nicht vorgestellt wur­
den. So z.B. die potriorchale Struktur des Rechts, dos Frauen 
von Rechten on Eigentum ausschließt und gleichzeitig mittels 
Normierung ihrer Rechte on Person und Körper enteignet, 
oder die Schließungsprozesse des Arbeitsmarktes über Ver­
gesellschaftung, Eigentum, technologische Entwicklung und 
vber die Bewertung von Berufen. Ihr Ergebnis ist: daß der 
Kapita lismus eine hochentwickelte Form von Ge-

schlechterherrschoftdarstellt, der durch 
sozialstrukturelle Mechanismen verfe­
stigt und immer wieder reproduziert 
wird . Bemerkenswert ist zudem, doß 
dos bundesdeutsche Geschlechterpo­
triorchot sich im Vergleich zu anderen 

europäischen Ländern geschlechterpalitisch ols ein Bollwerk 
von Kapitalismus und Patriarchat zeigt, weitgehend intakt ouf 
der Basis von Wirtschaftsmacht und Gesellschaftsverfossung. 
Ein Faktum, das, wie ich meine, der hiesigen Frauenbewe­
gung und Frauenpolitik Anlaß geben sollte, Einstellungen, 
Verhaltensweisen und Strategien zu überprüfen. 
Was ansteht ist die Aufkündigung des Geschlechtervertrages, 
in Form der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung, der So­
ziolverfossung bis hin zur Aufkündigung von Geschlechterar­
rangements auf der Beziehungs- bzw. Familienebene. Damit 
aber stehen Frauen vor der Frage, wie es gelingt, die 
Verfügung über gesellschaftliche Ressourcen wie Geldein­
kommen, Zugang zu begehrten Erwerbs-und Einflußchancen 
in Wirtschaft, Politik, Recht und Kultur zu verbessern. Gefragt 
sind Handlungsstrategien, die sich auf die gesellschaftlich 
strukturierenden Prinzipien und zugleich ihre empirisch fest­
stellbaren, jeweils spezifischen Phänomene beziehen. 

In diesem Sinne läßt das Buch von Ursula Beer nicht nur den 
Zweifel aufkommen, ob das Kopitolverhältnis ols primäres 
Vergesellschaftungsprinzip noch Gültigkeit hot • wie es im 
Klappentext heißt-; für mich ist es gleichzp' e Absage an 
Globaltheorien, die gesellschaftliche Verhältni~se nur bedinot 
erfassen, ein Plädoyer für Theorie- und Strolegieonsätze 
mimerer Reichweite und nicht zuletzt eine Fundgrube für eine 
Neuinterpretation, für Ergänzungen und Korrekturen bishP·· 
ger Frauenforschung und deren politische Umsetzung 1m 

gesellschaftlichen Handlungszusammenhang. Insofern zeigt 
Ursula Beer nicht nur den Stand der Dinge, sondern ihr Buch 
kann als ein zukünftiges und weiter zu präzisierendes For­
schungs-, und Politikprogramm gelesen werden. 

-·-· 
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URSULABEER 

. DER NEBENWIDERSPRUCH 
DER POSTMODERNE 

Der Titel des Beitrags enthält g leich zwei Reizworte: Nebenwi­
derspruch und Postmoderne. Sich auf den Nebenwiderspruch 
zu berufen, erinnert an die Flügelkämpfe der Frauenbewegung 
vor zwanzig Jahren, ob nun „das Kapital" die Frauen ausbeute, 
unterdrücke oder benachtei lige oder ein ganz gewöhnliches 
Patriarchat, wobei weitgehend offenbl ieb, wie beide miteinander 
verbunden sind. Denn auch die hartgesottenste Marxistin bestritt 
ni~ht die Existenz des letzteren, wollte es jedoch im sogenannten 
„Uberbau" verortet wissen, der sich bekanntlich aus der 11Bosis 
ableitet". Der Titel suggeriert Parteinahme in einem Streit, der 
mittlerweile weitgehend beigelegt ist, zumal der reolverschwin­
dende Sozialismus nahelegt, dort habe es auch nicht besser 
gestanden als „bei uns". Wenn ich dennoch diesen Begriff 
verwende, will ich etwas ganz anderes zum Ausdruck bringen: 
daß die Berufung auf den Nebenwiderspruch auch im Sinne 
einer Metapher verstanden werden ko n n. Als Metapherlebt der 
Nebenwiderspruch in vielfältiger Gestalt fort und stellt auf diese 
Weise einen Beitrag zur Lösung dessen dar, was unter Soziali­
stinnen heute noch a ls 11Frauenfrage11 diskutiert wird. 
Damit komme ich zu meinem zweiten Reizwort: der Postmoder­
ne. Dieser Begriff zeichnet sich nicht durch den Rekurs auf 
Althergebrachtes aus, wie der Nebenwiderspruch zumindest 
nahelegt. Ganz im Gegenteil, seine Suggestivkraft bezieht er 
geradezu aus der Unterstellung, daß nichts mehr gilt, woran wir 
stets glaubten: die Klassen sind verschwunden und hoben sich 
)ndividuolisiert", ein grundlegender Wertewandel hat stattge­
funden und damit wird auch dem guten, alten Kapitalismus das 
Wasser abgegraben • nur Workaholics sind noch auf Erwerbs­
arbeit fixiert, die meisten sehen sie recht locker und wenden sich 
„informellen Tätigkeiten" zu. Selbst das Patriarchat liegt in den 
letzten Zügen· man schaue sich nur an, was Frauen heute olles 
möglich ist. Auch die Berufung auf die Postmoderne kann 
infolgedessen als Metapher verstanden werden: die alten Ge­
wißheiten sind verschwunden, wir befinden uns auf neuen 
Wegen. Es handelt sich um eine Metapher für den Bruch mit 
allem bisher Gedachten und letztl ich auch Gelebtem, stellt 
letzrlich sogar in Frage, daß es überhaupt noch so etwas wie 
eine „Frauenfrage" gibt. 

Was beide Begrifflichkeiten • Nebenwiderspruch und Postmo­
derne. in aller Gegensätzlichkeit eint, ist deren Funktion. Wer 
immer sie verwendet, übt Definitionsmacht aus oder versucht es 
zumindest. Was heißt das? Jemand· eine Person, ein Kollektiv 
• nimmt in Anspruch, vermittels höherer Einsicht, gestiftet über 

Dr. Ursula Beer, Privatdozentin an der Fakultä t für Soziologie der 
Universität Bielefeld 
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ERST DER ZUGANG ZU 

DEN „HÖHEREN11 

B1LDUNGSEINRICH1UN· 

GEN GIBT FRAUEN DIE 

MÖGLICHKEIT, RELIGIÖSE 

UND WISSENSCHAFTLICHE 

DEUTUNGEN DER 

GESCHLECHTER;"& 
IN FRAGE zu sr; N 

eine religiöse oder wissenschaftliche Überzeugung, ,... 
auch schlicht aus der Überzeugung einer widerfa 
Ungerechtigkeit, zu "definieren",wie der zur Debatte sie" 
Sachverhalt beschaffen ist, welche Ursachen er besitzt t.: • 

er, zumindest im letztgenannten Fall, behoben werde~ 
Natürlich macht es einen Unterschied, ob ich diesen Sa''°"'.-.­
ols gerecht oder berechtigt legitimieren oder a ls unger~ 
unberechtigt widerlegen oder anklagen will. Wer sicl- -
setzt übt Macht, Definitionsmacht, letzllich auch Herrsch.:.: 
Maurice Godelier, ein französischer Anthropologe, u·---'""'··­
diesen Sachverhalt sehr anschaulich am Beispiel der Gesc'" 
erherrschaft einer australischen Stammesgesellschaft und 
animistischem Weltbild. Es sind ausschließlich die MÖ':-""E" 
den Kosmos und ihre W elt erklären und bis ins kleinste De':'l: 
Nachweis der Unterlegenheit der Frauen führen. DieSe 
ungeachtet ihrer Ausgeschlossenheit vom Kultus der M 
voll in dieses Weltbild eingebunden und 11glouben" an es 
ihnen, und deshalb funktioniert die Sache, vor allem a_: 
Moglichkeit genommen ist, ein eigenes Weltbild zu beg· -
in dem sie nicht als die Besonderen-Anderen.Minderen 
dargestellt sind. Die Schlußfolgerung für uns: Mon ve • 
Frauen jegliche Möglichkeit, Definitionsmacht auszuübe­
ihnen wird nicht anderes übrig bleiben, als das „herr·.,..._..--, 
Weltbild zu übernehmen, wenn sie in ihre Gesellschaft, 
bleiben woll ten. Eine Herrschende Gruppe legitirr..e­
stabilisiert auf diese Weise ihre Macht und Herrschaftso_ 
und wird darauf bedacht sein, Frauen d ie M ittel vorzuer: 
d ieses Weltbild in Frage zu stellen. 



ES HANDELT SICH 

UM EINE GESCHLECHTER· 

FRAGE; ALLEIN DIESER 

BEGRIFF KANN ZUM 

AUSDRUCK BRINGEN, DASS 

DIE GEWINNE DER EINEN 

:.elien anhand d ieses Beispiels, daß es durchaus Sinn 
am:r:e frouen in unserem Sozialgebilde von Bildung und 

fern zu holten und, gehen wir in der Geschichte noch etwas 
~ zurück, von Kirche und Religion o lsoktivGestaltende. Erst 
.,. :,.;gang zu den „höheren" Bildungseinrichtungen gibt 

die Möglichkeit, religiöse und ~issenschoftliche Deutungen 
Geschlechter, von männlicher Uber- und weiblicher Unter­

oiii,,-~if, in Frage zu stellen. Und erst der Zugang zu politischer 
aac:.-, und Herrschaft erlaubt es ihnen, gestaltend in das 
~nde Geschlechterarrangement zu Ihren Gunsten einzu­
p,e"' Denn industrialisierte Gegenwartsgesellschaften be­
.._.., sich heute in der Situation, daß das traditionelle 
~!echterverhältnis an Legitimation gewaltig verloren hat. 

_•sind zunächst sozio-ökonomische und historische Gründe 
~rriich: Die Marktgesellschaft hat nahezu o lle in ihre 

'9igkeit gebracht, auch Frauen sind heute zur Existenzsi­
"'9 von Erwerbsarbeit abhängig (und, nicht zu vergessen, 

auch berufstätig sein). Ehe und Familie hoben ihre 
<in als „Versorgungseinrichtung" weitgehend eingebüßt, 

_.,... sie das waren, das beweist die steigende Zahl von Single­
:-olten und Ehescheidungen. Hinzukommt, daß Frauen 

.._ hre Gebärfähigkeit zu steuern vermögen, auch aus 
~ Grund sind sie nicht mehr unbedingt auf ein herkömm· 

Arrangement mit Männern angewiesen. Ein weiterer 
sl aber auch ein Bewußtseinswondel von Frauen selbst, 

_nbedingt von Männern. Frauen sind häufig nicht mehr 

deren Ableger, ,,die Frauenfrage". Beide, so die Theoretiker der 
Arbeiterbewegung, stünden in einem inneren Zusammenhang 
und seien auch nur gemeinsam lösbar. Die Frauenfrage wurde 
auf diese Weise der Arbeiter- oder Klassenfrage untergeordnet 
• als ob Frauen eine besondere Spezies seien, die Klassen- nicht 
zugleich eine Geschlechterfrage sei, denn Klassen bestehen 
bekanntlich aus Frauen und Männern. Die Folge dieser Auf­
fassung war, daß Frauen ongesonnen wurde, sich zunächst im 
Klassenkampf politisch zu engagieren, wollten sie ihre spezifi­
sche Unterdrückung ursächlich bekämpfen Sobald die Macht 
„des Kapitols" einmal gebrochen sei, würden sich zwangsläufig 
auch egalitäre Beziehungen zwischen den Geschlechtern her­
stellen: in der besitzenden Klasse, einmal von Ihrem Eigentum 
befreit, entfalle das ökonomische Kalkül der bürgerlichen Ehe­
schließung und Familie; im Proletariat erübrigten sich wiederum 
die männlichen Gewalttätigkeiten gegenüber Frauen und Kin­
dern, wenn der Mann nicht mehr durch „das Kapitol" geknechtet 
würde. So zumindest Engels, allein Bebel hegte gegenüber 
d ieser Auffassung gewisse Vorbehalte und riet Frauen, lieber der 
eigenen Kraft als der Solidarität der Genossen zu vertrauen. 
Ein klarer Fall von Definitionsmacht: Der Nebenwiderspruch wer 
geboren und damit auch die Frauenfrage. Ersterer sann den 
Frauen an, sich bis zur Vollendung der Revolution zu gedulden 
und bis dahin die Ziele der „Arbeitermannschaft" (Becker­
Schmidt) tatkräftig zu unterstützen. Die Definition der „Frauen­
frage" erklärte wiederum all das, was d ie soziale Lage der 
Frauen von der der Männer unterschied • Verantwortung für 
Haus, Kinder, Familie, unterwertige und unterbezahlte Er­
werbsarbeit-zur Sache der Frauen und damit zu deren Problem, 
an dem der Kapitalismus und nicht etwa auch die Geschlechts­
genossen „Schuld" hatte. Nebenwiderspruch und Frauenfrage 
ergänzten sich auf diese Weise aufs schönste. Die Theorie und 
die auf sie gründende Politik reklamierten die gesellschaftsver­
ändernde Kraft der Frauen für Ziele, an deren Bestimmung sie 
selbst nicht teilhatten, mit dem vagen Versprechen auf bessere 
Zeiten, und überließen Frauen im Alltag sich selbst und ihren 
,,Fragen". 
Ohne nun den Theoretikern des Sozialismus zu unterstellen, sie 
hätten bewußt eine Weitsicht begründet, wissenschaftlich fundiert 
zumal, die Frauen unter ganz neuen Umständen auf ihre alte 
Rolle a ls das unterlegene Geschlecht festschrieb . faktisch war 
das der Fall. Heute hat der Nebenwiderspruch ausgedient, 
Frauenforschung und -bewegung beanspruchen selbst Defi­
nitionsmacht. Sie gründet sich beispielsweise auf den Nachweis, 
daß von einer Frauenfrage nur deshalb die Rede sein konnte, 
wei l Männer sie gar nicht erst zu einer Geschlechterfrage 
werden ließen. 

Männer verweigern die Kooperation ~ allein für Hausarbeit und Kindererziehung zuständig zu 
..renn ein Ehemann und Vater vorhanden ist, vor ollem ober 
~ieht für die „Erziehungsarbeit". An ,,ihn" werden heute Die Frauenfrage, verstanden als eine der Geschlechter, läßt sich 

-=r.ierungen gestellt, von denen er bisher verschont blieb. Der heute in mindestens drei große Problembereiche unterteilen: 1 . 
..-e:;ge Konsens der Geschlechter, mehr schlecht als recht Partizipation der Frauen in der Öffentlichkeit von Beruf und 
~rhalten, schwindet zunehmend. Ein bekannter Sozio- Politik, 2. Beteiligung der Männer im sogenannten Reproduk-
illge ttognostizierte gor den ,,Jahrhundertkonflikt"; wir g louben tionsbereich und 3. Betei ligung der Männer an der „Bezie-

gern und wollen uns damit befassen, ob und in welcher hungsorbeit". Hierzu l iegen mittlerweile umfängliche 
~ d eser Konflikt des Jahrhunderts auch mit den Mitteln von Forschungsarbeiten vor, deren Ergebnisse lassen sich auf einen 

onsmocht ausgetragen wird. gemeinsamen Nenner bringen: Männer verweigern die Koo-
erster Fall von Definitionsmacht soll der Nebenwider- peration. 

~ sein. Erinnern wir uns: Das 19. Jahrhundert brachte So ist Für den Bereich Öffentlichkeit, Beruf und Politik zu 
iaicrnrlich nicht nur den Kapita lismus und die Industrialisierung beobachten, daß Frauenfördermoßnahmen äußerst zögerlich 

sonde_rn_au_c~ ~~ ,,allgemeine so_z_ia_l_e_F_ra_g_e_"_u_nd_,_a_l_s __ u_m_gesetzt, G uotierungsforderungen _g_erodezu ~bge~lockt wer- 1 
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den. Ihnen wird dort Raum gegeben, wo es sich mit Rücksicht auf 
politische Kalküle, gelegentlich auch wirtschaftliche der Un 
ternehmer, nicht umgehen läßt. Oder nehmen wir Familie und 
Haushalt: Der Mann „hilft" heute, widerwillig zwar. verteidigt 
jedoch erbittert die Bastion, die die Frauenfrage als Ge­
schlechterfrage ins allgemeine Bewußtsein heben würde; Er 
verweigert sich der Verantwortung für Reproduktionsleistungen, 
die erst den Bestandserhalt einer jeden Gesellschaft sichern Und 
auch hier gibt es einen horten Kern, auf den sich ,,die Frauen­
frage" letztlich reduzieren läßt; die Versorgung von Kindern und 
alten Menschen. Der Mann (oder die Männer, sofern kollektiv 
geteilte Haltungen angesprochen sind) mag weibliche Berufs­
tätigkeit begrüßen, die für viele Haushalte ohnehin unabdingbar 
ist; kann sich einen weiblichen Bundeskanzler vorstellen, der von 

1 seinem Alltag weit entfernt ist, ober: ,,Ein Kind braucht die Mutter 
. .. " (Müller/Metz-Göckel). Die Sorge um das Kind, besonders 
um das gemeinsame, hält auch heute „die Frauenfrage" als 
Problem der Frauen (und nicht der Männer) am Leben. 
Darüberhinaus können wir noch von einer weiteren Ausdifferen­
zierung der Frauenfrage sprechen, die eine Gemeinsamkeit mit 
der soeben dargestellten Problematik aufweist: Auch sie ein 
„Problem" der Frauen und keineswegs der Männer. Die Rede ist 
von der sogenannten Beziehungsunfähigkeit der letzteren, viel 
beklagt in einer Flut von Rotgeberliteratur und jüngst widerlegt 
als hochgradige Beziehungskompetenz des „starlcen" Geschlechts 
(Benord/Schlaffer) . In Zeiten zunehmender Frauenerwerbstä­
tigkeit und des Drangs zu ökonomischer Selbständigkeit vermin­
dert sich die Verhandlungsposition von Männern. Ohne Begei­
sterung, aber immerhin, übernehmen sie ein Mindestmaß an 
Reproduktionsle,stungen, wenn auch sie „arbeiten geht". Ihre 
Sexualität können sie kaum als Verhandlungsmasse in den 
Geschlechterkampf einbringen - sie wird von Männern sowohl 
angeboten, als auch nachgefragt, per Saldo gleicht sich das 
aus. Benard/Schloffer entdecken jedoch einen hochbrisanten 
Verhandlungsposten: Emotionalität, das Angebot an 
Umgangsqualität und Gefühl. ,,Mit einer Konsequenz und 
Solidarität, von der Lysistroto nur träumen konnte, blocken sie 
ob, verriegeln sie ihr Innenleben und erpressen die Frauen mit 
einer gezielten Strategie der Verweigerung und Entsagung" . 
Und wozu das alles? ,, den Männern", so die Vermutung und 
auch Beleg, ,,,st sehr wohl bewußt, daß ihre sogenannte 
Beziehungsunfähigkeit eine durchaus erfolgreiche Methode ist, 
ihre unmittelbaren Interessen durchzusetzen". Je mehr er sich 
verweigert, desto mehr bemüht sie sich und gibt sich letztlich 
selbst noch die Schuld für das Scheitern ,hrer Anstrengungen -
auch das eine reine „Frauenfrage" . 
Fassen wir zusammen: Die Frauenfrage in Gestalt des Neben­
widerspruchs vertröstete Frauen aufbessere (noch revolutionäre) 
Zeiten und überließ sie bis dahin ihrem Geschick der Allzu­
ständigkeit für Reproduktionsleistungen im weitesten Sinne. In 
dem Augenblick nun, wo Frauen von Männern Reprodukti 
onsleistungen in natura und Beziehungsqualitäten einzufordern 
beginnen, zeigt sich, daß wir es eigentlich schon immer mit 
einem Begriffspaar zu tun hatten: Weibliche Zuständigkeit/ 
männliche Verweigerung. Allein aus diesem Grund holte ich es 
nir höchst problematisch. van einer Frauenfrage sprechen ,:u 
wollen. Es handelt sich um eine Geschlechterfrage; allein dieser 
Begriff kann zum Ausdruck bringen, daß die Gewinne der einen 
die Verluste der anderen Seite sind. 
Die Nebenwiderspruchsthese, eingebettet in „große" Gesell­
schaftstheorie mit gesellschaftsveränderndem Anspruch, inso­
fern auch mit den Weihen einer Emanzipationstheorie verbun­
den, besaß für rrauenforschung und -bewegung, denen sie 
unzulänglich sch,en, noch andere und schwer erkennbare 
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Tücken. So war diese These eingelassen in einen „objektrve~ 
Erklärungsrahmen: Sie traf Aussagen über ein überindividue ~ 
(und damit vom W illen der oder des einzelnen unobhängigei. 
soziales Verhältnis, nämlich das der Klassen. Wir olle - a 
Frauen, als Männer - lassen uns, den Vorgaben der Theo.• 
zufolge, einer der beiden Klassen zuordnen. Doch der Rahme­
ist grob · die Differenzierungen unter „Lohnarbeiterinnen" s -
äußerst vielfältig; aus der Sicht des Kapitols (und damit der vo 
der Theohe eingenommenen Perspektive) sind wir „produ, w 
oder „unproduktiv" für die Kapitalverwertung, als „Kapi!oiist ~ 
nen" sind wir noch schwieriger zu bestimmen, denken w,· a 
Managementfunktionen, d ie zwar Verfügungsgewalt, ober k.e 
Eigentum an Kapitol beinhalten. Die Aussagen selbst s :::, 
geschlechtsneutrol - von der Frauenforschung vielkritisiert, lf­
doch nicht ohne Berechtigung -, ober, wichtiger noch : de-
11Nebenwiderspruch" des Geschlechtergegensatzes besitzt ke­
Fundoment in Aussogen über die Geschlechter als Individuen 
der Theorie sind sie Kollektivsubjekt, eben Klassen, aber kear 
Individualsubjekte oder Geschlechtskollektive mit unterschied 
chen Interessenlagen oder Bewußtseinsformen, deren Unters.: 
chung und Veränderung das Interesse von Frauenforschung uno 
-bewegung gilt. 
All dies (wir können auch sogen: oll diese Defizite) hotte(n) ZL 

Folge, daß die Frauenforschung bemüht sein mußte, die N~ 
benwiderspruchsthese ihrem „objektiven" Erklärungsonsprucl­
noch widerlegen bzw. korrigieren zu können: Können wir vo:­
einem Verhältnis der Geschlechter sprechen, analog einerr 
Verhältnis der Klossen, das Frauen und Mönner, unabhängig 
von ihrer individuellen Existenz, in bestimmte gesellschaftliche 
Gestaltungsprinzipien einbindet, die nicht unabhängig vor 
einer kapitalistischen und damit klossengemäßen Verortung un:! 
Vernutzung existieren? Und wie gestalten sich auf diese· 
Grundlage einer „doppelten Vergesellschaftung" die Lebensla­
gen und Bewußtseins- und Handlungsformen von Frauen uno 
Männern? Wie läßt sich der Objektivismus der originäre"' 
Theorie überwinden, indem der „subjektive" - und defin,~ 
geschlechtsspezifische - Faktor entsprechende Gewichtung er 
fährt? Mit diesen Fragen sind bereits die Problemstellunge11 
skizziert, mit denen Frauenforschung und -bewegung sich se 
mehr als zwanzig Jahren befassen - nur scheinbar in eine 
Gegensätzlichkeit von strukturaler und subjektbezogener Fo; 
schung, in Wirklichkeit jedoch (und am AusgongsprobleE" 
gemessen) in einer sich gegenseitig ergänzenden Perspektive 



,._,,sehe Zäsuren 
feministischen Forschung 

Arbeiterbewegung und deren Theoretiker wußten, 
ftswränderung nicht ohne Bewußtsein dessen, 

Veränderung zum Besseren bedarf, vonstatten geht. 
des rechten Klossenbewußtseins • und wie es zu 

sei . war insofern ein Topos der marxistischen Theorie 
Mitle•s vergangenen Jahrhunderts bis hin zur Protestbe­

der 60er und 70er Jahre. Auch in der Frauenbewegung 
hschung gab es schon frühzeitig Bestrebungen, Frauen 
cngemessene Einsicht in ihre besondere Unterdrückung zu 

n. Die marxistische Theorie gab hier wenig Hilfe­
. f ixiert auf Klassen bewußtsein und dessen Entstehung, 

stets schnell das Etikett des ,,falschen Bewußtseins" zur 
wenn es um die Konfrontation der Geschlechter, um 
es Aufbegehren ging. Mehr noch: d ie Redewor gor von 

notwendig falschen Bewußtsein, daß die Klassen­
oft in den Individuen häufig erzeuge. Das Bewußtsein, 

Männern unterdrückt, häufig auch ausgebeutet zu werden, 
auf diese Weise eine zwiespältige Legitimation: Frauen, 

m denken, sind im Unrecht, ober letzttich können sie nichts 
Die Klassengesellschaft selbst bringt diese Wahrnehmung 
. Die politische Avantgarde ist deshalb aufgerufen, diese 

iteten Wesen ouf den rechten Weg zurückzubringen, 
sie dem Klossenkompf nicht verlorengehen. 

Frauenforscherinnen der 60er und 70er Jahre wandten sich 
von Morx ob und hoffnungsvoll Freud zu. Aber es nützte 

nicht viel. Auch dieser Klassiker versicherte ihnen durch 
Werk: Ihr seid fehlgeleitet, wenn ihr gegen eure traditionelle 

ung als Frau und Mutter aufbegehrt. Giselo Steppke 
ierte es 1980 folgendermaßen: ,, ... unsere Wünsche 
beruAicher Bestätigung und noch Identität außerhalb der 

llen Ehefrauen- und Mutterrolle (mußten wir) a ls 
ichkeitskomplex", als „Ausdruck nicht überwundener 
·scher Kränkung durch die Penislosigkeit interpretieren" 

1980, S. 3) und selbst „die Bedeutung des familialen 
uktionsbereichs diskutierten wir ... nur in seiner Funktion 

cie objektive und subjektive Loge der Frau im Produktions­
• (oaO S. 7). Denn, ouch das suggerierte die Theorie, 

Emonzipotion der Frou (erschien) von der objektiven Seile 
ab quasi automatischer, durch die Produktivkraftentwicklung 

ierlich vorangetriebener Prozeß, dessen systemspren­
Potenz lediglich durch die entsprechende Agitation ins 

in der Frauen gehoben werden muß". Eine Hausfrau, 
gelt auf Hausarbeit und Kindererziehung, konnte inso-

ous „objektiven" Gründen kein Bewußtsein „ihrer" Klos­
entwickeln. Und wenn das Bewußtsein dieser Frau mit 

erklärt werden sollte, dann litt sie, siehe oben, an einem 
· hkeitskomplex, wenn ihr das alles nicht mehr paßte. 

war es ganz folgerichtig, daß die Frauenforschung, 
aus dem Dunstkreis der sozialistischen „Frauenfrage" 

langt, sich ganz neue und auch unorthodoxe Wege 

theoretischen Sackgassen, die als solche durchaus er-
wurden, führten zu gonz unterschiedlichen Lösungen. Zum 
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einen hielten Frauenforscherinnen am objektiv-gesellschaftli­
chen Bezugsrahmen der Morxschen Theorie fest und suchten 
noch einer Erklärung des „Wertes von Hausarbeit", später der 
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung und in neuerer Zeit noch 
der „Strukturkategorie Geschlecht". Zum anderen wandten sie 
sich psychoanalytischen und soziolisotionstheoretischen Erklä­
rungsmodellen zu und suchten über diese nach einer Begründung 
der Geschlechtsidentität von Frauen. Die Frauenforschung ent­
wickelte sich insofern in zwei Richtungen, wobei die subjekttheo­
relische demgegenüber eher ein Schattendasein führte. Letztere 
bleib immer dem Verdacht ausgesetzt, dem von Frauenforsche­
rinnen kritisierten Objektivismus und, schl immer noch, Andro­
zentrismus „männlicher" Theorie aufzusitzen und damit un­
willentl ich das Geschäft des Patriarchats zu besorgen. 
Die meisten dieser Theorieentwürfe basierten auf einer Mi­
schung beider Komponenten, traten selten in „reiner" Form auf. 
So würde ich sogen, daß die heule wegen ihrer „Ableitungs"­
Orgien vielfach belächelte Hausarbeitsdebatte der 60er und 
70er Jahre im Kern bereits die Fragen enthielt, die wir jetzt sehr 
viel klarer als seinerzeit stellen können: Welche gesellschaftliche 
Bedeutung besitzt weibliche Reproduktionstätigkeit? Und: Wie 
konstituiert sich weibliches Bewußtsein? Die Denkschemata 
selbst hatten sich noch nicht von der marxistischen Emanzipo· 
lionstheorie abgelöst, deshalb auch dos Schwelgen in Erörte­
rungen um die Produktivität oder Unproduklivi tätvon Hausarbeit, 
deshalb aber auch die zunächst kurzschlüssigen Verknüpfungen 
von „Arbeit" und „Bewußtsein", die femin istische Variante der 
Marxschen Feststellung, das Sein bestimme das Bewußtsein. 
Hier ist nicht der Ort, die verschlungenen ,~, nachzuzeich­
nen, die die Frauenforschung in mehr als zwanzig Johr<'n 
verfolgt hol. An dieser Stelle jedoch so viel: Wir würden uns viel 
an Erkenntnisgewinn nehmen, spielten wir die subjektorienlierte 
gegen die objektiv-gesellschaftstheoretische Forschung aus odpr 
umgekehrt. Seide Forschungsrichtungen stellen sich im Gn, 
genommen den häufig auch heute noch uneingestandenen 
Defiziten soziolwissenschaftticher „Mole-stream "-Forschung; eben 
dem, was ich im folgenden als Nebenwiderspruch der Postmo­
derne bezeichnen möchte. Dennoch scheint Vorsicht ange­
bracht. Die marxistische Nebenwiderspruchsthese samt Frauen­
frage befand sich auch seinerzeit voll im Trend der übrigen 
wissenschafttichen Morginolisierung all dessen, was die Ge­
schlechter betraf und zur Frauensache stilisiert wurde; der 
Gefühls- und Reproduktionsbereich als das eigen~ich Weibli­
che, die großen gesellschaftlichen Fragen von Wirtschaft, Politik 
und Recht als das im Grunde genommen Männliche. Frauen· 
forschung und -bewegung scheinen sich von diesen Zuweisun­
gen häufig nicht freigemacht zu haben bzw. ihnen aufzusitzen 
und damit erneut Männern das Feld der „großen Fragen" 
freiwillig zu überlassen. Hierfür ein Beispiel. 
In letzter Zeit wurde viel über den Ansatz der „Geschlechterdif­
ferenz" diskutiert· Frauen als das ganz Andere, mit einem von 
Männern grundsätzlich unterschiedenen Denken, Wahrnehmen 
und konsequenterweise auch Handeln. Ich würde an diesem 
Ansatz zunächst kritisieren, daß die soziale Verortung von 
Frauen gor nicht denkbar ist ohne d ie der Männer, würde den 
Begriff „Geschlechterverhältnis" sehr ernst nehmen. Diese Auf­
fassung bedeutet aber auch, daß es eine weibliche „Autonomie", 
vollständig unabhängig von Männern, gar nicht geben kann. 
Selbst in Ablehnung männlicher Politiken oder Verhaltensweisen 
beziehen wir uns noch auf sie und stärker noch, wenn wir sie 
schlicht ignorieren. Denn auch dann wirken sie auf uns ein, wir 
begeben uns a llerdings der Möglichkeit, von uns aus auf sie 
einzuwirken. Positiv an d iesem Ansatz ist wiederum die Zentrie­
rung auf weibliche Identität und Solidarität, wenngleich be-
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schränkt auf ein rein weibliches Umfeld. Setzen wir diesen 
Ansatz in Bezug zu den oben zitierten Befunden von Benard/ 
Schlaffer, wird überdeutlich, wie dringend wir solcher Bestre­
bungen nach Solidarität bedürfen - ober eben gerade m der 
Auseinandersetzung mit dem anderen Geschlecht, nicht ledig­
lich dem eigenen. Diese Aussage gilt nicht nur für den sogenann­
ten Privatbereich und „Beziehungsprobleme", sondern gilt glei­
chermaßen für Politik oder Wissenschaft Am Beispiel der 
„Frauenfrage" habe ich zu veranschaulichen gesucht, was 
,,Definitionsmacht" bewirkt: Eine gesellschaftliche Gruppe · 
Männer-definiert ein sozia les Problem dergestalt, daß sie selbst, 
als unmittelbar Betroffene, davon unbehelligt bleiben und einer 
anderen Gruppe · Frauen -die Verantwortung für dessen Lösung 
aufbürden · nicht ohne Hoffnung auf spätere Besserung im 
Sozialismus zu artikulieren. Für die wel~iche Unterwerfung 
versprach die Kirche die himmlische Seligkeit (und tut es auch 
heule noch), es fassen sich gewiß weitere Parallelen finden 
Wird Männern, im Rahmen scheinbar autonomer Frauenpoliti­
ken, auch weiterhin das Feld von Politik oder Wissenschaft 
überlassen, werden sie „definieren" oder vorgeben, was 
Frauen"frogen" sind und wie sie dazu werden Es geht deshalb 
nicht ohne Einmischung ins Männergeschäft Diese These w i II ich 
an zwei weiteren Beispielen illustrieren. 

Die postmoderne Existenz von Frauen 

Mein erstes Beispiel entstammt der Politik, das zweite der 
Wissenschaft, genauer: der Soziologie. Vor nicht allzu langer 
Zeit erntete Oskar Lofontoine vor·sichtige Zustimmung auch unter 
Feministinnen zu seinem Vorschlag einer Neudefinition des 
Arbeitsbegriffs - nahm er doch immerhin ein ureigenes Anliegen 
von Frauenforschung und -bewegung auf. Bekanntlich sollte der 
neue Arbeitsbegriff die industriegesellschaftliche Fixierung auf 
Erwerbsarbeit ablösen und einer Auffassung den Weg bereiten, 
die die Arbeit außerhalb des Berufs und Marktes als genau so 
wertvoll erachtet wie diese selbst. Selbstverständlich war Lo­
fontoine klar, daß er mit seinem Vorschlag die poli tisch mittler­
weile hochbrisante geschlechtliche Arbeitsteilung angesprochen 
hatte. Doch wer geglaubt hatte, hier trete ein Befürworter der 
Quotierung und der massiven Frauenförderung ins Rampenlicht, 
sollte sich getäuscht hoben. Lafontoine propagierte einen Be-
wußtseins- (oder, wie die Soziologen vornehm sogen, Werte-) 
Wandel. Beiden Geschlechtern wurde angetragen, die vor­
nehmlich vom anderen Geschlecht freiwillig oder zwangsweise 
monopolisierte Arbeit hochzuschätzen und nach Lust, Laune und 
Möglichkeit wahlweise zu ergreifen - a ls ob Männer d ie Haus­
arbeit nicht außerordentlich schätzten, solange sie ihnen erspart 
bleibt, und Frauen die Erwerbsarbeit, solange sie ihnen zu­
gänglich ist, gut bezahlt wird und EinAuß gewährleistet Diesen 
Bewußtseins- bzw. Wertewandel hatte zu einem früheren Zeit­
punkt bereits Bundeskanzler Kohl propagiert und sich selbst an 
vorderster Front für die Hochschätzung der Mütterarbei t in d ie 
Bresche geschlagen. Das Bewußtsein, Wertvolles für die Ge­
sellschaft zu leisten, besitzen Mütter heute durchwegs · nur 
wollen sie dafür Gegenleistungen sehen, die mehr sind als 
w iderwillig gewährte Almosen in Form von Erziehungsjahren 
bei der Rente. Hier hatten zwei einflußreiche Politiker Definitions­
macht in Anspruch genommen, die, wie sie sehr wohl wußten, 
alles beim alten belassen würde. Appelle an den guten Willen 
und die einfühlsame Einsicht ändern wenig oder nichts, solange 
es um Anteile am Kuchen geht. Er ist bereits verteil t, wer mehr 
davon bekommen will, wird um jeden F:ngerbreit hart kämpfen 
müssen 
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Wird im obigen Beispiel der Appell an den Bewußtseinswonde­
in die Funktion des Nebenwiderspruchs eingesetzt, ist in diese­
Sinne dessen Metapher, trifft ähnliches für ein Beispiel aus dz-­
Soziologie zu, das sehr viel schwieriger zu lokalisieren ist. lc'­
beziehe mich auf den Entwurf von Ulrich Beck · es handelt sie 
um denjenigen, der im Geschlechterkonflikt das ,Jahrhundr•f. 
problem" ausmacht. Er hält es nicht mit Marx und damit oud 
nicht mit dem Nebenwiderspruch, sondern mit der Moderne, die 
bisher, auch wegen der Zumutungen an Frauen, erst in halbier 'e" 
Gestalt existiere. Frauen unterlägen einem „geschlechtsstäd 
sehen" Schicksal, aus dem sie heute „freigesetzt" würd, • 
Technischer Wandel und Veränderungen in der Verwertung v · • 
Arbeitskraft durch betriebliche Kalküle (Flexibilisierungspro:-c- " 
se) brächten neue Anforderungen an Individuen mit sich: Das 
Individuum der durchgesetzten Marktgesellschaft sei die vollmo­
bile, ehe- und familienlose Arbei tskraft. Genau aus diese!'"' 
Grund sei es unrealistisch, die Ungleichstellung von Frauen u:id 
Männern beseitigen zu wollen; beide Geschlechter können de­
Norm der weder ehe-, noch familienbehinderten Arbeitskrar. 
nicht entsprechen, können nicht als vollmobile Singles Vollz,. -
Erwerbsarbeit ausüben. Seine Lösungsvorschläge lauten de„ 
halb: Es bedarf der Etablierung von Arbeitsvermifflungsmoc· • 
len für Ehepaare und Familien, eines M ehrs an Togesmütte, ·· 
Nochborschaftshilfe und emes Mindesteinkommens, um ~ · 
werbsarbeit und soziale Sicherung zu entkoppeln. 

Auch hier wird Definitionsmacht in Anspruch genommen: Die 
Industriegesellschaft beruht auf einer Einheitsnorm von Arbei._ 
nehmer. Dieser Norm können nicht beide Geschlechter entspre­
chen, sondern allenfalls eines der beiden. Deshalb müsse!! 
Lösungen gefunden werden, damit diese Norm zumindc·: 
partiell erfüllt werden kann - d. h., die Frau wird auch weiterh • 
und trotz Berufstätigkeit zurückstecken müssen, denn auch diese· 
Autor definiert seine Problemsicht, ohne Zuständigkeiten ~ · 
Männer zu reklamieren Wenn die berufstätige Frau die Arbi­
nicht mehr schafft, muß die Tagesmutter oder die Nachbc-­
schoftshilfe her Doch wer sogt uns, daß es diese Norm gibt, de: 3 
es sie jemals gab? Es handelt sich um d ie männliche Norm, d'e 
hier unzulässig verallgemeinert wird; Männer waren, trotz E1·e 
und Familie, noch niemals im Arbeitsleben durch sie behinde, t, 
weil es die Ehefrau und M utter gab, die oll das abfing, was als 
beruAiche Behinderung hätte wirken können. Umgekehrt hatte~ 
Arbeit" geber" noch nie Probleme mit den spezifischen Beh inde· 
rungen von Frauen durch Ehe und Familie, benutzten sie sogc· 
gern zur Begründung von minderer Bezahlung und schlechter 
Arbeitsplätzen. Auch in diesem Fall können wir bei der ArtiL 
lation eines spezifischen Definitionsanspruchs nicht ohne weiteres 
unterstellen, hier wolle jemand Frauen auf ihre traditionelle Rolle 
festnageln - ober er tut es faktisch, allein durch eine falsche 
Verallgemeinerung. 

Mit diesen Ausführungen und Überlegungen möchte ich zum 
Ausdruck bringen, daß Frauenforschung und-bewegung es sich 
nicht leisten kann, männliche Sichtweisen der „Geschlechterfro­
ge" unbesehen zu akzeptieren. Vermutlich handelt es sie· 
bereits um ein kulturelles Erbe, daß Männer nicht in der Loge 
sind, beide Geschlechter in ihrer prinzipiellen Gleichwertigke · 
zu sehen. Wie soll es ihnen dann möglich sein, d ie Gründe und 
Ursachen einer sozialen Hierarchie Z\J erkennen, zumal I e 
diejenigen sind, deren Privilegien zur Disposition stehen? Fur 
Frauenforschung und -bewegung heißt das aber auch: Uw 
Definitionsmacht in ollen gesellschaftlichen Bereichen kämpfen; 
gleichgültig ob es sich um die ,,~eziehungsarbeit" im Privaten 
oder politische Partizipation im Offentlichen handelt. 



FRAUENFRAGEN 

\NE SCHUNTER-KLEEMANN 

SOZIALSTAAT UNO PATRIARCHAT 
.l>er Sozialstaat der Bundesre· 
~ Deutschland hat sich be· 
wihrt'L, ,,Die Netze der sozialen 
Sdlerung sind dicht geknüpft'', 
.JJie Akzeptanz der sozialen Si· 
__,,-ngssysteme in der BRD ist 
.-estritten". Die veröffentlich-

Meinung in Politik, Wissen· 
-,ff und Gewerkschaften ist 
adi bei diesen Einschätzungen 
.-ithin eini,9. Und mit der 
lrvchlosen Ubertragung der 
9nkturen der bundesrepubli· 
llllnischen Sicherungssysteme 
• die DDR erlebt die west­
-.tsche Variante der Sozial· 
llaatli<hkeit eine weitere Bestä-
~. 

:gministischer Perspektive stoßen 
-- umphe, die die „soziale Markt­
sc.'10ft" zu feiern anhebt, mehr als 

auf: Nicht olles, was der reolsozi­
sche Staat den Frauen - wenn auch 

:: • ert - so doch gewährleistet hat, 
_ m „Gully der deutschen Vereini­
- (B. Ochs) ertränkt werden. Auch 

e-~ropöischen Vergleich waren viele 
=rauen gewährte sozialpolitischen 
-'19en in der DDR beispielhaft. 

Dr. Susanne Schunter-Kleemann, 
·schule Bremen, Frauenforschung 
=rouenstudien 

Dreierlei ist aus dem N iedergang der 
DDR frouenpol itisch zu lernen: 

Sozial-, familien-und frouenpolitische 
Errungenschaften können rasant zu­
rückgeschraubt werden, wenn die 
,,Marktfreiheit" zur letzten Instanz er­
hoben wird. 

- Ein G leichstellungskonzept, das ei­
nerseits auf die formelle Gleichstellung 
der Frau mit dem Mann in der Produk­
tionssphäre, andererseits auf die Be­
förderung der Mutterrolle in der Re­
produktionssphäre setzt, wird sich 
historisch immer als Bumerang erwei­
sen, weil es die ungleichen Ge­
schlechterrollen zementiert und da­
mit der Spaltung des Arbeitsmarktes 
Vorschub leistet. 

- Frauen - und fami lienpolitische Lei­
stungen, die an der Mutterrolle der 
Frau ansetzen und die PAege und 
Erziehungsarbeit alleine der Frau ho­
norieren statt „Elternschaft" sozial­
staatlich zu unterstützen, münden 
letztendlich in einer Stärkung und 
Befestigung patriarchalischer Denk­
muster - und damit potriorcholer 
Macht. 

Heute ist unübersehbar: dasZukurzgrei­
fen des sozialistischen Emanzipations­
konzeptes, das in proxi zu einer „Sozi­
alpolitik nur für Frauen" geführt hat, 
erfordert ei.~e tiefgehende Neuorientie­
rung und Uberarbeitung der Frauen& 
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manzipotionstheorie. Bisher sind über­
zeugende Orientierungen, wie ein Ent­
kommen aus den „drei patriorcholen 
Abhängigkeiten": 

der persönlichen Abhängigkeit vom 
Mann, 
der Abhängigkeit von einem poter­
nalistisch-bevormundenden Sozial­
staat und 
der Abhängigkeitvon einem sexistisch 
konturierten und diskriminierenden 
Arbeitsmarkt 

in der Frauenbewegung nicht in Sicht. 
Ost- w ie westeuropäische Wohlfahrt­
staaten unterscheiden sich allerdings 
dorin, welchem dieser die weibliche 
Existenz einengenden und einschnüren­
den Regulierungen und Regime größe­
res Gewicht und größerer Raum beige­
messen wird . 

Europatriarchat? · Einige Überlegungen 
zur „soziale Dimension" des EG-Bin­
nenmarktes aus feministischer Sicht: 

Frauen politisch könnte sich die deutsche 
Einigung als markante historische Nie­
derlage, als Einstieg in ein Sozialdum­
ping und einen Sozialabbau bisher un­
geahnten Umfangs erweisen . 
Mit dem EG-Binnenmarkt werden die 
Sozialsysteme der BRDDR, deren Ko­
stenbelastung durch den überhasteten 
Einigungsprozeß weit über die bisher 
diskutierten „Anschubkosten" ansteigen 
wird, einer weiteren Gefährdung aus­
gesetzt. 
Die Gefahr ist nicht von der Hand zu 
weisen, daß sich mittelfristig • selbst 
wenn die EQ-Kommission gar nicht of­
fen für eine Anderung der einzelstaatli­
chen Sicherungssysteme plädiert · über 
d ie Marktkräfte ein rasanter Sozialab­
bau vollziehen kann. Zumindest gehen 
d ie sogenannten morktradikalen Kräfte 
davon aus, daß auch in den Bereichen, 
die das Binnenmarkt-Konzept gor nicht 
ausdrücklich einbezieht · wie zum Bei­
spiel die Sozialpolitik-ein Wettbewerbs­
und Anpassungsdruck erzeugt wird, der 
zumindest längerfristig zu einer Anglei­
chung der sozialen Sicherungsniveaus 
(nach unten) führen wird. 



Die „Sonderslellung" von 
Frauen in den „sozialen" 

Maridwirtschaften 

Der nüchterne Blick auf die westeuropäi­
schen Gesellschaften erhellt, daß, bei 
aller Unterschiedlichkeit in der konkre­
ten Ausgestaltung, Frauen in allen EG­
Ländern eine diskriminierte Mehrheit 
darstellen. Sowohl in der Erwerbssphö­
rewie in der Familiensphäre sind Frauen 
mit Mechanismen der Benachteiligung 
konfrontiert, in denen unternehmerische 
Interessen und patriarchalische Struktu­
ren sehr erfinderisch zusammenwirken. 
Das äußert sich in der in ollen Staaten 
gegebenen geschlechrlichen Arbeitstei­
lung, die zur Unterrepräsentanz von 
Frauen in allen Bereichen desöffenrlichen 
Lebens - insbesondere dort, wo Macht 
ausgeübt wird - geführt hat, in unter­
schiedlichen Mustern der Arbeitsmarkt­
spaltung, in der durchgängigen Ent­
geltdiskriminierung, die dem Gros der 
Frauen keine vom Mann unabhängige 
Existenz gestattet, in der Nichtbezahlung 
der Familienarbeit, in strukturellen und 
personalen Gewaltverhältnissen und 
schließlich in der systematischen Diskri­
minierung in fast allen Teilen der Sozi­
alpolitik, besonders krass in den er­
werbsarbeitsbezogenen Systemen der 
Arbeitslosen- und Alterssicherung. 
Die in allen westeuropäischen Staaten 
noch durchgängig anzutreffende ge­
sellschaftliche Definition von Frauen als 
,,Hausfrauen" leistet unerbittlich der Ta~ 
sache Vorschub, daß Frauen zu schlech­
teren Konditionen als Männer beschäf­
tigt werden. Zum einen erlaubt das 
Konstrukt der „Mitversorgung" durch 
einen Mann die Bezahlung niedrigerer 
Löhne an Frauen, den Ausschluß aus 
einer eigenständigen sozialen Sicherung 
und die „Prekärisierung" von Beschäfti­
gungsverhältnissen, zum anderen blei­
ben Frauen durch die geringere Enttoh­
nung ihrer Erwerbsarbeit, den fehlen­
den Schutz, wiederum auf die Mitver­
sorgung angewiesen. (Vgl. Frederike 
Maier. 1990, S. 77) 
Das in der Sozial- und Familienpolitik 
geltende Prinzip der „Familiensubsidia­
rität" benachteiligt immer auch nicht­
verheiratete Frauen, insofern das Modell 
des familialen Unterhalts - wie skizziert 
- zur Verbilligung der Frauenarbeit und 
zur flexiblen Verfügbarkeit, notfalls dem 
Ausschluß der Frauen vom Arbeitsmarkt 
beiträgt. Alle Glieder in der Kette der 
Diskriminierungen von Frauen erweisen 
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sich als fest geschmiedet. Es scheint 
nahezu kein Entkommen aus dem 
staatlich legalisierten und sanktionierten 
Diskriminierungskreislauf zu geben. 
Wohlfeile Verwertung weiblicher Arbeits­
und Gebärkraft und Stabilisierung der 
Geschlechterbeziehungen als zwischen 
ökonomisch Ungleichen kennzeichnen 
die patriarchale Gesellschaftsstruktur. 

Unlerschiedliche Varianten 
patrian:haler Herrschaft 

In Westeuropa lassen sich vier System­
varianten patriarchaler Gesellschaften 
unterscheiden: 
a) Patriarchale Länder mit Ansätzen zu 
egalitären Arbeits- und Sozialstrukturen 
{Skandinavische Länder) 
Sozialstaarliche Leistungen und Dienste 
werden unabhängig von Familienstatus 
und gewählter Lebensform auf relativ 
hohem Niveau gewährt. 
b) Länder mit sozialstaatlichem Pa­
triarchalismus !Frankreich, Benelux­
länder, Norditalien, Bundesrepublik 
Deutschland) 
Sozialstaatlich begünstigt werden nur 
Frauen, die sich dem traditionellen Ver­
haltensmuster der Ehefrau fügen. Frau­
en, die aus der Hausfrauenehe heraus­
streben oder herausfallen {alleinerzie­
hende, geschiedene Frauen, erwerbs­
tätige Frauen), werden steuer- und fa. 
milienpalitisch bestraft. 
c) Länder mit marktlörmigen Patriarcha­
lismus {Großbritannien, auch USA und 
Japan) 
Wohlfahrtsstaattiche Dienste und Lei­
stungen, die Frauen eine Vereinbarkeit 
von Familientätigkeit und Erwerb er­
leichtern könnten, sind so gut wie nicht 
existent. Frauen werden dennoch auf­
grund extrem niedriger Entlohnung der 
Ehemänner/Partner auf den Arbeits­
markt gezwungen. 
d) Länder mit ausgeprägten agrarisch­
klerikalen Strukturen {Griechenland, 
Spanien, Portugal, Süditalien, Irland) 
Diese Länder sind durch eine ausge­
sprochen paternalistische, frouenbevor­
mundende Familiengesetzgebung und 
das fehlen sozialer Leistungen gekenn­
zeichnet {Schunter-Kleemann 1990, 27) 
Diese Varianten patriarchalisch-kapita­
listischer Systeme differieren also unter 
anderem: 
a) Nach dem Grad der sozialen Absi­
cherung, die Frauen im Verhältnis zu 
Männern gewährt wird, 

b) nach der 
Toleranz, 
die nicht-und 
außereheli­
chen Formen 
des Zusammen­
lebens der Ge­
schlechter ge­
währt wird, 
c) nach dem öffent­
lichen Versorgungs­
grad mit Kinderbe­
treuun gseinrichtun­
gen und Pflegeeinrich­
tungen für Alte, 
d) nach dem gesellschaftlich gewünsch­
ten und zugelassenen Maß der Vollzeit­
erwerbstätigkeit von Frauen und damit 
der Möglichkeit einer vom Manne unab­
hängigen Existenz, 
e) nach dem Grad der den Frauen 
eingeräumten SeJbstbestimmung über 
ihren Körper. 

,,Das soziale Risiko, 
Frau .zu sein"' 

Im folgenden soll das in allen westeuro­
päischen Staaten fortexistierende „Risi­
ko, Frau zu sein" exemplarisch durch 
fünf Länderskizzen erhellt werden. 

Dänemark 
In Dänemark i~t- wie in ollen skandina­
vischen Ländern - eine relativ hohe 
Frauenerwerbsbeteiligung zu verzeich­
nen. Dieser Aspekt fügt sich ein in das 
Gesamtbild dieser Länder, das von ent­
wickelter Sozialstaarlichkeit geprägt ist. 
Ein wesenrlicher Grund für das hohe 
MaßderBerufstätigkeitdänischerfrauen 
scheinen die gut ausgebauten sozialen 
Kinderbetreuungseinrichtungen zu sein. 
Sa gibt es für 44 v. H. der Kinder von bis 
zu drei Jahren, sowie für 87 v.H. der 
Kinder von 3-6 Jahren, öllenrlich finan­
zierte ganztägige Betreuungsmöglich­
keiten in Kinderkrippen oder Tagesstä~ 
ten. Ein weiterer Grund dürfte darin 
liegen, daß nicht die Kompensation der 
Folgen von Arbeitslosigkeit bis Mitte der 
80er Jahre im Zentrum staarlicher Be­
schäftigungspolitik stand, sondern der 
Versuch der Förderung der Beschäftigung 
{,,Garantiejobs" für Langzeitarbeitslose). 
Drastische Haushaltskürzungen im so­
zialen Bereich gefährden allerdings den 
erreichten Stand. Aktuell werden die 
Öffnungszeiten der Kinderbetreu· 
ungseinrichtungen gekürzt, die Preise 

erhöht und 
Arbeitslose aufgefor-

dert, ihre Kinder aus diesen Ein­
richtungen herauszunehmen. 
Die ansteigende hohe Arbeitslosigkeit 
von Frauen, insbesondere von jungen 
Frauen (1988. 10.6 v.H.), ist ein auffäl­
liger Trend und verdeurlicht, daß das 
Recht auf Arbeit für Frauen auch hier 
keineswegs dauerhaft gesichert ist. 
Mit Hilfe der von den Gewerkschaften 
und vom Staat getragenen solidarischen 
Lohnpolitik ist es gelungen, die vertikale 
Segmentierung des Arbeitsmarktes er­
heblich zu vermindern. Dänemark weist 
von den EG-Ländern die geringste Diffe­
renz zwischen Frauen- und Männerver­
diensten auf {84% des Männerverdien­
stes). Die dennoch zu beobachtenden 
niedrigeren Entgeltrelationen gehen z.T. 
auf den hohen Anteil an Teilzeitbeschäf­
tigten zurück. (1987: Anteil an allen 
weiblichen Beschäftigten 41.9%) Diese 
haben bekannrlich geringere Möglich­
keiten des beruflichen Aufstiegs, da die 
qualifizierteren Positionen ehervon Voll­
zeitbeschäftigten besetzt werden. In Dä­
nemark zeichnet sich der deutlichste 
Wandel der Familienstruktur ab. Die 
sozialen Leistungen sind nicht an die 
Ehe gebunden. So werden schon beina­
he die Hälfte aller Kinder unehelich 
geboren. 82 v.H. der alleinerziehenden 
Mütter mit Kindern unter vier Jahren sind 
berufstätig, es gibt für diese Gruppe ein 
weit gefächertes Netz von beruflichen 
Wiedereingliederungsmaßnahmen. Die 
deurliche Verbesserung der sozialpoliti­
schen Leistungen kann zwar den Le­
bensstandard vieler Frauen erhöhen, 
sie kann jedoch kein machtpolitisches 
Gleichgewicht zwischen Frauen und 
Männern schaffen. 

Frankreich 
Frankreich verzeichnet eine im Verhält­
nis zur BRD relativ hohe Quote von 
vollzeiterwerbstätigen Frauen (55 ,7 %) . 
Für die Mehrheit der Frauen, selbst mit 
zwei und drei Kindern, istBerufstäligkeit 
selbstverständlich. 

Teilzeit­
beschäftigung ist 

nicht mit so hohen sozialen Risi­
ken verbunden wie in vielen anderen 
EG-Ländern. Teilzeitbeschäftigte mit ei­
ner durchschnittlichen Arbeitszeit von 
mehr als 40 v.H. der allgemeinen Ar­
beitszeit sind in die sozialen Sicherungs­
systeme integriert. Zum Bezug von Ar­
beitslosengeld, Krankengeld und Mu~ 
terschaftsgeld reicht der Nachweis ei­
nes Beschäftigungsumfangs von 200 
Stunden in den vergangenen 3 Mona­
ten aus. 
Der rasante Anstieg von Teilzeitbeschäf­
tigten unter den jungen Frauen in der 
Altersgruppe von 15 - 19 Jahren (37,3 
v.H.; BRD 3,6 v.H.) verweist darauf, daß 
das Recht auf existenzsichernde Be­
schäftigung auch in Frankreich zuneh· 
mend unterhöhlt wird. Kennzeichnend 
für die französische Familienpolitik ist 
ihre extrem pro-nationalistische Aus­
richtung mit hohen Subventionen. Wie 
in der BRD gibt es aberfürdas erste Kind 
keine angemessene Unterstützung. Das 
System der steuerlichen Enrlastung der 
Familien, gestaffelt nach Familienein­
kommen, begünstigt auch hier besser 
verdienende Familien kross und ver­
stärkt somit gegebene soziale Ungleich­
heiten. Die Zahl sozial schwacher Fa­
milien, vor ollem von Gastarbeitern, von 
Immigranten und von verarmten Frauen, 
vor allem alleinerziehenden, alleinste­
henden und geschiedenen Müttern, 
nimmt auch in Frankreich dramatisch 
zu. Aufgrund der massiven Deregulie­
rung von Arbeitsverhältnissen stehen für 
viele dieser Frauen keine sozial ge­
schützten Arbeitsverhältnisse zur Ve~ 
gung und sie haben kaum eine Chance, 
aus dem Teufelskreis von ungeschützter 
Beschäftigung und Verarmung im Alter 
auszubrechen. 
Krippen- und Ganztagskindergarten­
plätze sind in Frankreich in viel höherem 
Maße vorhanden als zum Beispiel in der 
BRD. Allerdings wurde der ursprüngliche 
Plan, den Ausbau der Kinderbetreu­
ungseinrichtungenzu beschleunigen, um 
noch mehr Frauen die Vereinbarkeitvon 
Familie und Beruf zu ermöglichen, von 
der sozialistischen Regierung Mitterand 
- begründet mit Haushaltszwängen -
zurückgenommen. So wird aktuell im-

m e r 
noch von einem 

Fehlbestand von 400.000 
Kindergartenplätzen ausgegangen. 
Der Elternurlaub in Frankreich kann in 
Form von Teilzeitarrangements genom­
men werden. Das Kinderurlaubsgeld 
wird allerdings erst für das 3. Kind 
gezahlt Folge: Elternurlaub wird beina­
he nur durch Mütter in Anspruch genom­
men. 

Großbritannien 
Der von der konservativen Regierung 
herbeigeführte Zusammenbruch des 
Wohlfahrtstaates hat in Großbritannien 
die Arbeits- und Lebensbedingungen 
von Frauen dramatisch verschlechtert. 
Durch die Privatisierung von Schulen 
und staarlichen Ausbildungszentren und 
die Aufkündigung der bisherigen pari­
tätischen Arbeitsverwaltung ist die unzu­
reichende Ausbildung einer ganzen 
Generation von Jugendlichen vorpro­
grammiert. Der Arbeitsmarkt ist bereits 
jetzt nach Branchen o,.... · · 1nen, Arbeits­
zeiten und Geschlecht stark segmen· 
tiert. 
Wegen extrem langer Arbeitszeiten der 
Männer (im industriellen Bereich) uo'' 
eines völlig unzureichenden„J:)ienstle1-

stungsangebots fürKinc1&;:_-_ :_. ___ ,_ 1_, .• _._&_"_ gund 
Pflege ist die Frauene ··_ · · tigkeit 
zeirlich begrenzt und sozialUl,gilsichert, 
erreicht aber dennoch aufgrund äußerst 
niedriger Reallöhne und dem damit 
verbundenen Zwang zum Zuverdienst 
überdurchschnittliche Dimensionen 
(62,2 v.H.). Teilzeitarbeit ist in Groß. 
britannien von einem sehr niedrigen 
Ausgangsniveau rasch expandiert. Da 
heute nahezu jede zweite Engländerin 
einer Teilzeitbeschäftigung nachgeht und 
davon ca. 30 v.H. nicht der Sozialver­
sicherungspflicht unterliegen, ergeben 
sich sehr hohe Verarmungsrisiken für 
Frauen. Viele Frauen arbeiten dann, 
wenn ihre Partner zu Hause sind, d.h. zu 
ungünstigenArbeitszeirlagen, weibliche 
Nachtarbeit dehnt sich aus. Mit Hilfe 
des traditionellen Systems van Ganztags,. 
Schulen wird die flexible Verfügbarkeit 
von Frauen für marginale Beschäftigun­
gen ausgenutzt. 
Die Erosion der traditionellen Familie ist 
- wie bei diesen Rahmenbedingungen 
nicht anders zu erwarten - ein unüber­
sehbarer Prozeß. Die hohe Zahl unehe­
licher Geburten, die dramatische Zahl 



der Scheidungen !44,6 v.H.) und der 
hohe Anteil Alleinerziehender (13 v.H.) 
signalisieren, daß die in England er­
zwungene rigorose „Gleichstellung 
über den Markt" mit extremen Doppe~ 
belastungen und massiven Einbrüchen 
hinsichttich der sozialen Absicherung 
von Frauen verbunden ist. Das Steuersy­
stem und das System der sozialen Siche­
rung !bei Arbeitslosigkeit, Rente) ist ex­
trem sexistisch ausgestaltet. Großbritan­
nien steht für einen „marktförmigen Pa­
triarchalismus". 

Irland 
Irland nimmt in vielfacher Hinsicht eine 
Sonderrolle in Westeuropa ein. 
Irland ist ein sehr armes Land mit insge­
samtrückläuliger Beschähigung und stark 
ansteigender Arbeitslosigkeit. Die Frau­
enerwerbsbeteiligung jl 987: 38,5v.H.) 
ist extrem niedrig und anders als in allen 
EG-Ländern sogar leicht rückläufig. 
Entsprechend ist auch kein Anstieg der 
weiblichen Teilzeitbeschäftigung zu ver­
zeichnen. 
Die Dominanz von Kirche und Staat 
über die biologische Reproduktion der 
Gesellschah ist ungebrochen. Der uner­
bittliche Kampl dieser patriarchalischen 
Instanzen gegen Verhütung und Abtrei­
bung, die strikte Brandmarkung außer­
ehelicher Sexualität sowie das apodik­
tische Scheidungsverbot führen gegen­
wärtig zu einer Zuspitzung der Ausein­
andersetzungen an der „generativen 
Front". 
Der starke Einfluß des Katholizismus 
zeigt sich in der (erzwungenen) Stabili­
tättraditioneller Ehe- und Familienformen. 
Irland ist das einzige Land in der EG, 
das sich noch selber regeneriert. Aller­
dings ist selbst hier ein Rückgang der 
Geburtenhäufigkeit zu verzeichnen. 
!Fruchtbarkeitsziffer: 2,4) Die Versorgung 
mit Kinderbetreuungseinrichtungen ist 
außerordenttich schlecht. Krippen stehen 
so gut wie nicht zur Verfügung, weniger 
als ein Prozent der Kinder bis zu zwei 
Jahren linden Platz in Krippen. Auch 
das Angebot an Einrichtungen für 3-
5jährige Kinder ist quantitativ völlig 
unzureichend. Kindergärten sind in der 
Regel nur vormittags geöffnet. 
Ein Erziehungsurlaub wird nicht gewährt. 
Nach dem sehr kurzen, maximal zehn­
wöchigen Mutterschaftsurlaub !mit nur 
70 % Lohnersatz), kann die Mutter 
weitere vier Wochen unbezahlten Urlaub 
beantragen. 

,RAUEN,RAGEN 

Bundesrepublik Deutschland 
Auffallend ist die im Vergleich zu ande­
ren westeuropäischen Ländern niedrige 
Erwerbsbeteiligung von Frauen von nur 
knapp über 50 v.H. Während sich in 
anderen Ländern die Frauenerwerbs­
quote während der letzten zwanzig 
Jahre sprunghaherhöhte, fiel in der BRD 
der Zuwachs eher bescheiden aus. 
Dabei ist noch in Rechnung zu stellen, 
daß von den seit 1970 in der BRD neu 
entstandenen Beschäftigungsverhältnis­
sen 95 v.H. auf Teilzeitplätze entfielen. 
Die Zahl der Teilzeitbeschähigten ex­
pandierte von 1970 bis 1987 um 130 
v.H. auf last 4,4 Millionen. Auch die 
Zahl der sozialversicherungsfreien Be­
schähigungen ist weit höher als bisher 
angenommen wurde. Etwa 2,3 Mio. 
Menschen, davon ca. 60 v.H. Frauen, 
arbeiteten jl 987) in solchen unge­
schützten Beschäftigungsverhältnissen. 
Das entsprach etwa 10 v.H. der ab­
hängig Beschähigten in der Bundesre­
publik. 
Auch hinsichttichederlohndiskrepanzen 
zwischen Frauen- und Männerlöhnen 
befindet sich die BRD im lönderver­
gleich am unteren Ende der Skala. In 
den letzten zehn Jahren gab es keinerlei 
nennenswerte Verbesserung in der re­
lativen Lohnposition der Frauen 172 v.H. 
des durchschnittlichen Männerverdien­
stes). 
Der außerordenttich schlechte Versor­
gungsgrad mit öffenttichen Kinderbe­
treuungseinrichtungen, der die Bundes­
republik in Europa -zumindest in diesem 
Punkt - als soziales Entwicklungsland 
ausweist, ist eine zentrale Barriere für 
verbesserte Erwerbsmöglichkeiten von 
Frauen. Nur Für 1,5 v.H. der Kinder von 
bis zu drei Jahren gibt es staattich fi­
nanzierte Krippen. Die deurlich höhere 
Versorgung der Kinder von 3-6 Jahren 
wird wieder dadurch relativiert, daß es 
sich nur bei einem Bruchteil um ganz­
tägige Einrichtungen handelt (Ganz­
tagsschulen sind seltene Ausnahmen). 
Mit der weiteren Verlängerung des Er­
ziehungsurlaubs (18 Monate) ab 1990 
- anstelle einer deuttichen Aufstockung 
des Erziehungsgeldes - wird eine Rück­
kehr von berufstätigen Müttern in die 
häusliche Kindererziehung subventio­
niert. Damit einher geht ganz offen­
sichttich die Absicht, die öffenttichen 
Angebote an Krippen plätzen noch weiter 
reduzieren zu können. 
Frauenerwerbsarbeit wird in der Bun­
desrepublik keineswegs als gesichertes 

Recht garantiert, nachwievor gilt sie als 
Zuarbeit im Rahmen eines unverändert 
patriarchalischen Familien- und Gesell­
schahsmodells. Auch in der BRD ist ein 
deutlicher Wandel der Lebensformen 
festzustellen. Erheblich gestiegen ist die 
Zahl der Kinder (2,5 Mio.), die von 
alleinstehenden Müttern oder Vätern 
erzogen werden. Die Zahl der allein­
stehenden Mütter ist in den vergangenen 
zehn Jahren von 1,3 auf 1,6 Mio., die 
der alleinstehenden Väter auf über 
300.000 ll 988) angestiegen. 

Resümee 

Angesichts dieser Entwicklungen 
ist zu fragen, in welche Richtung 
patriarchaler Herrschaft sich das 
Binnenmarktprajekt bewegen 
wird. Wenn sich auch mancher 
Text aus soziaklemakratischer 
oder neoliberaler Feder so liest, 
als ob wir mit dem Binnenmarkt 
die geoellschaftliche Gleichstel­
lung der Frau gleichsam hinter­
rücks - als Trick der Geschichte · 
geschenkt bekommen, so gehe 
ich dach davon aus, daß solche 
Hoffnungen genauerer Prüfung 
nicht standhalten. 

Dennoch bedarf es griindlicher 
Untersuchung, welche der ge­
gebenen Farmen der Ge· 
schlechterhierarchie historisch 
überhalt sind, welche Besonder­
heiten der Geschlechterkankur­
rem: sich mit dem Europäischen 
Binnenmarkt herausbilden und 
wie weit die Tendenz des Mark­
tes gehen wird, die Geschlech­
terdifferenz auszugleichen. 
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,,Identität zeigen", ,,Identität bewah­
ren" oder gar „Identität zurückge­
winnen" ist ein Schlagwort gewor­
den. Die Schwachen dieser Welt 
sind es, die um Identität ringen: 
marginalisierte Völker, marginali­
sierte Volksgruppen und das margi­
nalisierte Geschlecht: die Frauen. 
Meistens geht es um die Rekonstruk­
tion gesellschaftlicher Werte, die die 
lndustriegesellschah zerstört hat. 
Oder um Werte, deren Zerstörung 
historisch viel älter ist: die wahre 
Frau. Unangetastet von den lauten 
und leisen Deformationen, die ihr 
das Patriarchat angetan hat. 

Die Identitätssuche begann mit dem 
Ruf „No integration" der schwarzen 
Bürgerrechtler in den USA. Die 
Schwarzen hatten ein Jahrhundert 
auf Integration gehofft und sie nicht 
bekommen. Sie wollten nun einen 
anderen Weg gehen. Zurück nach 
Afrika wollten die einen, einen eige­
nen US-Staat die anderen. Die mei­
sten aber wollten sich mit dem Auf­
bau eigener Kulturinseln begnügen, 
dort, wo man gerade war. 

Dr. phil. Sabine Kebir, Privatdozen­
tin, z.Zt. Univ. Limoges, Frankreich 

Nicht mehr das Aufgehen in der 
weißen Kultur, sondern das aktive 
Schaffen einer eigenen Kultur, sollte. 
den gedemütigten Mensche~fJ!iii!!/ .. 
Würde zurückgeben. Nichtw:J.J· -
Farbige die herausbekommert;~------ :, ·· 
ten, daß Ihre Vorfahren aus ;cl.i, 
islamischen Afrika stammen, trciten 
damals zum Islam über. 

Nach ähnlichem Muster !armieren 
sich seitdem alle möglichen Identi­
tätsbewegungen in der ganzen Welt. 
Auch die der Frauen. Sie wollen 
wieder Frauen werden. Notfalls auch 
auf Inseln. 

Dabei ist es noch gar nicht so lange 
her, daß alle Welt nach derselben 
Identität gierte, nämlich nach der 
des modernen Industriemenschen I· 
manns). Die Entwicklungsländer 
kauften eine Zeitlang nicht nur 
Waffen, sondern auch ganze Indu­
strieanlagen auf dem Weltmarkt, 
die ihnen in wenigen Jahren den 
Sprung in die Moderne ermöglichen 
sollten. Schulprogramme ganzer 
Kontinente bezogen sich auf die 
ldentitätdeslndustriemenschen. Und 
Frauen wollten wie Männerwerden, 
moderne Industriemenschen. 



Es soll nicht unterschlagen werden, daß 
ein wenig „Integration" in verschiede­
nen Bereichen durchaus erreichtwurde. 
Manche farbige bringen es in den USA 
mittlerweile zum Bürgermeister, Gou­
verneur und fast auch schon zum Präsi­
dentschaftskandidaten. Eine hauchdün­
ne Schicht in beinahe allen Entwick­
lungsländern hat sich einen „Way of 
life" im Stil der europäisch-amerikani­
schen Mitte" oder gar Oberklassen zu­
legen können. 
Und manche Frauen sind tatsächlich 
auch Männer geworden. Ich denke hier 
nicht nur an die Scharen sowjetischer 
Straßenbauerinnen oder Waldarbeite­
rinnen, sondern auch an Menschen wie 
Golda Meir, Margret Thatcher oder 
Benasir Bhutto. 
Identität ist erst zum Problem avanciert, 
seit klar geworden ist, daß die Milliar­
den und Abermilliarden der explodie­
renden Weltbevölkerung unmöglich alle 
Industriemenschen werden können. Oft 
fehlt in den Drittweltmetropolen 
schlichtweg der Platz: der Arbeitsplatz, 
der Wohnplatz. Der Platz fürs Auto auf 
den überfüllten Straßen erst recht. In den 
Industriemetropolen sieht es vermeintlich 
noch etwas besser aus. Aber jeder weiß, 
daß auch hier der schnelle Zusammen­
bruch möglich ist, sei es durch einen 
Sauerstoffkollaps oder auch durch ein 
leck im Atomkraftwerk. Schon jetzt gäbe 
es für die Weltbevölkerung -wollte man 
ein einziges Mal gerecht aufteilen -
gerade noch genug Nahrung. Aber es 
gibt schon nicht mehr genügend Bäume, 
um für alle Kinder die Bücher und 
Schulhefte herzustellen, die sie brauchen, 
um ihre Umwelt auch nur annähernd 
verstehen zu lernen. Wir fühlen, daß wir 
in der Falle stecken. Unsere Identitäts­
suche ist die Suche nach einer Nische. 
Es kann verwundern, daß der Diskurs 
der Identitätssuchenden offensichttich 
Anerkennung durch dieienigen findet, 
die mit ihrer „Industriemenschen-Identi­
tät" die Welt beherrschen. In der Tat, die 
Identitätssuche der Schwachen macht 
dem Industriemensch nur selten Sorge -
wie elvva im Falle der islamischen Fun­
damentalisten, zu deren Identität eben 
auch der „Heilig Krieg" gehört. Froh ist 
der Industriemensch darüber, daß der 
identitätssuchende Schwarze von vorn­
herein bereit ist, in seinem Ghetto zu 
bleiben. Mit „Frieden den Hütten" kann 
ieder einverstanden sein. Wichtig ist, 
daß der Krieg gegen die Paläste ein­
gestellt wird. 

IDENTITAT & LEBENSWEISE 

Viel Freude bereiten dem Industriemen­
schen die folkloristischen und kulinari­
schen Identitäten der Völker, die er be­
reist. In seinem Reisedrang steckt im 
Grunde sogar Hunger nach den noch 
nicht verlorengegangenen oder recht 
und schlecht wiedergewonnenen Iden­
titäten der anderen. Er würde jedenfalls 
nicht mehr unbedingt nach Italien fahren, 
wenn sich dort die Salzkartoffel als 
Grundnahrungsmittel durchsetzen soll­

te. 

Es ist noch 
gar nicht so 

lange her, daß 
alle Welt 

nach derselben 
Identität gierte, 

... der des 
modernen 
Industrie· 
menschen 
(·manns) 

Und was gibt es schließlich angenehme­
res als eine Frau im Haus, die wieder 
Frau werden will, selbst, wenn sie zur 
Mondanbeterin wird oder ihre Zeit 
darauf verwendet, das Urrauschen ihres 
Monatszyklus zu erforschen? Zurück zur 
Natur - diesen Luxus sollten sich wenig­
stens die Frauen leisten-wo doch unsere 
Welt immer mehr dem Gesetz der Ma­
schine und der Chemie folgen muß. 
Männer sollen nach wie vor hart wie 
Kruppstahl sein. Weshalb Frauen be­
sonders weich sein können. Und auf 
keinen Fall sollten sie so etwas wie 
Lebensplanung unternehmen - wo doch 
sonst alles geplant ist. Irgendwo im 
Haus soll das Muttertier stecken. Das 
Urtier. 
Aber die paar Mannweiber, die es 
trotzdem gibt, stören im Grund auch 
nicht. Um sie auszuhalten, hat Industrie­
mann den Liberalismus. 
Obwohl er das manchmal selber glaubt, 
ist es ein Irrtum anzunehmen, daß der 
Industriemensch keine Identität hat. Er 

hat nur weniger Probleme damit. Er hat 
seine Ordnung, sein Geld, seine nette 
Wohnung und seine Mobilität. Wenn er 
reist und die Bereisten scheinbar um ihre 
hübschen Identitäten beneidet, so en~ 
springt dieser - im übrigen Rüchtige -
Neid eigenrlich nur dem Bedauern, daß 
es Dinge gibt, die sich seiner Kaufkraft 
entziehen. Denn zu seiner Identität ge­
hört es nun mal, alles haben zu müssen. 
Aber, wie gesagt, es ist ein Rüchtiger 
Neid. Eigentlich weiß der Industrie­
mensch, daß er seine Ordnung, seine 
knackigen Frühstücksbrötchen und sei­
ne Mobilität quer über den Erdball um 
nichts auf der Welt aufgeben möchte. 
Diese Annehmlichkeiten machen seine 
Identität aus und - abstrakt gesehen -
entspringen sie nichts anderem als sei­
ner Weltherrschaft. Er hat also eine 
Identität wie alle anderen auch. Aber sie 
unterscheidet sich in einem Punkt 
grundsätzlich von der Identitätssuche 
der Schwachen: Sie ist sich ihrer Histo­
rizität bewußt und ist aufgrund techni­
scher Innovationen beständig im Fluß. 
Ihr wichtigstes Gesellschaksspiel ist die 
Mode. In dieser Aufteilung zwischen 
Ernst und Spiel sind durchaus ge­
schlechtsspezifische Prioritäten zu er­
kennen - die freilich keine Ausschließ. 
lichkeiten sind. Was den Männern die 
technische Invention ist, ist den Frauen 
der Kleiderwechsel im Rhythmus der 
Saisons. Das eine wie das andere ver­
kauft sich unter dem Etikett des Fortschritts. 
Während alle anderen Identitäten auf 
eine Festschreibung vergangener, für 
'idyllisch gehaltener Zustände zielen, 
folgt der Industriemensch dem Urgesetz 
der Materie, dem „panta rei" des Her­
aklit. Er folgt ihm freilich weitaus mehr 
schlecht als recht. Und doch liegt in 
seinem Historizitätsbewußtsein der Ur­
grund für seine Hegemonieföhigkeit. 
Für seine Herrschaft. 
Nicht selten erweisen sich behauptete 
Identitäten als Schimären. Wir wissen 
heute, daß die Einteilung der Menschen 
in Männer und Frauen als eine relative 
angesehen werden muß. In jedem von 
uns schlägt ein hormonales Pendel, das 
uns nur im Normalfall und womöglich 
nur zeitweise eine einigermaßen siche­
re geschlechtliche Identität verleiht. 
Mittlerweile kennt man nicht nur im 
physischen Sinne die ßießenden Über­
gänge vom Männlichen zum Weibli­
chen und umgekehrt. Nicht nur das 
Mannweib, sondern auch der „Softie11 

stellt einen Versuch dar, im psychischen 

Bereich Aießende Übergänge zwischen 
Weiblichem und Männlichem zu schaf­
fen. Auch der Blickaufvergangeneoder 
fremde Kulturen offenbart keinesfalls 
immer die uns bekannte Einteilung in 
patriarchalische Männer- und unter­
worfene Frauenpsychen. Ein Tuareg im 
südlichen Algerien antwortete auf mei­
ne harmlos gemeinte Frage, ob er Frau 
und Kinder habe, mit seltsamer Ziererei, 
die in unserem Kulturkreis früher einer 
sogenannten alten Jungfer zugeschrie­
ben worden wäre. Er schämte sich un­
säglich, daß ihn keine Frau. seines - in 
Portnerschaftsfragen noch matriarcha­
lisch organisierten - Kulturkreises zum 
Manne gewählt hatte. 
Fällt es uns nicht sonderlich schwer, 
zwischen Tuareg und Deutschem ver­
schiedene Identitäten festzustellen, so 
wird die Jdentitätsfrage zwischen uns 
und unseren Nachbarvölkern schon oft 
absurd. Ich möchte hierauf die zunächst 
ganz plausibel scheinenden Identitäten 
von Polen und Deutschen zu sprechen 
kommen. Und doch fällt es nicht so 
leicht, sie zu definieren. Mir fallen z1.r 
nächst nur die Polenschlangen vor mei­
nem Aldi ein. Dann kommt das Gefühl, 
daß sich Deutsche wohl doch nicht so­
weit erniedrigen würden. Aber da sind 
nun auch die Heuschreckenschwärme 
von ehem.-DDR-Bürgern, die mit ihrer 
neuerworbenen harten Währung die 
Märkte jenseits ihrer „Oder-Neisse-Frie­
densgrenze" kahl fegen! Und wenn ich 
mirerstdieGeschichtevor Augen halte, 
komme ich eher auf eine Vermischung 
als auf eine Abgrenzung von Identitäten. 
Wieviele meiner Bekannten sagen mal 
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so nebenbei, daß ihre Oma Polin war. 
Sie selbst fühlen sich aber ganz und gar 
nicht mehr als Polen oder als Polenab­
kömmlinge. Man sieht es an einer Viel­
zahl von deutschen Familiennamen, die 
eindeutig slawischen Ursprungs sind: 
wir haben über Jahrhunderte Polen as­
similiert, die allesamt nostalgielos Deut­
sche geworden sind. Und machen wir 
uns nichts vor: der Assimilationsprozess 
war, wenn vielleicht auch schwächer, 
auch in Polen vorhanden. Die Deutschen 

Die neue 
Sucht nach 

Identität 
zeigt an, daß 
wir es auf­
gegeben 
haben, 

alle gleich 
werden 

zu wollen 

dort haben Ihren deutschen Sinn wohl 
nur deshalb bewahrt, weil sie etwas 
davon hatten (und haben), der reiche­
ren Nation anzugehören. Es sollte jedoch 

zu denken geben, daß sich mancher 
Pole erst in den letzten Jahren wieder 
seiner deutschen Großmutter erinnert. 
In früheren Zeiten war die nationale 
Identität zuweilen wurscht. Für das blaue 
Blutwaren nationale Identitäten ziemlich 
egal. Ihre Völker konnten einander noch 
so gram sein, die Fürsten heirateten quer 
durch den Kontinent. Es wurde be­
hauptet, daß derlei Verbindungen Frie­
den stiften könnten. Wenn es dann aber 
sein mußte, führte man aber auch Krieg 
,,en fomille". 
Die neue Sucht nach Identität zeigt an, 
daß wir es aufgegeben haben, alle 
gleich werden zu wollen. Daß wir Le­
bensweisen suchen, die jenseits der 
Sphäre jener Industriekultur liegen, die 
wir als zerstörerisch für Mensch und 
Natur erkannt haben. 
Aber taugt hier der Identitätsbegriff? 
Hat es • außer in Vorzeiten - jemals 
irgendwoeinJahrhundertgegeben, das 
dem vorangegangenen wirklich ganz 
gleich war? Und kann irgendeine Men­
schengruppe auf dem Planeten wirklich 
zuruck ins Mittelalter oder gar in die 
Vorzeit? Hat der lnr' :nensch nicht 
mit unerbittlicher Konsequenz zum Be: 
spiel die altindischen Bewässerungssy­
steme und die traditionelle afrikanische 
Landwirtschaft zerstört, auf denen alle 
eine bislang fiktive indische cx!!ii".J»rika­
nische ldentitättradifionellerl,!i,~...der­
erstehen könnte? Und selbst.w.iit,n-man 
diese BewässerungssystJ~--- und 
Agrarstrukturen rekonstruieren könnte, 
würden sie die explodierende Bevölke­
rung ernähren können? 
Nischenidentitäten gibt es nicht und 
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wird es nicht geben. Wenigsten der 
saure Regen wird sie erreichen. Der 
Schrei nach Identität ist oh die Fest­
schreibung von Subalternität. Die end­
gülttge Aufgabe des Kampfes um He­
gemonie. 
Sozialismus und Frauenbewegung ha­
ben schwere Niederlagen erlitten und 
das natürlich nicht erst seit dem Zusam­
menbruch der Systeme, die sich „realer 
Sozialismus" nannten. Aber nur bei 
Strafe des endgültigen Untergangs 
können sie sich die Flucht in historische 
Identitäten, das heißt den Rückzug aus 
der geschichrlichen Bewegung, erlau­
ben, anstatt diese mitzugestalten. Frei­
lich hat der weltweite Schrei nach 
Identitäten zumindest bewußt gemacht, 
daß die Uhren doch nicht auf der gan­
zen Welt gleich schlagen und daß es 
legitime partikulare Interessen gibt. Daß 
es niemals mehr einen wirklichen 
Menschheitsfortschritt geben kann, wenn 
mit dieser Vielfalt nicht gerechnet wird. 
Aber „Vielfalt" und „multikulturell" kann 
nicht heißen, daß manche Völker ihre 
Bodenschätze oder auch ihre Arbeits-­
kraft dem Modernismus zur Verfügung 
stellen, während sie sich selbst mit Le­
bensweisen vergangener Jahrhunderte 
zufrieden geben sollen. 
Auch an der „Portikularität" von Frauen 
und Männern besteht kein Zweifel. Der 
gebärende Mann steht noch nicht auf 
dem Programm der Genetiker und der 
verantwortungsvoll erziehende Mann 
wird nur äußerst selten gesichtet. Frauen 
werden auch weiterhin andere Lebens­
weisen als Männer hoben und von dort 
her ihre Forderungen definieren müssen. 
Bislang hat die europäisch-omerikani­
sche Frauenbewegung angenommen, 
daß sie unter die Frauen der Erde ein 
Pneuma gebracht hat, das überall für 
einen weltweiten Frauenkampf gegen 
das Patriarchat wirkt. Beredtes Anzei­
chen für diese naive eurozentristische 
Haltung ist die noch immer typische 
Reaktion auf schlimme Nachrichten über 
Frauenunterdrückung aus der Dritten 
Welt: ,,Aber gibt es denn dort keine 
Frauenbewegung?" Oder etwa das 
Staunen darüber, daß viele Frauen in 
der islamischen Welt den ihnen dort 
immer nachdrücklicher vorgeschriebe­
nen Rückzug in Mittelalter tatsächlich 
anzutreten scheinen. Selbst gebildete 
Frauen: Studentinnen, Wissenschaftle­
rinnen und Filmregisseurinnen legen 
mittlerweile den Tschador an. 
Es handelt sich hier in der Tat um einen 
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Rückzug, der seinen Grund freilich dar­
in hat, daß es für die Frauen dieser 
Länder mittlerweile nur noch um das 
blanke Überleben geht. Schuld daran ist 
keineswegs nur das beinahe ungebro­
chene Patriarchat, sondern vor allem 
auch die allgemeinen Lebensbedingun­
gen, die der von uns beherrschte Wel~ 
markt dort geschaffen hat: totale Zer­
störung traditioneller Produktionsstruktu­
ren in Stadt und Land, Bevölkerungsex­
plosion, Arbeitsplatzmangel. Die immer 
größer werdende Kluft zwischen demo­
graphischer Explosion und stagnieren­
dem oder gar rückläufigem Arbeits­
platzangebot wird in absehbarer Zeit 
der großen Mehrzahl der Frauen dort 
keine Chancen zur Selbstbestimmung 
geben. 
Aber lassen wir uns nicht vom äußeren 
Schein trügen. Der Tschador sagt noch 
weniger über den Geist seiner Trägerin 
aus als der Minirock. Nicht selten wird 
er allein zur Tarnung getragen. In ara­
bischen Ländern sind mir immer wieder 
traditionell vermummte Studentinnen 
begegnet, die plötzlich Zigaretten aus 
ihren Handtaschen zogen. Oder den 
Tschador trugen, um gefahrlos trampen 
zu können. Oder um noch Unbotmäßi­
geres zu kaschieren. Auch in den isla­
mischen Kulturen sind die so nach­
drücklich geforderten Identitäten kei­
neswegs wirklich im Sttllstand. 
Erneuerung des Sozialismus, Erneuerung 
der Frauenbewegung. Beide Bewegun­
gen müssen sich darüber im klaren sein, 
daß ein einheitlicher Weltdiskurs keine 
Früchte mehr tragen kann. Was für die 
Frauen einer Weltgegend eine realisti­
sche Zielstellung sein kann, wird für 
Frauen in einer anderen Region le­
bensgefährlich. Kampf um soziale Ge­
rechtigkeit und Kampl um Frauenrechte 
werden in verschiedenen Weltgegenden 
verschiedene Inhalte haben. Solidarität 
und Aktionseinheit wird nur um den 
Preis der Anerkennung dieser Verschie­
denheiten zu hoben sein. Um den Preis 
der Toleranz. 
Dennoch scheint es einige Grundfragen 
zu geben, die die Frauenbewegungen 
überall angehen. freilich ist nicht davon 
auszugehen, daß sie überall sofort als 
solche anerkannt werden. Es handelt 
sich um Grundfragen, die sich vor allem 
aus der ökologischen, ober auch aus 
der polittschen Lage der Welt ergeben. 
lch meine hier nicht nur die weltweite 
Durchsetzung gleichen iuristischen und 
politischen Rechts für beide Geschlech-

ter, sondern vor allem auch das gleiche 
Recht auf Information. Der Kampf um 
das „Recht auf Selbstbestimmung" für 
Frauen bleibt solange eine liberale 
Phrase, wie Frauen das Recht auf Bi~ 
dung, das heißt auf umfassende Kennt­
nis ihres Lebensraumes und seiner Per­
spektiven, versagt bleibt. In der Annah­
me, dadurch ihre Ehe oder ihre Alters­
versorgung abzusichern, wünschen sich 
noch immer die meisten Frauen der Erde 
viele Kinder. Sie wissen nicht, daß sie 
vor allem Konsumenten, nicht aber die 
Produ2:~nten gebären, die ihnen später 
beim Uberleben helfen könnten und 
daß die technische und politische Ent­
wicklung für viele dieser Kinder keine 
Arbeit mehr übriglassen wird. Sie wis­
sen nicht, daß sie weniger Kindern 
womöglich eine bessere Ausbildung und 
damit auch eher Arbeitschancen geben 
könnten. So wird die demographische 
Explosion zur eigen~ichen Ursache der 
Entwertung des Alters. Ein Teufelskreis. 
Der Industrie freilich kann das weltweit 
lohndrückende Arbeitslosenheer nie 
groß genug sein. Vor allem Frauen 
würden davon profitieren,$wenn die 
demographische Explosion gestoppt 
würde. 
Die gesellschaftlichen und ökologischen 
Aussichten für den Planeten stehen 
denkbar schlecht. Sozialismus und 
Frauenbewegung müssen ihr Ideal, das 
Paradies auf Erden errichten zu wollen, 
wohl relativieren. Aber auch ein Ni­
schendasein hat wenig wirkliche Per­
spektive. Es ist unrealistisch geworden, 
zu fragen, welche gerechte Lebenswei­
se wir wollen. Wir müssen fragen: wieviel 
und welche Gerechtigkeit können wir 
überhaupt noch erreichen? Hegemonie 
wird der erringen, der die Katastrophen, 
die unweigerlich auf und zukommen, 
einzudämmen weiß. 
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Die Ereignisse von 1989 haben 

die marxistische Geschichtskon­

zeption erschüttert. Stuart Hall 

und FrederkJamesontragen die 

Stücke der postmodernen Epo­

che zusammen. 

Frederic Jomeson ist Professor für Ver­
gleichende Literaturwissenschaft an der 
Duke Universität, North Carolina. Er 
wird international als der wichtigste 
marxistische lntellekruelle Amerikas und 
als führender Schriftsteller auf dem Ge­
biet der Literaturkritik angesehen; zu 
seinen Werken gehören „ The Political 
Unconscious", ,,The Prison House Of 
language" und „Marxism And Form". 
Mit seinem inzwischen klassischen Es­
say „Postmodernism Or The Culrural 
logic Of Lote Capitalism" hat er außer­
dem eine markante Position in die Dis­
kussionen um die Postmoderne einge­
bracht. Sein Buch 11Late Marxism", in 
dem er auf die Bedeutung des Werkes 
von Adorno für die gegenwärtige Situa­
tion verweist, wird im September bei 
Verso erscheinen. 

INTERVIEW 

• Hall: In „ The Cullural Lagic Of 
Capital' (New Left Review, 146, Juli/ 
August 1984) beschreiben Sie das, was 
man je~zt postmoderne KulhJr nennt. Sie 
setzen eine direkte Entsprechung zwi­
schen Kapitalismus und Kultur voraus: 
,,Die bürgerliche Kulrur enlsprach der 
Ara des organisierten Kapitalismus . 
dem, was Lenin 'Imperialismus' nann-­
te. "Sie behaupten, daß wir uns auf dem 
Weg in eine neue Epoche befinden, in 
der der ,Spätkapitalismus" seine En, 
sprechung in dem findet, was als "pas• 
moderne Kultur" bezeichnet worden ist. 
Sind Sie immer noch dieser Ansicht? 

Jameson: Wenn man über „bürgerli. 
ehe Kulrur" spricht, taucht das Problem 
auf, daß eines der Posrulate, die man mit 
diesem epochalen Wandel verbinden 
möchte, ist, daß die Kulrur des Bürger­
rums selbst durch ihn zerslörtworden ist. 
Was wir jetzt vor uns haben, ist eine 
relativ anonyme systemartige Kultur, in 
der es genauso problematisch wird, in 
traditioneller Weise über herrschende 
Klassen zu sprechen wie über so manch 
andere Fragen. Es könnte zwar noch 
sinnvoll sein, diese Begriffe zu benutzen, 
aber vorher muß man auf alle Einwände 
eingehen. 

Wenn man über die Postmoderne spricht, 
ist es wichtiger, zu fragen, was denn 
,,klassische Moderne" und „Hochmo­
derne" eigenrlich genau waren. Ich fund 
es sinnvoll, dem Gedanken zu folgen, 
daß die Moderne eine Anlwort auf eine 
Modernisierung im Westen war, sagen 
wir: zwischen dem mittleren und späten 
19. Jahrhundert und dem zweiten 
Weltkrieg. Sie war eine Antwort auf 
eine Modernisierung, die unvollständig 
war und in der die modernisierten En­
klaven selbst noch gegen einen Hinter­
grund älterer Klassenlagen, älterer For­
m&n der Landbewirtschaftung und, in 
einigen Teilen von Europa, sogar noch 
älterer aristokratischer Formationen an­
traten, die schließlich der zweite Wel~ 
krieg beseitigte. 
So ist der wirkliche Unterschied zwischen 
Postmoderne und Moderne, daß die 
Postmoderne eine Situation tendenziell 
vollständiger .Modernisierung ist, in der 
jene älteren Uberreste entfernt worden 
sind. 

• Hall: Ist ein Anzeichen für das, was 
Sie „tendenziell vollständige Moderni­
sierung" nennen, das Eindringen vieler 
Elemente in den Alltag, in die populäre 
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stens. Wenn das so ist, denke ich, daß 
die Begriffe, die wir gewöhnlich ge­
brauchten. wie "Kulturimperialismus" -
absolut angemessen sind, und in der Tot 
wäre die „Postmoderne" nur ein Syn­
onym dafür. Es ist im wesentlichen eine 
nordamerikanische Kultur, die durch 
Medientechnologie und so weiter ex· 

f:~;;;_f: fl()f1Mtrt u~~~-~-~flanzt wird. Wenn 
.;-dflZ:-S_ie_?ie ~-e_-Vcin'"dieser anderen Per· 

.,,."'' ·!f)!lktive·beti:ächten, dann handelt es 
t;.-:> _. ;_i~h 9an~ ~fr,d;,ijg'-mindestens um ein 
i\'. " ; HertscliClflsve'i:haifüS, wenn nicht um 

,tyas Ei .,c;,;'~~ •.. ,in-
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Kultur, in die Konsumtion, die man frü­
her mit einer ziemlich exklusiven „Hoch­
moderne" in Zusammenhang brach~? 

Jameson: Absolut. Ich würde das die 
Plebejisierung der Kultur nennen: die 
Tatsache, daß weitaus größere Teile der 
Öffenrlichkeit inzwischen Kulrur auf einer 
geregelten Basis konsumieren und sie _ 
auf eine Weise an der Kulrur teilhaben, 
zu der sie zuvor keinen Zugang hatten. 
Das ist ein entscheidender Teilaspekt der 
Postmoderne, der ihre Zwiespöltigkeit 
unterstreicht: Man kann nicht gegen die 
Demokratisierung der Kultur sein, aber 
man muß sich gegen andere ihrer 
Grundzüge zur Wehr setzen. Diese 
gemischten Gefühle müssen in jede 
Analyse der Postmoderne aufgenommen 
werden. 

• Haff: Sie haben gesagt, die Postmo­
derne sei eher systemartig. Können wir 
dabei noch von einer „Klassenkultur" im 
alten Sinne sprechen? 

Jameson: Es handelt sich um eine 
Klassenkulrur im älteren Sinne wirklich 
nur, wenn man sie von außen betrach· 
tet, aus der Perspektive des Nicht-We-

ein unmittelba·reS Klassenverhältnis. 
Aber von innen betrachtet wäre diese 
Herrschaft nicht so sichtbar. Zum Teil, 
weil das, was an ihr systemartig ist, nicht 
irgendjemandes Tätigkeit zuzuschreiben 
ist. Wir hoben keine vorherrschende 
Klasse mehr, die da oben sitzen, kon­
spirieren und es uns so richtig geben 
würde. Mit denen ist es auch vorbei. 
Und offensichtlidFgibt es eine;~~ 
Art;. duich die'et fiir."viele,Lelil8';ni!ht 
unangenehm ist, daß die Postmoderne 
ihnen zustößt. Sie ist eine sehr elegante 
Sache. Man kann über sie nicht auf alte 
Art in den Kategorien ideologischer 
Kontrolle denken. 

• Haff: Sie haben von der Modeme 
als Reaktion auf eine bestimmte 
Restrukturierung, eine Neuformierung 
des Kapitals in der Periode des Impe­
rialismus bis zum zweiten Weltkrieg 
gesprochen. Aber es fällt schwer, die 
Postmoderne als Reaktion anzusehen, 
denn das setzt kritische Distanz voraus, 
die Fähigkeit, über die Herausforderung 
zu reflektieren. Der Modernismus war 
Widerspruch. Er schockte, er sorgte Für 
Skandale, er forderte den Geschmack 
des viktorianischen und edwardiani· 
sehen Bürgertums heraus. Der Postmo­
dernismus heutzutage tut das nicht. Er 
hat nicht ;ene nachdenkliche, kritische 
Distanz zu dem, was im ökonomischen 
und politischen System vorgeht. Er er· 
scheint afs vöffig in das System integriert, 
als ein wesentlicher Bestandteil davon. 
Ist das der Fall? 

Jameson: Das ist absolut richtig. Der 
Modernismus . mit seiner Forderung 
nach der Freiheit der Künste und seiner 
ldeclogie der Schöpferkrah und so weiter 
· spiegelte noch eine Situation wider, in 
der es gewisse unternehmerische Mög­
lichkeiten gab. Bestimmte Formen der 

Opposition oder der Kulwrkritik entste­
hen nur, wenn die Ökonomie noch nicht 
allzu standardisiert ist und es noch 
Spielraum gibt, sowohl für individuelle 
Unternehmer als auch für dieselbe Art 
von Triebkräften auf der kulturellen 
Ebene. 
Das ist heutzutage viel weniger der Fall. 
Es handelt sich hier um eine Periode, in 
der eine echte Kollektivierung der Le­
benslagen an beiden Enden des ökono­
mischen und sozialen Spektrums stattfin· 
det: bei den großen multinationalen 
Konzernen einerseits und andererseits 
in der Kollektivierung all der oppositio­
nellen Gruppen. Beispielsweise gibt es 
nicht mehr jenes großartige nordameri· 
kan ische Ideal vom „ei nsamen Rebellen", 
der die Gesellschaft herausfordert. Es 
gibtkeineeinsamen Rebellen mehr, denn 
diese sind alle auf die eine oder andere 
Artorganisiert. Sie haben Adressenlisten, 

~:,:ilfh,°~~n_jh,:~-~~~i_nJ9unt,em:'.(e~·einsa· 
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die Umstände in Bezug auf die Art, wie 
die kulturelle Produktion erlebt wird und 
in Bezug auf die relative Anonymität 
und systematische 0·- -1··1t dieser Me­
thode, über das Ökonomische in Un­
kenntnis gelassen zu werden, anstatt 
zur Opposition dagegen getrieben zu 
werden. 

• Hall: Ich denke, daß Ji,f einen 
Unterschied zwischen Amerikiinem und 
Nicht-Amerikanern in der Schwerpunkt­
setzung gibt. Sie sprechen von diesen 
sichtbaren Formen der Kollektivierung 
und Vereinnahmung-dem korporativen 
Charakter der postmodernen Kultur. 
Wogegen sich. vieffeicht, weil wir da an 
der Peripherie sind. in Großbritannien 
der Übergang etwas anders anfühlt. 
Natürlich kann man die Talsache nicht 
leugnen, daß d9s gesamte ökonomische 
und kulturelle System viel organisierter, 
viel gelenkter, viel geregelter und ratio­
nalisierter ist. Auf einem bestimmten 
Niveau ist ;eder an jene Strukturen an· 
gebunden, die nur die korporative Kuf· 
lurdes Spätkapitalismus hervorbringen 
kann. 
Aber dies scheint paradoxerweise eine 
neue Form von Individualismus hervor· 
gebracht zu haben. In Bezug auf Stil 
zum Beispiel scheint es, daß das ge­
wöhnliche „unternehmerische Jndividu-­
um" sich zum ersten Mal herausdifferen· 
zieren kann. Die Korporationen müssen 



Auf einem bestimm­
ten Niveau ist jeder 
an jene Strukturen 
angebunden, die nur 
die korporative Kul­
tur des Spätkapita­
lismus hervorbringen 
kann. FJ. 

ihn/sie in der Tat sehr sorgfältig im Auge 
behalten, weil sie gewissermaßen zu 
groß und schwerfällig sind, um die flie­
ßenden Rhythmen moderner Konsum­
tionsstilrichtungen einzufangen. Sie 
müssen schnell auf das reagieren, was 
die Sfraße entlangkommt. 

Jameson: Sie sprechen über Musik ... 

• Hall: Musik und Stil und Kleidung. 
Genau das, wo normale Leute, ohne 
das unbedingt so ausdrücken zu können, 
poshnodern leben. Viel/eicht haben sie 
nicht viel Gespür dafür, was an dem 
System es ist, das diese Möglichkeiten 
eröffnet oder wie begrenzt sie sind. 
Zweifellos ist es möglich, daß das, was 
als Freiheit erfahren und ideologisch 
konstruiertwird, nicht notwendigerweise 
überhaupt Freiheit ist. Aber das führt zu 
einem Sinn Für Differenzierung. Die Ära 
der Massenproduktion hat damit nicht 
Standardisierung, sondern ein Auswu­
chern von Differenzierung, von Beson­
derheit hervorgebracht. Konzerne wer­
ben nicht mehr gegenüber einem Mas­
senpublikum. Sie befreiben ;etzt Ni­
schenwerbung - sie beziehen sich auf 
die subtile Unterscheidung zwischen 
einer Konsumentenöffentlichkeit und ei­
ner anderen; sie beuten die kulturelle 
Zersplilterung aus. 
Offensichtlich muß erst ein gewisses 
Niveau der Vermassung erreicht wer­
den, bevor dies möglich ist. Es handelt 
sich hier um Ausdifferenzierung nach 
der Vermassung, anders als der alte Stil 
des Individualismus im 19. Jahrhundert. 
Aber es ist genausosehr diese Wieder­
kehr des Individualismus und der Ausdif­
ferenzierung, wie ihre Kollektivierung, 
AnonymHät und systemartige Qualität, 
mit der die Postmoderne die Leute hier 
frifft. 
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Jameson: Da~ ist eindeutig ein Tei­
laspekt dieses Uberganges. Aber wir 
müssen uns an die Vermassung erinnern; 
der „Fordismus" und die standardisier­
ten Produkte gingen genauso mit dem 
individuellen Rebellen einher. Das ist es, 
was die Revolte ermöglichte, genauso 
wie all die anderen Ideologien, wie 
Authentizität und so weiter, was wir in 
einem positiven Sinne mit der Modeme 
verbinden. Was Sie beschreiben ist die 
Art, auf die das ökonomische System 
selbst, auf eine post-fordistische Weise, 
nun eine Maschine für Differenzierung 
geworden ist. Nordamerika war gewis­
sermaßen der Ort, wo sich dieses Mo­
ment in Reinkultur entwickelte, weil es 
dort weniger Kröfte der Tradition und 
des Widerstandes gab und weniger 
Vergangenheit, die es zu zerstören galt. 
Ich glaube, daß Sie nach 1992 dahin 
kommen werden. 
Es gibt ein linguistisches Problem mit 
diesem Konzept der Besonderheit. Die 

Wir haben keine 
vorherrschende 
Klasse mehr, die da 
oben sitzen, kon­
spirieren und es uns 
so richtig geben 
würde. FJ. 

Konzeptionalisierung der Besonderheit 
wäre in Situationen einer realen Be­
sonderheit nicht möglich gewesen. In 
einem imperialen System, wo koloni­
sierte Völker sich wirklich radikal von 
ihren Oberherren in der Metropole un­
terscheiden, ist es kein großartiges po­
litisches Verdienst, diese Besonderheiten 
zu untermauern. Das politische und ku~ 
turelle Konzept der Besonderheit basiert 
paradoxerweise auf dem Sieg einer 
gewissen Gleichheit und Identität zwi­
schen den sozialen Sub-Gruppen. Es 
wäre vor Erreichung eines Zustands, in 
dem es weniger Besonderheit gab, gar 
nicht möglich gewesen. 

• Hall: Meinen Sie, daß die Sprache 
der Besonderheitviel gemeinsamer wird, 

wenn wir uns alle auf derselben Ebene 
bewegen, selbst wenn wir das sehr 
unähnlich und ungleich tun? Das Kräfte­
gleichgewicht ist nicht dasselbe in der 
sogenannten Dritten Welt wie es das in 
London oder Paris, Bonn oder New York 
ist. Aber es handelt sich hier nicht länger 
· wenn sie es ;emals waren · um vonein­
ander getrennte Welten. Sie gehören 
immer mehr zur gleichen "globalen 
Kultur". 

Jameson: Ja, obwohl es sinnvoll ist, 
die Frage der globalen Unterschiede 
von dem zu trennen, was in einer politi­
schen Einheit wie einem Nationalstaat 
vor sich geht, lediglich zu dem Zweck, 
die Dinge klarer zu haben. Ich habe es 
sehr interessant gefunden, daß im Ku~ 
turbetrieb und im universitären Bereich 
die Postmoderne praktisch gleichzeitig 
mit einem völlig neuen Interesse daran 
entstand, was wir gewöhnlich Dritte­
Welt-literatur nannten, posta<oloniale 
Literatur. 
Es gibt in der Tat einen Zusammenhang 
zwischen all den Dingen, die mit einer 
gewissenArtglobalerStandardisierung 
zu tun haben. Standardisierung wiede­
rum ist sowohl eine gute als auch eine 
schlechte Sache. Und es erstaunt mich, 
wie viele Illusionen es in dieser Berufung 
auf die Besonderheit gibt, selbst wenn 
die Differenzierung die Logik des Systems 
ist, das dadurch, daß es Differenzierung 
produziert, eine neue Form der 
Standardisierung produziert. Wirklich, 
die ganze Logik der Postmoderne ist 
folgende: Eine neue Art, Gleichheit als 
Besonderheit zu betrachten, über welche 
wir in früheren Zeiten nicht so gut hälten 
nachdenken oder sprechen können. 

• Hall: Sie haben am Anfang gesagt, 
daß die kulturelle Demokratisierung, die 
wir mit der Postmoderne verbinden, 
sowohl positiv als auch negativ zu sehen 
ist.Jetzt sagen Sie dasselbe über globale 
Standardisierung. Aber ist das nicht 
genau das Problem bei einer 11postm~ 
dernen Politik": der Versuch, her­
auszubekommen, ob ihre negativen ihre 
positiven Seiten übe,wiegen? Sie müs­
sen eine Weite abschließen, ob das, 
was in der Postmoderne vor sich geht, 
lediglich ein Herrschaftssystem ist, das 
Differenzierung als Teil seiner eigenen 
Herrschaftslogik hervorbringt: oder ob 
es wirklich einen Wechsel gegeben hat, 

der die Macht der marginalisierten oder 
unterdrückten Kulturen und Leute reprä­
sentiert, der dann das ausmacht, was 
Sie am Anfang eine wirkliche Besonder­
heit genannt haben. Wenn das System 
diese Differenzierung als Bestandteil 
seiner eigenen Logik hervorbringt, dann 
arbeitet die "Logik der Geschichte" in 
einem klassischen marxistischen Sinne 

Eine Politik, die es mit 
dem Korporativen 
aufnehmen wollte, 
müßte es dazu mit 
der Postmoderne 
selbst und ihrer kor­
porativen Kultur auf­
nehmen. FJ. 

noch weifer, während sie gerade einen 
ihrer vielen epochalen Umbrüche durch­
macht. Andererseits · wie Sie wissen -
halten viele Leute diese Umbrüche für 
den Ausdruck der Aushebelung der „Lo­
gik der Geschichte" - für das Ende der 
Meta-Geschichtstheorie des klassischen 
Marxismus. Befinden wir vns noch im 
selben Spiel? 

Jameson: Einige Probleme, die ich 
dabei habe, wenn ich hierüber spreche, 
ergeben sich aus dem Begriff der Ent­
wicklungsstufe, den ich unbedingt auf­
rechterhalten möchte. Aber ich glaube, 
die Probleme haben ebenso etwas mit 
dem zu tun, was wir Dialektik nennen, 
und sie waren so vorhanden, wie Marx 
das Kapital von Beginn an - ab dem 
Kommunistischen Manifest - beschrie­
ben hat. Es ist zugleich absolut positiv 
und absolut negativ, und um es verste­
hen zu können, sollten wir diese beiden 
Dinge zusammen denken können oder 
sie irgendwie zusammen aussprechen, 
in einem einzigen Satz. Aber das kön­
nen wir nicht, so daß wir hin- und 
herquasseln zwischen der Beschreibung 
der positiven Seiten und dann der Erin­
nerung an die negativen. Der politisch 
positive Aspekt dessen, was Sie be­
schrieben haben, ist die Tatsache, daß 
Sub-Gruppen es nun geschafft haben, 
eine gewisse kollektive Existenz zu er­
reichen, die sie vorher nicht so recht 
hatten. Das paßt eindeutig zu einer Art 

INTERVIEW 

kultureller Verdinglichung auf Seiten der 
Industrie, die ietzt einen neuen Sub­
Markt hat und neue Produkte für ihn 
hervorbringt. Aber das Entscheidende 
wären nicht diese Merkmale der kultu­
rellen Besonderheit, sondern die Tatso­
che der Kollektivität. 

• Hall: Aber wirken diese beiden 
Dinge . kulturelle Besonderheit und so­
ziale Solidarität- nicht gegeneinander? 
Betrachten Sie den Feminismus, der im 
Namen einer kollektiven Kafegorie · 
Frauen . hervorkam und aus ihrer ko~ 
lektiven Erfahrung der Marginalisierung 
und Zweifrangigkeit. Aber die Frau­
enbewegung wurde sehr schnell ge­
spalten: durch Unterschiede zwischen 
einer weiblichen Erfahrung und einer 
anderen, einer Kategorie von Frauen 
und einer anderen. 
Genau dasselbe ist bezüglich der M;n­
derheiten geschehen. Es gab eine Zeit 
in Großbritannien, als die Bezeichnung 
"schwarz" sie ;enseits ihrer kulturellen 
Unterschiede einfe. Aber ;etzt fangen 
die kulturellen Unterschiede von neuem 
an, sich zu entfalten, und das macht 
schwarze Politik sehr kompliziert. Unser 
Politikverständnis auf der linken hing 
immer an der Vorstellung, zusammenzu­
kommen: Solidarität-eben nichtnurdas 
einsame RebellerHndividuum. Aber es 
ist genau dieser Sinn Für Totalität, für 
kollektives Handeln und Solidarität, der 
unterminiert worden ist durch die neue 
logik der „Besonderheit", die die Ära 
der Postmoderne dominiert. 

Jameson:Mein Politikverständnis, dos 
vielleicht altmodisch ist, ist, daß 
schließlich und endlich nichts ohne die 
Rekonstruktion einer gewissen Basis-Ei­
nigkeit unter Gruppen geschieht. Mein 
eigener Sinn dafür mag zu pessimistisch 
sein, aber aus der Perspektive einer 
Politik der Solidarität kann Kultur kein 
Ersatz für Politik sein. Sie würde eher mit 
ihr ins Gehege kommen. Wenn die 
verschiedenen Sub-Gruppen machtvo~ 
le kulturelle Symbole ihrer Besonderheit 
erfinden, dann ist es ungleich schwerer 
für sie, wieder zusammenzukommen. 
Ich bin, was eine rein kulturelle Politik 
betrifft, pessimistischer als ich es offen­
sichtlich gerne wäre. 

• Hall: Aber gibt es da nicht heutzu-

tage ein Problem: das gemeinsame Pro­
gramm auszumachen, über das ;ene 
Solidarität organisiert werden könnte? 
Was wir beschrieben haben ist ein 
Bereich, in dem eine Menge an aktiver 
Politik in der Gesellschaft passiert; aber 
es gibt eine Diskrepanz oder Lücke 
zwischen den alten politischen Parteien 
und ihren Programmen, die in einem 
früheren politischen und kulturellen Be­
reich steckengeblieben s;nd. Diese Pro­
gramme reflektieren nicht die Lebenser­
fahrung, die Kulturen und die 
Widerspruchspunkte der sich entwik­
kelnden sozialen Krähe. Und die sozio­
len Kräfte selbst sind so geteilt und 
unterteilt · um verschiedene Pro;ekte 
herum-, daßesnichtmöglich isf, irgend 
ein einzelnes übergreifendes Programm 
auszumachen, das sie vereinigen könnte. 
Dies ist das Problem der Hegemonie im 
Zeitalter der Posfmoderne. Außerdem 
gibt es unter diesen neuen sozialen 
Sub;ekten eine echte Angst davor, die 
Dinge zu unferdrücken, die sie mobi­
lisieren und aktivieren, wenn sie sie in 
irgend ein größeres Programm stecken, 
das womöglich diese Dinge über­
schwemmen und vergessen machen 
könnte. 

Jameson: Niemand könnte domit an­
fangen, ein ganzes Programm::fy erfin­
den, aber der erste Schritt hinjij~ncl­
einer Solidarität zwischen Gri5en ist 
das Gespür dafür, daß -' ;;;;.·unter­
schiedlich sie auch sind und auf wie 
unterschiedliche Weise sie auch zu 
Opfern gemacht werden - sie sich alle 
einer gemeinsamen Situation gegen­
übersehen, die von dem dikttert wird, 
was gewöhnlich die herrschende Klasse 
genannt wurde. Es ist richtig, dies nicht 
mehr Staat zu nennen. Ich glaube, ,,das 
Korporative" wäre ein gutes Wort dafür, 
im multinationalen und geschäftlichen 
Sinne, denn so oder so ist das Korpora­
tive keine herrschende Klasse alten Typs 
- aufgrund dessen, was mit der individu­
ellen Interessenbindung geschehen ist. 
Auf diese Weise beginnt man, eine 
Allianz von Gruppen zu schaffen. 

II Hall: Das Verschwinden einer ein­
heitlichen Vertretung wie 11die herr­
schende Klasse" oder ,der Stoat" als 
Instrument der Unterdrückung weist sei­
ne eigenen Schwierigkeiten auf. Es er­
fordert von uns, uns ein viel reichhaltige-



res Bild davon zu machen, wie diese 
„korporative" Kraft arbeitet. Das, was 
Leute zu Opfern macht, scheint zufällig 
geworden zu sein, der Zusammenbruch 
irgendeines Feindes oder irgendeiner 
Kraftquelle, eine Vervielfältigung der 
Kraftzentren. Die Diffusion dessen, was 
gewöhnlich „der Feind" genannt wurde, 
hinüber in ein vollständiges System, 
führt zu der Schwierigkeit, irgendeine 
Art gemeinsamer oppositioneller Politik 
zusammenzuführen. 

Man kann nicht gegen 
die Demakratisierung 
derKultursein,aberman 
muß sich gegen andere 
ihrer Grundzüge zur 
Wehr setzen. Diese ge­
mischten Gefühle müs­
sen in jede Analyse der 
Postmoderne aufge· 
nommen werden. FJ. 

Jameson: Der zweite große Stolper­
stein ist die Tatsache, daß das Korpora­
tive jetzt mit der Kultur zusammenfällt, so 
daß es inderToterlordernwürde, durch 
die Vermittlung der Kultur selbst hin­
durchzuschreiten, um dieses Werkzeug, 
das scheinbar nicht vorhanden ist, zu 
identifizieren. Das dramatisiert für mich 
so richtig, was auf dem Spiel steht bei 
dieser ganzen Frage der Postmoderne 
und ihrer kritischen Analyse. Die Post­
moderne als einheitliche Logik zu be­
greifen, ist ein Teil des Prozesses, in dem 
versucht wird, diese treibende Kraft zu 
lokalisieren, welche unsichtbar und ir­
gendwo innerhalb „des Korporativen" 
verstreut erscheint. Eine Politik, die es 
mit dem Korporativen aufnehmen woll­
te, müßte es dazu mit der Postmoderne 
selbst und ihrer korporativen Kultur auf­
nehmen. Dies durchzuführen, ist eine 
sehrkomplizierteSache und es ist etwas, 
das Leute oh als puritanisch oder schlicht 
versimpelt abstempelt, denn sie sehen 
scheinbar die ganze Postmoderne als 
eine Form der Dekadenz und als Kultur 
der herrschenden Klasse an, während 
sieeineviel ambivalentere Sache ist, mit 
einer ganzen Menge neuer Dinge, die 
in ihr geschaffen werden. 

• Holl: Ich möchte oll dies in den 

INTERVIEW 

Kontext dessen stellen, was in Osteuro­
pa geschieht. Sie mögen sogen, daß 
1992 eine Vollendung des Systems 
darste/Jt, das Sie zu beschreiben versv­
chen. Und voraussichtlich eröffnet 1989 
für ;edermann den Weg, an dieses 
System angeschlossen zu werden. Die 
Zweite Welt wird angeschlossen werden, 
die Drifte Welt ist schon angeschlossen; 
die postmoderne Kultur wird überall 
sein. Es wird eine neue Phase der 
kulturellen Globalisierung des Kapitols 
geben. 

Das mag in Osteuropa so geschehen. 
Aber wie ist das überhaupt mit der 
Explosion in Osteuropa? Sie hat ihre 
eigene lokale, historische Spezifitöt, und 
innerhalb dieser Geschichte gibt es eine 
gewisse Parado.xie hinsichtlich der Tat­
sache, daß es „Demokratisierung" ist, 
die ihr den mächtigsten Anstoß zum 
Wechsel gegeben zu hoben scheint: 
eine Idee von Demokratie, die im We­
sten fast verloren war. Demokratie ist im 
Westen so sehr mit liberaler Demokratie 
und liberalem Kapitalismus gleichge­
setzt worden, daß es uns schwerfäl(t, 
uns für sie sehr zu begeistern. Sie scheint 
die Dinge eher zu bewahren als sie 
besonders zu verändern. Aber im Osten 
waren sie über die Demokratie richtig 
begeistert. Im Moment ist es die einzige 
Möglichkeit, die Revolutionen von 1989 
zu beschreiben, indem man Begriffe 
wie „Demokratisierung der Zivilgesel~ 
schaff" oder eine ähnliche Terminologie 
verwendet. So scheint in beidem, in der 
Postmoderne und in den Explosionen in 
Osteuropa, sich eine zugrundeliegende 
Tendenz zur „Demokratisierung der 
Gesellschaft" auszudrücken. Hoben Sie 
irgendwie in diese Richtung gedacht in 
Bezug auf die Explosionen von 1989? 

Jameson: Ich zögere, das Wort „De­
mokratisierung" zu benutzen, weil es 
einen Sieg impliziert, der noch nicht 
gekommen ist. Er genausowenig im 
Westen gekommen. Demokratie muß 
mehr als politische Konsultation umfas­
sen. Es muß Formen der ökonomischen 
Demokratie und der Volkskontrolle auf 
andere Weise geben, einige davon 
sind sehr problematisch, wie Selbstver­
waltung durch die Arbeiter. Das ist nicht 
erreicht worden, und daher ist es wich­
tig, die Demokratisierung der Kultur vom 
Erreichen wirklicher Kontrolle durch das 
Volk zu unterscheiden. Es gibt einige 
permanente politische Dilemmata, die 

mit den Veränderungen an der Oberflä­
che nicht verschwinden. Was jetzt den 
Osten betrifft, halte ich es für sehr plau­
sibel, einen Vergleich mit der Revolution 
von 1848 anzustellen, in welcher es 
weniger das Ökonomische war, um das 
es ging, sondern das Nationale. 

Mein anderes Gefühl ist, daß 1989 in 
der Tat das Ergebnis der Passage der 
östlichen Länder in ein ganzes neues 
Weltsystem war, das sich den letzten 10 
bis 15 Jahren herausgebildet hat. Es ist 
falsch zu sagen, daß der Sozialismus 
ein Fehlschlag war. Er war in diesen 
Ländern ein Erfolg. Sie hätten diese 
Situation gar nicht erreicht ohne die 
annähernde Vervollständigung des 
Modernisierungsprozesses, die immer 
das letztliche Motiv des Leninismus war. 
Man kann sehr verschiedener Ansicht 
darüber sein, ob dieses leninistische 
Moment der Modernisierung dasselbe 
ist wie der Marxismus überhaupt. Aber 
eine neue Entwicklungsstufe wäre nicht 
zustandegekommen, wenn der So­
zialismus nicht erfolgreich gewesen 
wäre. 

Unter solchen Bedingungen, wo eine 
Gruppe von Ländern eigenttich gegen­
über dem Weltfinanzmarkt abgeschot­
tet ist gegenüber Handel und so weiter, 
sind Fragen nach der Effizienz fast 
ausschließlich politische Fragen. Aber 
in dem Augenblick, in dem der Wel~ 
kapitalismus seine ältere Hülle abwirft 

Die Konzeptionalisierung 
der Besonderheit wäre in 
Situationen einer realen 
Besonderheit nicht möglich 
gewesen . ... Das politische 
und kulturelle Konzept der 
Besonderheit basiert para­
doxerweise auf dem Sieg 
einer gewissen Gleichheit 
und Identität zwischen den 
sozialen Sub-Gruppen. FJ. 

und sich auf eine viel machtvollere und 
systemartige globale Art und Weise 
organisiert, werden diese Länder und 
ihr Nationalplan und ihre Lebenswei­
sen, die im alten System ziemlich gut 
funktionieren, radikal verändert. Wenn 
sie ein Teil des Weltmarktes sein wollen, 
sind ihre Fabriken und ihre Währung 

plötzlich werttos geworden. Die Dialek­
tik darin ist,daßsiezum Teilwegen ihres 
eigenen Erfolges plötzlich hinwegge­
fegt wurden, und zum Teil, weil sie jetzt 
ein Bestandteil eines viel ausgedehnte­
ren System sind, mit dem iene relativ 
altmodischen Formen des Sozialismus 
oder Kommunismus einfach nicht mit­
halten konnten. 

• Holl: Die Analyse, die Sie anbieten, 
sowohl von dem, was im Westen ge­
schieht, im Spätkapitalismus, wie Sie es 
bezeichnen, als auch von den ge­
genteiligen Entwicklungen in Osteuro­
pa, ist sehr herausfordernd; sie fügt viele 
verwirrende Elemente auf eine neue Art 
zusammen. Sie beantworten die Post­
moderne auf eine sehr flexible, komple­
xe Weise. Und doch ist darunter ein 
absolut unbezweifelter Glaube an die 
Logik des klassischen Marxismus. Wie 
holten Sie diese beiden Dinge harmo­
nisch beieinander? Das Vertrauen in 
diese bestimmte Geschichtskonzeption 
ist unzweifelhaft geschwächt worden 
durch oll das, das wir beschrieben ha­
ben. Die Tatsache, daß so viele Dinge 
anders gekommen sind als ;ene Logik 
sie in der Vergangenheit einmal proji­
zierte, hat viele Leute dazu geführt, zu 
sagen: Daran können wir einfach nicht 
länger festhalten. 

Wie schaffen Sie es, über neue Situatio­
nen weiter auf eine fruchtbare und 
neuartige Weise nachzudenken, wäh­
rend die Ihrer Argumentation 
zugrundeliegende Logik genau auf den 
Texten gegründet hat, die eine derartig 
unterschiedliche Geschichte erzählten· 
von der revolutionären Natur des 
Kapitalismus, seiner dialektischen Qua· 
lität . wegen seiner Produktion seiner 
eigenen Negation, des Proletariats· im 
Kommunistischen Manifest und in den 
Grundrissen? 

Jameson: Das ist eine Frage, die of­
fensichtlich auf der Basis von individu­
ellem Glauben oder Überzeugung 
schwer zu beantworten ist, weil es sich 
dabei auch einfach um irgendeine irri­
ge persönliche Religion handeln könn­
te. Aber ihre Komponenten hoben mit 
der absoluten Überzeugung zu tun, daß 
dies hier noch Kapitalismus im klassi­
schen Sinne ist. Die Postmoderne hat 
diese seltsame Doppelzüngigkeit, bei 
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Andererseits ... halten 
viele Leute diese Umbrü­
che für den Ausdruck der 
Aushebelung der „Logik 
der Geschichte" · für das 
Ende der Meta·Ge· 
schichtstheorie des klas­
sischen Marxismus. Be­
finden wir uns noch im 
selben Spiel? S.H. 

der Sie überzeugt sind, daß der Kapito­
lismus triumphiert hat: Da ist der Markt 
auf der einen Seite, und jedem geht es 
besser und ieder spielt seine andersarti­
ge Musik, aber auf der anderen Seite 
sind wir genauso gemeinsam überzeugt, 
daß es unglaubliches Elend in diesen 
Gesellschaften gibt, es wird eher 
schlimmer als besser, die Leute werden 
nicht wohlhabender. Und wir wissen, 
daß beide Ansichten wahr sind, und 
ebenso, daß sie beide unvereinbar sind. 

• Hall: Das Sozialgefüge hat sich 
aufgelöst. 

Jameson: Ganz genau, und der neue 
globale Reichtum und die neue globale 
Verelendung sind beide zugleich wahr, 
aber irgendwie können wir sie nicht 
zusammenfügen. Als große Konzeption 
liefert der Marxismus die Kompensation 
für die Tatsache, daß unsere Lebens­
spannen als biologische Individuen hi­
storischen Rhythmen nicht entsprechen. 
Größere historische Bewegungen sind 
immer erstaunlich und unerwartet und 
erscheinen doch, von einer größer an­
gelegten systemartigen Perspektive nach 
dem Ereignis aus, wiederum plausibel, 
entsprechend dem, was wir darüber 
wissen, wie die Geschichte des Kapi· 
talismus funktioniert. 

Ich bin der Überzeugung, daß diese 
neue postmoderne globale Form des 
Kapitalismus eine neue Klassenlogik in 
sich tragen wird, aber sie ist noch nicht 
vollständig entwickelt, weil die Arbeiter­
bewegung sich noch nicht im globalen 
Maßstab rekonstituiert hat und es daher 
eine Krise gibt bezüglich dessen, was 
Klassen und Klossenbewußtsein sind. Es 
ist völlig klar, daßdietreibendeKraftauf 

der Linken nicht in den älteren Formen 
enthalten ist, aber die marxistische Kon­
zeption gibt uns in die Gewißheit, daß 
sich eine Form der treibenden Kraft 
rekonstituieren wird, und in diesem Sin­
ne sehe ich mich immer noch an die 
marxistische Logik gebunden. 

Es ist falsch zu sagen, 
daß der Sozialismus ein 
Fehlschlag war. Er war 
in diesen Ländern ein 
Erfolg. Sie hätten diese 
Situation gar nicht er­
reicht ohne die annä­
hernde Vervollständi­
gung des Modernisie­
rungsprozesses •.• FJ. 

Das Interview ist, mit freundlicher Ge­
nehmigung, der Septemberausgabe von 
MARXISM TODAY c '" ,imen. 
Übersetzung: Christoph Meyer, Köln. 
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INTERVIEW: 
MIT RUDOLF MEIDNER 

,,MODELL SCHWEDEN'' 
IN DER KRISE 

• Frage: Das "Modell Schweden" ist 
heule viel aktueller in seiner politischen 
Bedeutung als noch vor einigen Jahren, 
einloch aufgrund der Umgruppierun­
gen innerhalb und zwischen den Blök­
ken und der daran anschließenden Fra­
ge: Was ist heule eigentlich Sozialis­
mus, was ist sozialistische Politik? Wenn 
bei uns über das „schwedische Modell" 
gesprochen wird, heißt es im gleichen 
Atemzug immer: ,,Das schwedische 
Modell ist in der Krise!" Ist das "Folkheim 
für alle" gefährdet? 

Rudolf Meidner: Nun, das ist eine 
Frage der Definition. Wie wirdos Volks-­
heim verstehen - wir hoben diesen Aus­
druck benutzt, der ja ursprünglich von 
dem schwedischen Ministerpräsidenten 
Per Albin Honsson in den dreißiger 
Jahren stammt. Er hatte dieses Wort 
1928 in einer Rede verwandt. Ob man 
das nun als Sozialismus deuten soll, 
oder als Form eines gezähmten 
sozialliberalen Kapitalismus, ist etwas 
zweifelholt. Er sagte: Die Kernfrage ist 
die der Solidarität mit den schwachen 
Gruppen, der Wirtschaltsdemokratie 
und der Vollbeschäftigung. 

T 
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II Zwischenfrage: Das sind die bei­
den Grundpfeiler des schwedischen 
Modells: Vollbeschäftigung und Gleich­
heit? 

Rudolf Meidner: Ja, das sind die 
beiden Ziele und alles andere ist eigent­
lich nur Mittel dazu. Vollbeschäftigung 
ist ein ziemlich eindeutiger Begriff: Be­
schäftigung für jeden, der Arbeiten will, 
nicht jede Beschältigung, sondern pro­
duktive Beschöltigung. Natürlich legt 
man heute mehr in das Wort Beschölti­
gung als vor 50 Jahren, wo es darum 
ging, überhaupt Arbeit zu haben: Heute 
will man die „gute" Arbeit hoben. 
Schwieriger ist die Definition von 
Gleichheit. Damit meint man nicht 
Gleichmacherei, sondern: gleiche 
Chancen der Ausbildung, der Entwick­
lung des Lebensstandards. Vielleicht ist 
da die solidarische Lohnpolitik der 
deutlichste Ausdruck auf der gewerk­
schaftlichen Seite. Auf der staatlichen 
und gesellschaftlichen Seite heißt dies: 
Eine sehr stark ausgebaute Sozialpolitik 
und ein großer öffenttichen Sektor. 

• Frage: Und darüber hat es doch in 
den letzten Jahrzehnten in Schweden 
einen gesellschaftlichen Konsens gege­
ben, der alle Schichlen und Klassen, 
auch die Arbeilgeber, einschloß. Ist 
dieser Konsens in Gefahr? 

Rudolf Meidner: Nun ja, Konsens ist 
vielleicht etwas zuviel gesagt. Die Ar­
beitgeber und die bürgerlichen Partei­
en, jedenfalls die Konservativen, hoben 
dabei natürlich nie mitgemacht. Zur 
Vollbeschöltigung kann man sogen, daß 
die Arbeiterbewegung - die Gewerk­
schalten und die sozialdemokratische 
Partei - stark genug war, die unterdrük­
kende Minderheit der Bevölkerung da­
von zu überzeugen, daß das ein vor­
rangiges Ziel ist, an dem man nicht 
rütteln kann, ohne politische Schwierig­
keiten zu haben. Insofern ist es Sicher so, 
daß darüber in Schweden ein Konsens 
besteht - auch jetzt noch. Sogar die 
Arbeitgeber wagen es nicht, von der 
Vollbeschöltigung abzugehen. Es gibt 
vereinzelt liberale Volkswirtschaftler, die 
sagen: Wir müssen wählen zwischen 
Vollbeschältigung und Inflation, wählen 
zwischen Vollbeschöltigung und Stabi­
lisierung der Preise, die sagen, die 
Vollbeschäftigung erzeugt inflationäre 

Folgen und deswegen müsse man drei 
bis vier Prozent Arbeitslosigkeit in Kauf 
nehmen, um die Inflation zu begrenzen. 
Aber es gibt keine politische Partei oder 
Organisation, auch nicht die der Arbeit­
geber, die das offen anstreben. 

• Frage: Solidarische Lohnpolitik heiß 
doch, daß Beschäftigte in besonders 
rentablen Betrieben auf Teile von mögli­
chen Lohnerhöhungen verzichten zu­
gunsten von Beschäftigten in anderen 
Betrieben? 

Rudolf Meidner: Das ist ein Teil der 
solidarischen Lohnpolitik: Gleiche Ar­
beit muß gleich bezahlt werden soll, 
unabhängig davon, wie die Rentabilität 
der Unternehmen ist. In den rentablen 
Unternehmen, wo die Lohnverhältnisse 
bereits überdurchschnittlich sind, soll 
zugunsten der Beschäftigten in den an­
deren Unternehmen auf weitere Loh­
nerhöhungenverzichtetwerden. Deshalb 
hat man in Schweden seit den 50er 
Jahren zentrale Lohnverhandlungen ge­
führt, die ja die Voraussetzung für eine 
solidarische Lohnpolitik sind . 

• Frage: ,,Gleichheit ist in Sc~..-eden 
wesentlich umstrittener? -

Rudolf Meidner: Mit der Gleichheit 
ist es sehr viel anders. Schon deswegen, 
weil sie schwerer zu definieren ist. 
Gleichheit ist ein weitgestecktes Ziel. 
Das schwedische Wort für Gleichheit 
hat dabei auch einen etwas anderen 
Beiklang als im deutschen. ,,Gleichheit" 
hat in meinen Ohren einen etwas ne­
gativeren Klang als das schwedische 
Wort dafür: Es ist mehr der Weg zur 
Gleichheit als das eigentliche Ziel, auch 
zu einer Gleichheit der Chancen kommt 
man m.E. nie, aber ich sehe die solida­
ri.sche Lohnpolitik als einen wirklichen 
EckpfeilerdieserGleichheitsvorstellung. 
Da ist es am deutlichsten, am klarsten 
und man kann auch schrittweise beob­
achten, wie man sich bis zum Anfang 
der 80er Jahre diesem Ziel genähert 
hat. Da hörten zwar nicht die Bestre­
bungen auf, aber die Erfolge blieben 
aus - ab 1982/83. 

• Zwischenfrage: Das schwedische 



„Gleichheit" schließt Individualität mit 
ein? 
Rudolf Meidner: Ja, selbstverständ­
lich. 

• Frage: Bei uns gibt es in der Spra­
che, aber vor allem in der von der 
neokonservativen Propaganda be­
stimmten politischen Auseinanderset­
zung, eine Entgegensetzung von 
Gleichheit und Individualität. 

Rudolf Meidner: Wenn wir uns über 
die Einbeziehung der Individualität in 
die Gleichheit im klaren sind, so teilen 
sich Staat und Gewerkschaften die Ver­
antwortung hierfür: Der Staat durch 
Steuer-, Sozia~ und Wirtschaftspolitik, 
nicht zuletzt durch den großen öffenrli­
chen Sektor, die Gewerkschalten durch 
die solidarische Lohnpolitik. Da gibt es 
an sich keine KonAikte, natürlich jedoch 
in der konkreten Ausführung, wenn es 
beispielsweise verschiedene Ansichten 
über die Steuerpolitik gibt. 

• Frage: liegt darin auch die Be­
gründung lür die hohe Steuerquote in 
Schweden? 

Rudolf Meidner: Die hohe Steuer­
quote hängt mit anderen Dingen zu­
sammen, nicht mit der solidarischen 
Lohnpolitik. Denn die hohe Steuerquote 
ist die Voraussetzung dafür, daß der 
Staat und die Gemeinden eine ausglei­
chende Politik führen können: das ist der 
zweite Pleiler. Die Verantwortung für die 
Vollbeschäftigung trägt der Staat und 
niemand anderes. Es ist Sache des Staa­
tes, die Verantwortung für die Vollbe­
schäftigung zu übernehmen. Da kann 
ihm kein anderer helfen, auch die Ge­
werkschalten nicht. Deswegen ist das 
Ansinnen an die Gewerkschaften, das 
auch die sozialdemokratischen 
Regierungen immer gestellt haben, daß 
sie durch niedrige Lohnforderungen die 
Vollbeschäftigung stützen sollen, nach 
unserer Auffassung abwegig. Der 
Arbeitsmarkt ist ein Teil des Marktes. 
Schweden ist eine marktorientierte 
Ökonomie. Der Arbeitsmarkt reagiert in 
der gleichen Weise wie die anderen 
Märkte. Dos ist genau wie es im Lehrbuch 
steht: daß Angebot und Nachfrogeauch 
für die Löhne entscheidend sind. Die 
sozialdemokratischen Regi~rungen ge­
hen nicht soweit wie liberaleOkonomen, 
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die sagen: Es gibt immer Vollbe­
schäftigung, wenn nur die Gewerk­
schalten Aexibel sind und nachgeben 
und sagen: ,,Ja, wir arbeiten für den 
halben Lohn". Sowas gibt es hier nicht, 
denn dafür sind die Gewerkschalten 
hier, anders in den USA, wo die 
Gewerkschaften wirklich eine Aexible 
Lohnpolitik machen, um Vollbeschäfti­
gung zu erholten, zu stark. Die Auffas­
sung der Gewerkschaften ist eindeutig: 
Es ist Sache des Staates, durch geeigne­
te Wirtschaftspolitik für Vollbeschäfti­
gung zu sorgen und durch aktive Ar­
beitsmarktpolitik mitzuhelfen, daß nie­
mand arbeitslos wird. Das ist die eine 
Seite, der eine Eckpfeiler. Der zweite 
Eckpfeiler ist die Gleichheit. Im schwedi­
schen hat dieses Wort einen mehr prä­
ventiven Beisinn; es heißt nicht, daß 
Menschen gleich sind. 

II Frage: Kürzlich erst wurde der 
Spitzensteuersatz gesenkt, von unge­
fähr achtzig Prozent au/ jetzt fünfzig -
von einer sozialdemokratischen Regie­
rung/ 

Rudolf Meidner: Ja, für die direkten 
Steuern wurde der Steuersatz gesenkt, 
für die indirekten erhöht und die Ge­
samtsteuerlast bleibt unverändert. Der 
von Ihnen erwähnte Steuersatz ist je­
doch der Grenzsteuersatz, also der 
Steuersatz für die nächsten zusätzlich 
verdienten tausend Kronen. 

• Zwischenfrage: Hat es über diese 
Steuersenkung Auseinandersetzungen 
gegeben? 

Rudolf Meidner: Schwere Auseinan­
dersetzungen sogar, denn die Gewerk­
schalten waren der Ansicht, daß diese 
ihre schlecht verdienenden Mitglieder 
stark trifft. Denn wenn man die Pro­
gressivitöt der Steuern verringert, so 
bedeutet dies, daß Menschen mit hohen 
Einkommen begünstigt werden und 
Menschen mit niedrigen Einkommen 
relativ schlechtweg kommen. Wir haben 
keine gestaffelte Mehrwertbesteuerung 
wieandereländer: niedrige Besteuerung 
für notwendige Artikel und hohe Be­
steuerung für Luxusartikel. Die Besteue­
rung von 25 Prozent dürlte die höchste 
indirekte Steuer in der westlichen Welt 
sein, was wiederum fürdieAngleichung 

an die europäische Gemeinschaft Pro­
bleme gibt. 
Die Gesamtsteuerlast in Schweden hat 
sich nicht verändert. Die sozialdemo­
kratische Regierung hat ja nicht die 
Absicht, die Sozialleistungen zu ver­
ringern. Die Probleme, die wir haben, 
liegen nicht darin, daß man weniger 
Steuereinnahmen hat und deswegen 
sozial abrüsten muß, sondern daß die 
Ansprüche ständig steigen. So verändert 
sich beispielsweise die Altersstruktur. 
Statistisch ist zu beobachten, daß wir 
schon heute weit mehr Menschen über 
80 Jahren haben als vor zehn Jahren, 
und daß sich deren Zahl bis ins Jahr 
2000 erhöhen wird. Und in diesem 
Zusammenhang entstehen vermehrt Be­
treuungs- und Krankheitskosten, die die 
soziale last ständig erhöhen. Es gibt gar 
keinen Zweifel daran, daß dies die 
akttve Bevölkerung tragen muß. Und 
wenn man die Steuerlast nicht erhöht, 
muß das irgendwo zum Vorschein kom­
men, zum Beispiel durch relativ ver­
schlechterte Qualität. Unveränderte 
Steuerlast bedeutet deshalb auf Dauer 
eine Verschlechterung der sozialen Lei­
stungen, schon deshalb, weil die Pro­
duktivitätssteigerung im öffenrlichen 
Sektor der im pri~_aten gar nicht folgen 
kann. Wie ein Okonom sagte: Mon 
kann nicht die 9. Symphonie in der 
halben Zeit spielen. 
Die Gewerkschalten haben Modifizie­
rungen durchgesetzt, so daß die aller­
schlimmsten Folgen gemildert werden 
konnten. Aber sie sagen immer noch, 
daß beispielsweise in der Gemeindear­
beit 30.000-40.000 teilzeitarbeitende 
Frauen negattv betroffen sind. Und die­
se Teilzeitarbeit ist ja selten freiwillig. 
Teilzeitarbeit bedeutet oft Teilzeitarbeits­
losigkeit. Und gerade diese Menschen 
mit ihren niedrigen Einkommen, das 
natürlich schwach besteuert ist durch 
direkte Steuern, haben alle Nachteile 
der Erhöhung der indirekten Steuern: 
Eine alleinstehende Frau mit einem Kind, 
die in Teilzeit arbeitet, kommt eindeutig 
schlecht weg. 

II Frage: Ist diese „Steuerreform" die 
Ursache lürdas gegenwärtige Populari­
täf'stief der Regierung oder ist es nicht 
ouch ein Ausdruck der /eh/enden Per­
spektive Für eine Politik, wie sie das 
schwedische Modell darstellt? 
Rudolf Meidner: Es ist teils eine mehr 

trendmäßige Entwicklung, teils sind es 
aktuelle Fragen - wie die Steuerpolittk -
und zum dritten direktes Ungeschick. Es 
gibt einen schwedischen Wissenschaft­
ler, Göran Therborn, der hat festgestellt, 
daß die Erfolge der Sozialdemokratie 
Ergebnis einer für Schweden günstigen 
internationalen Situation und einer ge­
schickten Politik war. Es scheint, daß 
beides nicht mehr der Fall ist. Die inter­
nationalen Voraussetzungen haben sich 
verschlechtert und mit dem großen poli­
tischen Geschick ist es offensich~ich 
_auch nicht mehr sehr weit her. 

Es klingt vielleicht etwas zynisch, aber 
als Volkswirtschaftler kann ich es nicht 
anders sagen: Die günstige Entwicklung 
in den 30er Jahre in Schweden war 
nicht unabhängig von der internationa­
len Situation. Die schwedische Wirt­
schaft hat großen Nutzen aus der deut­
schen Aufrüstung gezogen. Eigentlich 
müssen die schwedischen Innovationen 
in der Wirtschaftspolitik zurücktreten 
hinter die damals günstigen Vorausset­
zungen der schwedischen Exportpolitik. 
Wenn man dann die Nachkriegszeit 
betrachtet, ist es ganz unzweideutig so, 
daß die schwedische Wirtschaft in die 
Nachkriegssituation mit einer intakten 
industriellen Kapazität eingestiegen ist. 
Es gab nach dem Krieg eine ungeheure 
Nachfrage nach schwedischen Waren, 
die nochmal verstärkt wurde durch die 
Valuta-Abwertung von 1949 um 30 
Prozent, das hat zusätzlich einen Vorteil 
gegenüber anderen Länder gebracht. 
Ziemlich grob, aber nicht falsch ausge­
drückt: Die Aufrüstung der 30er Jahre 
und der Wiederaufbau Europos nach 
dem Krieg haben Schweden sehrgeho~ 
fen. Die Ideologie ist nun, daß man 
diese günsttgen Gegebenheiten positiv 
verwertet hat: daß man einen Sozio~ 
staat aufgebaut hat, doß man Vollbe­
schäftigung verwirklicht hat, daß man 
eine Wohlfohrtsgesellschaft geschaffen 
hat. Denn man hätte es auch anders 
machen können, einen anderen Vertei­
lungsweg wählen können. Mon hat also 
Glück mit Geschick verbunden. 

Heute dagegen liegen die Dinge sehr 
anders. Schweden hat seine Vorteile 
verloren 1 denn heute haben wir eine 
Internationalisierung der schwedischen 
Wirtschaft, die Schweden zu einem Teil 
eines inlernotionalen Blocks macht, in 
dem Schweden kaum noch Sondervor­
teile hat. 

JNTIRVJIW 

- Frage: Es ist also die Internationali­
sierung der schwedischen Wirtschaft, 
die die Grundlagen des schwedischen 
Modellw in Frage stellt? 

Rudolf Meidner: Die auch im inter­
nationalen Maßstab großen schwedi­
schen Konzerne hoben teilweise außer­
holbvon Schweden ihr Schwergewicht. 
Früher hatten die schwedischen Groß­
unternehmen ihre Muttergesellschaft in 
Schweden, sie hatten ihre Aktionäre in 
Schweden, sie hatten ihr Haupttnteresse 
und die Hauptbeschäftigungsanteile in 
Schweden. Heute verschiebt sich dies 
ständig zuungunsten Schweden und 
zugunsten des Auslandes. Das heißt, 
auch Unternehmen, die ihren Hauptsitz 
in Schweden haben, entwickeln sich im 
Ausland stärker als in Schweden: in der 
Beschäftigung, bei den Kapitalanlagen 
und den Investitionen. Und das ist eine 
neue Situatton für Schweden. Schwe­
den war immer exportorientiert, ober 
heute wird es „deindustrialisiert'. Wir 
sind eine Dienstleistungsgesellschaft 
geworden. Aber der Witz, daß man 
nicht davon leben kann, daß man sich 
gegenseitig die Wäsche wäscht, der ist 
nohon seiner Verwirklichung. Wir brau­
chen eine starke produktive Industrie als 
Grundlage für den Diensrleistungssek­
tor. Das hatte auch die schwedische 
Regierung 1982 erkannt und deswe­
gen war ihr erster Schritt die Abwertung 
der schwedischen Krone um 16 Pro­
zent. 

• Zwischen/rage: Das läßt sich aber 
nicht so ohne weiteres wiederholen? 

Rudolf Meidner: Schwerlich, ohne 
daß das sehr übelgenommen wird in 
anderen Ländern. Es ist deshalb allge­
meine Auffassung, daß dies das letzte 
Mal war, aber auf der anderen Seite 
gibt es eine ständige reale Abwertung 
gegenüber der DMMark durch die lau­
fende Zunahme der Stärke der DM­
Mark. Das hat die schwedische Regie­
rung gut erkannt. Und deswegen hat sie 
den Exportdrive ab 1982 zur Grundla­
ge ihrer Politik gemacht. Was sie dabei 
sehr bewußt vernachlässigt hat, sind die 
Verteilungsprobleme. Da lebt der Kon­
flikt fort zwischen Staatsinteresse, in 
diesem Fall also zwischen sozialdemo­
kratischem Regierungsinteresse, und 
Gewerkschaftsinteresse. Es war richtig, 
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die schwedische Wirtschaft anzukurbeln 
und auf Exporte auszurichten, ober man 
hat mit den hohen Gewinne und der 
hohen Liquidität Ungleichheit akzeptiert. 
Man hat das Ziel der Gleichheit wenn 
auch nicht aufgegeben, so doch 
vernachlässigt gegenüber dem Vorrang 
der schwedischen Wirtschaftsentwick­
lung. 

• Frage: Also e;n Bruch mit dem Kon­
sens, ein Faktor gegen den sozialen 
Frieden? 

Rudolf Meidner: Das hat zu Konflik­
ten geführt. Die Gewerkschaften waren 
sehr lange sehr loyal gegenüber der 
Regierung, wegen der engen 
Zusammenarbeit zwischen Sozialde­
mokratie und LO ist das natürlich. Man 
hat die erste Abwertung 1982 akzep­
tiert, hat von einem Ausgleich dafür 
abgesehen, obwohl man dadurch Rea~ 
lohn verloren hat. Das hat man aus 
Loyalität akzeptiert und aus der Einsicht, 
daß die schwedische Wirtschaft ange­
kurbeltwerden mußte nach der Krise der 
70er, Anfang der 80er. Das geht ein 
Jahr, das geht zweiJahre, das geht aber 
keine 10 Jahre. Es entstehen sonst Brü­
che zwischen der Führung, ,den Bon­
zen", und den einfachen Mitgliedern, 
für die diese Art von Wirtschaftspolitik 
unverständlich ist. Das ist also ein Grund 
der gegenwärtigen Unzufriedenheit. 
Für uns Gewerkschaftsökonomen ist das 
kein überraschender Konflikt, er ist eine 
Selbstverständlichkeit, denn wenn die 
Menschen sehen, was möglich wäre an 
Lohnerhöhungen und sie im Namen der 
SolidaritätdavonAbstand nehmen, dann 
ist das ein Anspruch, den sie auf Dauer 
nicht ertragen können und der die Ge­
werkschaften schwächt. 

• Frage: Hat dies denn schon konkrete 
innergewerkschaffliche Auswirkungen, 
zum Beispiel was den Organisations­
grad angeht? 

Rudolf Meidner: Der Grad an Orgo­
nisiertheit ist noch sehr hoch. Entschei­
dend ist jedoch der Bruch im Trend. Wir 
sehen vor allem in den Städten, daß 
gewisse Gruppen sich nicht mehr so 
gewerkschaftlich organisieren wie bis­
her üblich. Das gilt für ganze Zweige, in 
der elektronischen Industrie, wo kleine 
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und mittlere Betriebe vielfach überhaupt 
nicht mehr organisiert sind 

• Frage:Es gibt in der BRD die Diskus­
sion über die „ modernen Arbeitnehmer­
schichten", gemeint ist damit, daß es vor 
allem im Dienstleistungsbereich, aber 
auch in den moderneren, technisierte­
ren Bereichen der Industrie, schwieriger 
wird, Arbeitnehmerinnengewerkschaft­
lich zu organisieren. In diesem Zusam­
menhang wird die These vertreten, daß 
die Arbeitsweise und die Lebenserfah­
rung der dort Beschäftigten-gerade im 
Angestelltenbere;ch. sich brichf mit dem 
traditionellen Anspruch der Gewerk­
schaften auf Zentralitöt von Entscheidun­
gen, auch mit dem Etatismus der Arbei­
terbewegung in all ihren Facetten. 

Rudolf Meidner: Die Tendenz haben 
wir selber und damit auch neue 
Unternehmerstrategien, die in diese Lük­
ken eintreten, die sachlich und ideolo­
gisch entstanden sind. Die Gewerk­
schaften sind in ihren Bestrebungen 
schwächer geworden sind, ihr 
Hauptthema ist Zurückhaltung und da­
für fordern sie Solidarität ein. Das ent­
spricht nicht mehr den individuellen 
Willen der Menschen. Das machen sich 
die Arbeitgeber zunutze. Denn wenn 
die Arbeitnehmer in ihren gewerk­
schaftlichen Forderungen zurückhaltend 
sind, so versuchen die Arbeitgeber, in 
einer Situation mit hoher Nachfrage 
-nach qualifizierten Arbeitskräften, mit 
anderen Mitteln diese Arbeitskräfte an 
sich zu ziehen, vor ollem die hochqua­
lifizierten: durch Gewinnanteile, er­
tragsbezogene Beteiligungen und ähn­
liches. Eine besondere schwedische 
Spezialität ist die eigentlich unübersetz­
bare „Wandelanleihe", die erst noch 
fünf Jahren in Aktien umgewandelt 
werden kann, also völlig risikofrei ist. Es 
ist also eigentlich ein Darlehen, das der 
Arbeitnehmer dem Arbeitgeber gibt. 
Entscheidend ist, daß die Gewerkschaf­
ten hierauf keinerlei Einfluß haben. 
Hundertausende haben diese Anleihen 
gekauft, einige sind Millionäre gewor­
den, niemand hat dabei verloren, aber 
viele haben dadurch mehr gewonnen 
als durch Lohnerhöhungen in den letz­
ten zehn Jahren. Es kümmert die Men­
schen deshalb natürlich nicht, wenn 
dies im Gegensatz zur solidarischen 
Lohnpolitik steht, wenn sie davon Vortei-

le haben, die ihre Kollegen in anderen 
Betrieben nicht hoben. Sie bekommen 
damit Geld, das sie im Sinne der solida­
rischen Lohnpolitik nicht bekommen 
können. Ich habe lange darüber gegrü­
belt, wie eine Gegenstrategie aussehen 
müßte: Irgendwie müßten die Gewinne 
abgeschöpft werden. Und zwar nicht 
durch die die gerade zufällig bei VOLVO 
oder SKF arbeiten, denn es soll kollek­
tives Einkommen werden. Dabei haben 
wir an Arbeitnehmerfonds wie in West­
deutschland gedacht. Doch wie in Hol­
land, in Italien oder Westdeutschland ist 
nichts daraus geworden, weil dies an 
den Kern des kapitalistischen Systems 
ginge. Kapitalisten sind zu allem bereit: 
jedoch nicht dazu, den Galgen zu bau­
en, an dem sie aufgehängt werden . 
Die Arbeitnehmerfonds waren ein klei­
ner Angriff auf die kapitalistischen Pro­
duktionsmittel: Wenn jedes Jahr ein Teil 
des Gewinns an kollektive Ar­
beitnehmerfonds abgegeben werden 
soll, ist dies natürlich ein Angriff auf das 
Monopol der Kapitaleigentümer. Das 
hatten unsere Gegner sehr genau er­
kannt, und da unsere Partei sehr uninter­
essiert daran war - und da man diese 
Frage geschickt bis sehr ungeschickt 
behandeln kann, in diesem Fall sich 
außerordenrlich ungeschickt verhalten 
hat· wurde dieser VarschlagJ~~bse­
ren kapitalistischen Gegnern~~.W-;_~~·=._l '.·._.iner 
millionenschweren Kamp~' "im 
Reichstagswahlkampf 1976 zuNichte 
gemacht. · 

• Frage:Sie haben 1983 in ihrem 
Buch „Modell Schweden" geschrieben, 
daß nun die dritte Phase des schwedi­
schen Modells eingeleitet werden müs­
se: die Einführung der Wirtschaftsde­
mokratie. Kann man heute von prakti­
schen Elementen der Wirtschaftsdemo­
kratie in Schweden sprechen? 

Rudolf Meidner: Zuerst einmal muß 
man unterscheiden zwischen Wirtschafts­
demokratie und industrieller Demokra­
tie: Wirtschaftsdemokratie bedeutet Ein­
fluß der Arbeitnehmer auf die Wirt­
schaftspolitik· nicht nur politisch, das ist 
selbstverständlich -, sondern bedeutet 
Arbeitnehmerfonds- das ist das einzige 
Element, das ich mir heute real vorstellen 
kann; nur dadurch könnten Arbeitneh­
mer wirtschaftliche Entscheidungen mit· 
treffen, die über gewöhnliche Wirt-



schaftspolitik hinausgeht. Dies wäre ein 
neues, ein nichtstaarliches, gesellschaft­
liches Element in der Wirtschaftspolitik. 
Etwas ganz anderes ist die industrielle 
Demokratie, die Demokratisierung im 
Betrieb. Da haben wir in Schweden eine 
sehr viel schwächere Form der Mitbe­
stimmung als in Westdeutschland, zu­
mindest im Vergleich zur Montan-Mitbe­
stimmung: Es gibt nur einen Anspruch 
auf Verhandlungen zwischen Arbeitge­
ber und Gewerkschaften - allerdings 
über alle Belange. Verhandeln kann 
man jedoch über alles, die Entscheidung 
liegt woanders. Auf der anderen Seite 
kann man nicht durch Beschluß der 
Vollversammlung einer Belegschaft ent­
scheiden, ob im nächsten Jahr für 
zweihundert Millionen eine neue 
Papiermaschineangeschafftwerden soll. 
Eine denkbare Form der industriellen 
Demokratie wäre, daß die Gewerk­
schaften aufgrund ihres Eigentums - ge­
bildet durch Arbeitnehmerfonds - mit 
über grundsätzliche unternehmenspoli­
tische Fragen entscheiden könnten.Aber 
dieser Weg ist politisch blockiert und es 
verbleibt beim Mitspracherecht. 

• Frage: Gibt es irgendwelche Anzei­
chen dafür, daß die organisierte 
Arbeiterbewegung zukünftig aus ihrer 
Defensive herauskommen wird? 

Rudolf Meidner: Nein, ich sehe we­
nig ... Der erste Weg, der funktioniert 
nicht mehr, und der zweite Weg, Mitbe­
stimmung über das Arbeitsrecht, ist nicht 
so erfolgreich, wie man das erwartet 
hat, und der dritte Weg, der jetzt auf 
dem nächsten Gewerkschaftskongreß 
diskutiert werden soll, der aus überindi­
viduellen Einzahlungen in einen Pen­
sionsfond bestehen soll, öffnet gewisse 
Perspektiven. Die Initiative liegt gegen­
wärtig weitgehend beim Arbeitgeber. 
Die Arbeitgeber bestimmen die neuen 
Strategien, die Arbeitgeber sind noch 
die Aktiven, die Militanten. Sie 
schwimmen momentan oben auf der 
Welle der globalen Individualisierung. 
Was haben die Gewerkschaften als 
Vertretung des kollektiven Interesses dem 
entgegenzusetzen? Mahnungen, gute 
Worte und Ideologie reichen nicht, das 
ist klar. Es ist natürlich ein starkes Argu­
ment, sagen zu können, daß nur die 
gewerkschaftliche Arbeit langfristig Ar­
beitsplätze für olle Arbeitnehmer erhält, 
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daß kurzfristige Erfolge nicht alles sind, 
sondern daß man es unter dem Ge­
sichtspunkt der Yollbeschähigung und 
Solidarität, der Grundwerte der Arbei­
terbewegung, sehen muß. Ich glaube, 
daß es auch heute notwendig ist, an die 
„olten" Ideen anzuknüpfen - dos sind 
die Gedanken eines alten Menschen -, 
aber ich habe die „neuen" Ideen noch 
nicht gesehen: ich warte auf sie mit 
größtem Interesse. Unsere alten Ge­
danken sind jedenfalls noch nicht von 
neuen überwältigt worden und es ist 
meine feste Überzeugung, daß wir die 
Vollbeschähigung, die Solidarität und 
die traditionellen Gleichheitsbestrebun­
gen der Arbeiterbewegung nicht auf­
geben dürfen, denn es wäre eine 
furchtbare Tragik, wenn man erst durch 
die Katastrophe hindurch müßte, bevor 
man wieder vom Neuen zu den alten 
Ideen zurückfindet. Vielleicht wird Klar­
heit geschaffen werden auf dem näch­
sten Gewerkschaftskongreß 1991. Bis­
her ist noch nicht deutlich geworden, 
was man meint, wenn man von einer 
Kollektivierung des Kapitals und von 
Wirtschohsdemokrotie spricht. Was tut 
man konkret: man hält fest an der solida­
rischen Lohnpolitik, man spricht von der 
„guten", qualifizierten Arbeit, und man 
untersucht die 400'.000 schlechtesten 
und gefährlichsten Arbeitsplätze, die 
zur Frühpensionierung führen. Man sagt 
das gleiche, was wir vor 20 Jahren zur 
solidarischen Lohnpolitik gesagt haben, 
,,Wir akzeptieren keine schlechten Löh­
ne, und wenn ein Unternehmen nicht in 
der Lage ist, gute Löhne zu zahlen, gut, 
denn weg damit!" Das stößt natürlich 
auf den Widerstand der schwedischen 
Arbeitgeber, die sagen, die anderen 
sind nicht bereit, das gleiche zu tun, und 
denn verschlechtern sich für uns die 
Bedingungen der Konkurrenz, und das 
gilt natürlich auch für die „qualifizierten" 
Arbeitsplätze, aber auch für die Im­
missionen, die Begrenzung des Schad­
stoffausstoßes. Das kann man nicht ein­
fach beiseite schieben, denn man muß 
bedenken, daß Schweden nur ein 
winziger Teil eines internationalen Ge­
meinwesens ist, das in seiner Wettbe­
werbsfähigkeit getroffen werden kann. 

• Frage: Aberläßtsich dies nicht auch 
umkehren. In einer ähnlichen Logik, die 
von Ihnen angesprochen wurde: ;ndem 
man die strukturpolitische Wirkung se­
lektiver nationalerGroßproiekte heraus-

arbeUet, um bestimmte ökonomische 
Strukturen mit staatlichen Projekten vor­
anzutreiben. Im Grunde könnten doch 
die ökologischen Herausforderungen 
ähnliche Anknüpfungspunkte bieten, bis 
hin zu derChonce, doraus exportfähige 
Produktinnovation zu entwickeln. 

Rudolf Meidner: Nun, womit wir es 
hier in Schweden haben zu tun haben ist 
eher die Privatisierung staatlicher Un­
ternehmen, die Umwandlung in Aktien­
gesellschahen bei Post, Bahn und Tele­
grafengesellschaft mit rein betriebs­
wirtschaftlichen Zielen. Man kann natür­
lich solche Gedanken, wie die eben 
zitierten, in einem Buch vortragen, aber 
die reale Entwicklung geht nicht in diese 
Richtung, der Staat zieht sich mehr und 
mehr zurück. Es gibt allerdings solche 
Gedanken - und sehr ermunternd war 
eine Erklärung des heutigen Industriemi­
nisters, der aus der Gewerkschaft kommt, 
und der gesagt hat: Wir müssen versu­
chen, dem Staat und der Gesellschah 
eine größere Rolle zuzuteilen. Das geht 
aber gegen den Strom. Ich bin nicht so 
sicher, daß er das Gehör seiner eigenen 
Regierung, seiner eigenen Partei hat. 

II Frage: Hat denn der Industriemini­
ster dies auch ökologisch begründet? 
Spielt dies überhoupt eine Rolle? 

Rudolf Meidner: Nun, in diesem Zll­
sammenhang hat er nicht direkt davon 
gesprochen, es ist jedoch sehr leicht, 
dies in seinen Gedanken einzubeziehen, 
obwohl er selbst eher ein Konservativer 
ist in dieser Beziehung, der z.B. die 
Kernkraftwerke noch länger behalten 
möchte. Ich habe eher den Eindruck, 
daß er als Privatmann spricht, denn als 
Regierungsvertreter, wenn .er sich so 
äußert. Er hat auch über die Weiterent­
wicklung kollektiver Kapitalbildung ge­
sprochen, recht aufsehenerregend für 
einen Industrieminister. Er hat gesagt: 
Wir sind am Ende der Arbeitnehmer­
fonds, wir müssen uns überlegen, was 
wir zukünftig machen. Die offizielle Li­
nie dagegen ist, daß man nichts weiter 
machen soll: Punkt und Beschluß. Als 
Polme vor Jahren gefragt wurde, ob die 
regionalen Fonds ein Schritt in die Rich­
tung seien, hat er geantwortet, daß dies 
nicht der Schritt hin zu irgendetwas 
anderem sei, sondern daß dies eben 
der Schritt sei. 

,-

• Frage: Gibt ~s denn überhaupt ein 
Beispiel oder Uberlegungen für ein 
nationales Großprojekt, das sinnvoll 
wäre? 

Rudolf Meidner, Nun, es gibt ein 
Großprojekt in der Biochemie und Bio­
Technologie, größtenteils ein Teil der 
schwedischen Industrie, ein kleiner Teil 
in staa~icher Hand. Die schwedische 
Industriepolitik ist schwach, sie hat zwar 
eine Reihe von Instrumenten, aber sie 
wendet diese Instrumente nicht in groß­
industriellem Maßstab an. Man zieht 
sich eher zurück und überläßt die Stell­
erung den Morktkrähen. Nur hauen die 
Marktkrähe manchmal so daneben wie 
z.B. in der Autoindustrie, in der jeder 
zehnte beschäftigt ist: natürlich ein un­
geheueres Risiko, das man da eingeht, 
in einer weltweit so überdimensionierten 
Industrie! 

II Frage: Wie sieht es mit positiven 
Beispielen aus? Gibt es überhaupt eine 
ökologische Debatte in Schweden? 

Rudolf Meidner: Ja, es gibt eine sol­
che Debatte, Schweden gehört sicher 
zu den ökologiebewußten Völkern. Wir 
haben z.B. eine Grüne Partei mit immer­
hin 6-7% der Stimmen und 25 Manda­
ten im Parlament. Über eine fehlende 
Debatte kann man nicht klagen, vieles 
gerade an der Berichterstattung über 
die Ostblockländer ist mehr aus ökolo­
gischer Sicht geschrieben als unter 
politischen Gesichtspunkten. 

• Frage: Aber man diskutiert nicht 
über lnvestitiory_slenkung im Zusammen­
hang mit der Okologie? 

Rudolf Meidner: Nun ja, man ver­
schärft die Bestimmungen und insofern 
kann man sagen, daß man die Unter­
nehmen zwingt, Investitionen vorzuneh­
men, die normalerweise nicht durchge­
führt werden würden -aber dies mit sehr 
weit in die Zukunh gefaßten Bestim­
mungen. Es ist bisher nur in sehr weni­
gen Fällen vorgekommen, daß man ein 
Unternehmen gezwungen hat, mit seiner 
Betätigung - oder Teilen davon - aufzl!­
hören, obwohl man weiß, daß es immer 

-- noch weiter geht mit den Schädigungen 
der Umwelt. VOLVO hat z.B. eine Fabrik 
in Götebarg mit Schadstoffausstoß, wo 
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nur sehr langsam dieser Ausstoß be­
grenzt wird: es ist ein ständiges Balan­
cieren zwischen Beschäftigung und 
Konkurrenzsituation. 

• Frage: Noch einmal nachgefragt: 
Welche Rolle wird der Staat zukünftig 
spielen, für gewerkschaftliche und sozi­
aldemokratische Strategien? Unsere tra­
ditionellen Strategien sind ja sehr etati­
stisch, sie setzen auf starke Or­
ganisationen, während wir heute mit 
Bewegungen konfrontiert sind, die sehr 
anders, nämlich dezentral organisiert 
und bewußtseinsmößig ganz anders 
strukturiert sind als die traditionelle Ar­
beiterbewegung. Die Frage ist dabei, 
ob wir nicht heute manchmal zu defen­
siv sind, was die Instrumente angeht, auf 
die wir traditionell gesetzt haben, und 
was ihre Anpassung an veränderte Be­
dingungen angeht. 

Rudolf Meidner, Es gibt solche Be­
wegungen, solche Gruppen, die nicht­
staatlich, nicht-politisch sind, hier in 
Schweden ganz traditionell, Bewegun­
gen für Wohnkooperativen auf genos­
senschaftlicher Basis, als Konsumenten­
vertretungen, gegen den Alkohol. Im 
Grunde besteht das schwedische Volk 
aus einer großen Reihe von Volksbewe­
gungen, von denen viele oder Teile 
davon ziemlich nahe an der Arbeiter~ 
wegung sind, und es gibt sie auch 
innerhalb der Sozialdemokratischen 

- Partei, etwa die Christen, die eine eige­
ne Fraktion sind, manchmal im Gegen­
satz zur offiziellen Partei, die offener 
sind für ökologische Fragen, Probleme 
des Friedens, für Einwanderungsproble­
me und andere Dinge als der Großteil 
der Partei, aber auch für die Frauen, die 
eine Rolle in der Anti-Atombewegung 
gespielt haben, wie für die Jungen, die 
oftweitentferntsind von der „Kraftmitte" 
der Partei-wie bei Ihnen ja auch. Ich bin 
nicht ganz sicher, obes so ist, aber viele 
neue Ideen können viel leichter kanali­
siert werden durch diese Bewegungen, 
als durch die alten festgefahrenen Par­
teien. Viele von den Genossenschaften 
sind zwar nicht mehr das, was sie 
einmal waren, denn viel von der alten 
Ideologie ist verloren gegangen, ober 
insgesamt denke ich, daß auch in dieser 
Beziehung Schweden elwas besonde­
res ist, weil es diese Bewegungen schon 
seit vielen Jahrzehnten gibt und sie eine 

viel größere Rolle spielen als etwa in 
Westdeutschland. Sie sind immer noch 
eine starke Stütze der Arbeiterbewe­
gung, auch wenn die Partei als solche 
sich in einer schwachen Lage befindet. 
Und auch die Gewerkschaften, bei ae 
len fehlenden Konzepten: es gibt kein 
Lend, in dem 85% der Arbeitnehmer 
organisiert sind. Es bröckelt zwar, aber 
die Basis ist noch da, es ist kein Zusam­
menbruch. Und wenn man von der Krise 
des schwedischen Modells spricht, muß 
man immer noch bedenken: die Ziele 
sind da, die Organisationen sind da, 
die Ideologie ist im wesentlichen noch 
intakt, doch wir sind in der Defensive. 
Ich will von einer schweren Krise des 
schwedischen Modells nicht sprechen, 
solonge wir Vollbeschähigung und ein 
intaktes Sozialsystem haben. 

II Frage: Wenn wir den Blick einmal 
noch Osten wenden, so sehen wir dort 
das Scheitern des Modells der Planwirt­
schaft. Sie haben deutlich gemacht, daß 
Sie dieses Modell ablehnAn. Wird nun 
nicht Schweden -o/;; uus einzige Land, 
in dem die Frage der Gleichheit noch 
thematisiert wird - mehr in den Mit­
telpunkt des Interesses rücken?_ 

Rudolf Meidner: Es gibt 511f ~zi­
aldemokratische Politiker''.. --':Cdie 
glauben, daß die Ostblodlallet im 
schwedischen Modell nun einöWErsotz 
für ihr eigenes gescheitertes Modell se­
hen werden. Ich halte das für einen 
grollen Irrtum. Für die Menschen im 
Ostblock gibt es keinen Unterschied 
zwischen kommunistischem und refor­
mistisch-sozialistischem Weg, der ja auch 
ein etatistischer ist. Ihnen ist der demo­
kratische Sozialismus genauso wi­
derwärtig wie der Kommunismus. Mit­
gefangen, mitgehangen. Nur ein Bei­
spiel: Kürzlich war ich auf einer Konfe­
renz in Bratislava. Den stärksten Beifall 
erhielt dort ein Vertreter des schwedi­
schen Arbeitgeberverbandes, der sich 
außer der Reihe zum Mikrofon vorge­
drängelt hatte. Den Beifall erhielt er für 
den Satz: ,,Geht den Weg zur Markt­
wirtschahganz bis zum Ende und bleibt 
nicht auf halbem Wege stehenl" Und 
das ist noch meinem Gefühl der allge­
meine Trend. 

Für spw führten das Gespräch Ulla und 
Fiele Saß 
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nen 6,- DM, bei Abnahme von 
min. 10 Expl. 5,- DM je Stück. 
Prof. Josef Hindels, einer der 
engagiertesten Vertreter der 
Weiterentvvicklung oustromarxisti­
scher Vorstellungen in der Gegen­
wart, befaßt sich in dieser Broschü­
re aus der Sicht des unorthodoxen 
Marxismus mit jenen Fragen, die 
in der Gesellschaft von heute 
große ideologische Auseinander­
setzungen auslösen: Die atomare 
Bedrohung und der Hunger in der 
Welt sowie das Verhältnis von 
Ökonomie und Ökologie unter 
spätkapitalistischen ProdukHonsver­
hältnissen. Damit verbunden ist 
auch eine leicht verständliche 
Einführung in marxistische Denk­
weisen. 
Für die Schulungsarbeit erprobt 
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preis 8,- DM, für Abonnenttnnen 
5,-DM. 
Die Herforder Thesen waren 
Anfang der achtziger Jahre die 
grundlegende Positionsbestimmung 
marxistischer Kräfte innerhalb der 
Sozialdemokratie, die dabei an 
die marxistischen Traditionen in 
der hiesigen wie der internationa­
len Sozozialdemokratie anknüpf­

ten. 
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UNKE. 
Diskussion am Beispiel der 
Herforder Thesen 

Hrsg. v. Dettev Albers u.a., mit 
Beiträgen von Wolfgang Aben­
droth, Rudolf Bahro, Joachim 
Bischof! u.a., Ladenpreis l 0,80 
DM, für Abonnenttnnen 8,- DM. 

" ... alle diese kritischen Bemerkun­
gen mindern in meinen Eugen das 
außerordentliche Verdienst der 
Herforder Thesen nicht - und ich 
sage das ausdrücklich, obwohl ich 
in einer Reihe von ganz entschei­
denden Punkten inhalttich nicht mit 
ihnen übereinstimme-, weil nach 
langer, langer Zeit ... der Versuch 
gemocht wurde, ein umfassendes 
Konzept sozialistischer Politik auf 

marxistischer Grundlage für 
Sozialisten in der SPD zu entwick­
eln." !Peter von Oertzen} 
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Grundlagen für das neue 
Programm der SPD 

Hrsg. v. D. Albers, F. Heidenreich, 
H. Lienker u. Kurt Neumann, mit 
Beiträgen von Dieter Dehm, Jürgen 
Egert, Katrin Fuchs u.a., 185 
Seiten, Ladenpreis 17,50 DM, für 
Abonnentinnen 15,- DM. 
Wissenschaftlerinnen und Politike­
rinnen, Ökonomen und Politolo­
gen, Abgeordnete aus Bundestag 
und Europäischem Parlament, 
skizzieren Ziele und Wege sozial­
demokratischer Politik auf lange 
Frist. Grundelemente der SPD­
Programmatik, die auf der Höhe 
der Probleme der Zeit steht und die 
antikapitalistische Perspektive nicht 
preisgibt. 

PROJEKT 
MODERNER SOZIALISMUS. 
53 Thesen 

Hrsg. v. Susi Möbbeck, Fiete Saß 
und Birgit Zoerner, Ladenpreis 8,­
DM, für Abonnenttnnen 7,- DM. 
Marxistische Jusos in der SPD 
haben Bausteine für eine Analyse 
unserer Zeit und eine moderne 
sozialistische Strategie formuliert. 
Aus dem lnhah: Welt im Umbruch; 
Ökonomische Regulierung; 
Veränderung von Arbeits- und 
Lebensweise; Entwicklung des 
politischen Systems; Reform und 
Revolution heute; Bündnis von 
Arbeit, Wissenschaft und Kultur; 
Perspektiven des modernen 
Sozialismus. 

• 
sew-Hefte 1 bis 51 sind 
sämtlich noch lieferbar: 

• Hefte 1-29 Für Abonnentinnen zu je 5,- DM 

• Hefte 30-50 für Abonnentinnen zu je 7 ,50 DM 

Ich bestalle 

c=J gegen Rechnung 

c=J durch Vorkasse 

C=:J mit Verrechnungsscheck 

C:=J Expl. Josef Hindels, Marxismus und Gegenwart 

C=:J Expl. Frauenbilder 

C:J Expl. Kapitalistische Krise 

C:J Expl. Herforder Thesen 

c=J Expl. linke Sozialdemokraten & ... 

C:J Expl. Sozialismus der Zukunft 

C:J Expl. Projekt Moderner Sozialismus. 53 Thesen 

spw Hefte Nr. 

Name, Vorname 

Siro6e unc:I Hausnummer 

Pl1 und Ort 

Datum und Unt.ndirift 

• 
Geschichte wird gemacht, 
spw war dabei. 

10Jahre spw 

spw-1 bis spw-38 zum Sonderpreis von 
100,- DM (incl. Versand). 

kh bestalle "l O Jahre spw" 

C:=J kh habe einen Verrechnungsscheck beigelegt 

C::J Ich wünsche eine Rechnung 

Na-, \brna..,. 

Shß. und Hou111ummer 

--- P\Z-!Nld Ort 

r Vo'/kszeitung 
DIE LINKE WOCHENZEITUNG 

Ich möchte die Volkszeitung kennenlernen und bestelle 6 Ausgaben für 1 0,- DM 
(gegen Vorkasse: Geldschein, Scheck, Briefmarken) als Probeabonnement. 
Wird der Bezug nicht vor Erhalt der 5. Ausgabe gekündigt, wandelt sich das Pro· 
beabo in ein regelmäßiges Abonnement um. 

Name/Vorname 

Straße 

PLZ/Ort 

Da1umiÜnterschrift 
VertrauensgaranUe: Mir 1st bekannt, daß ich diese Bestellung innerhalb einer Woche beim 
Volkszeitung Verlag GmbH, Postlach 360 520, 1000 Berlin 36, widerrufen kann. Zur Fnst­
wahrung genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Obenstehende Bedingungen 
habe ich zur Kenntnis genommen. 

Da1um/Unterschrift 

Einsenden an: Volkszeitung Verlag GmbH, Postfach 360 520, 
1000 Berlin 36 Tel. 030 614 90 33 



ABO 
SPW Verlag-Redaktion GmbH 
Kieler Str. 13 
5000 Köln 80 (Tel. 0221 / 623271 ) 

Ich abonniere SPW ob sofort/ob Heft .......... SPW erscheint in 
sechs Hehen mit einem Gesamtumfang von ca. 360 Seiten. Die 
Kündigung des Abonnements ist unter Einhaltung einer dreimonali· 
gen Frist nur zum Jahresende möglich. Johresobo: Inland DM 51,-; 
Ausland DM 54,- lind. Versand). SPW kann johrgongsweise auch 
rückwirkend abonniert werden. 

§ zum Normalpreis DM 51,­
zum ermäßigten Preis DM 42,­
zum Auslandspreis DM 54, 

Hiermit erteile ich dem SPW-Verlag gleichzeitig eine 
Einzugsermächtigung für die Abbudiung des Abo.Betrags von 
meinem Konto. 

Ich wünsche eine Rechnung 

Konto-Nummer Banklei tzahl 

Bankverbindung 

Name (in Druckbuchstaben) Geburtsdatum 

Straße und Hausnummer 

PLZ Wohnort 

Datum/Unterschrift 

Diese Bestellung kann innerhalb einer Woche schriftlich widerru fen 
werden !Poststempel). Erfolgt innerhalb dieser Frist kein Widerruf, ist 
ein wirksamer Vertrag zustandegekommen. Ich bestätige hiermit, 
über mein Widerrufsrecht entsprechend dem Abzahlungsgesetz 
1§ 1 b, Ab,. I) in Kenntnis gesetzt worden zu sein. 

Datum/ Unterschrift 

!Achtung! Zwei Unterschriften bitte, damit wir die Bestel· 
lung zügig bearbeiten können!) 

Ich habe spw bereits abonniert und dieseln 
Abonnenten/in geworben. Dafür erhalte ich ein Expl. 
"Sozialismus der Zukunft" 

Name (in Druckbuchstaben) 

Straße und Hausnummer 

PLZ Wohnort 

Dolum/Unterschrift 

spw abonnieren! 
Abonnentinnen werben! 
Wer ietzt spw abonniert, 
oder ein neues ABO wirbt, 
erhält als Dankeschön 
"Sozialismus der Zukunft", 
herausgegeben von: 
D. Albers, Frank Heidenreich, 
Heinrich Lienker, Kurt Neumann 

• 185 Seiten 
• Buchhandelspreis 17,50 DM 




